


Von Silke Leuckfeld | Ein wesentlicher Schritt auf dem Weg in
die soziale (Mindest-)Absicherung ist die freiwillige Arbeitslosen-
versicherung für Selbstständige. Sie wurde noch von der Rot-Grü-
nen-Koalition im Zuge der Hartz-III-Gesetze Weihnachten 2003
beschlossen, schmorte aber völlig unbeachtet von der Öffent-
lichkeit im Vermittlungsausschuss und wurde deshalb erst Ende
2005 endgültig verabschiedet. Es war ein großes Weihnachts-
geschenk für die meisten Selbstständigen, die in der Regel kleine
Einzelunternehmer und Freiberufler sind – ohne Netz und dop-
pelten Boden. Brechen plötzlich Aufträge weg oder funktioniert
das Geschäftsmodell nicht, droht ihnen Hartz IV. Am 1. Februar
diesen Jahres startete die neue Absicherung – und wurde klamm-
heimlich zum 31. Mai für alle, die vor 2004 selbstständig wur-
den, wieder kassiert. In einer Nacht-und-Nebel-Aktion beschloss
der Ausschuss für Arbeit und Soziales die Übergangsregelung für
diesen Personenkreis, der eigentlich bis Jahresende einen Antrag
hätte stellen können, zu kippen. Bereits am folgenden Tag,
den 1. Juni wurde die Änderung im Kielwasser der umstrittenen
Hartz-IV-Reform im Bundestag mit sofortiger Wirkung verab-
schiedet: Gültig ab 1. Juni! Wer noch einen Antrag stellen
wollte, hätte dies bis Mitternacht tun müssen. Gegenwehr vom
Bundesrat ist nicht zu erwarten. Bei dieser Art des Vorgehens
darf Kalkül unterstellt werden. Dabei hatte die „Rolle rückwärts“
handfeste Gründe: Knapp vier Monate hatten gereicht, um der

Bundesregierung einen Einblick in die Lebensrealität kleiner
Selbstständiger zu vermitteln. Bis Ende März wurden 11.650 An-
träge von Selbstständigen bewilligt. Zum Vergleich: Allein in
ver.di sind rund 31.000 Selbstständige Mitglied. Dennoch wurde
die Zahl der Anträge offensichtlich als so gigantisch empfunden,
dass in den Regierungsreihen Panik ausbrach. Denn wer ein-
zahlt, könnte theoretisch auch irgendwann Leistung erwarten.
Das Institut der Deutschen Wirtschaft hatte bereits zuvor be-
hauptet, es handele sich um eine „Einladung zum Missbrauch“.
Der Vorwurf: Im Extremfall könne ein Selbstständiger zwölf
Monate einzahlen und dann sechs Monate Urlaub genießen.
Leistungsbezieher = Nassauer auf Kosten der Allgemeinheit?
Eine derzeit sehr beliebte Gleichung, um (sozial-)politischen
Unsinn zu verkaufen. Doch warum wurde die Arbeitslosenver-
sicherung für Selbstständige dann nicht komplett gekippt? Nun
ja, gedacht war dieses Vorhaben offenbar vor allem für Arbeits-
lose, die in die Selbstständigkeit und damit aus der Statistik
gelockt werden sollen. Angesichts der mauen Wirtschaftslage
meinte man wohl, dass es dafür mehr als nur der Peitsche be-
darf. Die Erkenntnis: Hier muss ein bisschen Zucker her – eine
freiwillige Arbeitslosenversicherung. Wie schnell sich derartige
„süße Kristalle“ im sozialen Sparwasser deutscher Politik wieder
auflösen, haben nunmehr viele Selbstständige einmal mehr er-
fahren müssen.
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aufgespießt
Von Christine Gahsmann | Als „Affront“ bezeichnete die Re-
daktion der Berliner Zeitung die Berufung von Josef Depenbrock
zum neuen Chefredakteur. Ihre Reaktion folgte prompt: Vormit-
tags verkündete Geschäftsführer Peter Skulimma den neuesten
Schachzug der Chefetage, im Anschluss zog sich die Redaktion
zur internen Beratung zurück und beschloss daraufhin an diesem
Tag keine Zeitung zu produzieren. Gemeinsam mit Depenbrock
handelte Skulimma aus, dass wenigstens eine Notausgabe mit
Agenturmeldungen erschien, nachdem er zugesagt hatte, dass
die Redaktion auf Seite 1 eine Erklärung veröffentlichen darf.
Auf Seite 2 teilte Depenbrock seine Sicht mit. Die Redakteure
waren vor allem aufgebracht, weil an diesem Tag eigentlich ab-
schließend über ein Redaktionsstatut verhandelt werden sollte.
Zentraler Punkt sollte ein Mitspracherecht bei der Be- bzw.
Abberufung des Chefredakteurs sein. Stattdessen wurde Depen-
brock präsentiert, der nicht nur Chefredakteur ist, sondern auch
Mitglied der Geschäftsleitung und Anteile am Verlag hält. Und
Depenbrock tat an seinem ersten Arbeitstag nichts, was die Be-
denken der Redakteure zerstreuen könnte. Die Antwort auf die
Frage, welche Artikel ihm in den vergangenen Tagen besonders
gut gefallen haben, ließ tief blicken. Er lese immer gern die Re-
portagen von Alexander Osang. Der geschätzte Kollege arbeitet
aber bereits seit sieben Jahren für den Spiegel. Inhaltlich hatte
er sich ganz offensichtlich noch nicht mit dem Blatt beschäftigt,

dafür aber umso mehr mit dem Stellenplan. So bemerkte er,
dass zwölf Redakteure im Feuilleton arbeiten, es aber nur
1,6 Stellen im Vermischten gibt. Zwanzig Prozent Rendite soll-
ten mit ihm machbar sein, teilte er mit. Die Zeile „Qualität
bleibt unser Gütesiegel“ über der Stellungnahme von Depen-
brock in der Notausgabe wirkt angesichts seiner Bemerkungen
wie Hohn. 20 Prozent Rendite? Eine massive Steigerung der
Einnahmen durch mehr Zeitungsverkäufe und explodierende
Anzeigenbuchungen ist unrealistisch. Was bleibt, ist ein bein-
harter Sparkurs. Von der Geschäftsleitung wurde bereits ange-
kündigt, dass betriebsbedingte Kündigungen konzernweit nicht
ausgeschlossen und den Betriebsräten der Einzelbetriebe bis
Ende Juni die Pläne zur Umstrukturierung und zum Personalab-
bau bekannt gegeben werden. Zu einem Moratorium während
der laufenden Verhandlungen war die Chefetage nicht bereit.
Deshalb geht es im Kampf der Beschäftigten nicht um die Frage,
wer die Macht im Haus hat, sondern ob das Blatt gegen die
Wand gefahren wird. Die Berliner Zeitung kann ihre Marktposi-
tion nur mit der viel beschworenen Qualität halten – aber diese
kostet. Wer ohne großen Einsatz schnell Rendite erwirtschaften
will, sollte nicht ins Zeitungsgeschäft einsteigen. Dafür würden
sich aus unternehmerischer Sicht andere Branchen anbieten –
die notfalls auch in einem Billiglohnland produzieren können.
Tageszeitungen zählen eindeutig nicht dazu.

Worte wie Hohn

Auf den Medienmärkten des
neuen Europa herrscht Auf-
bruchstimmung, besonders bei
der Presse. Während hierzu-
lande die Rendite lahmt und
Strukturen zementiert schei-
nen, teilen deutsche Verlage
bei ihrer Osteuropa-Expansion
die Märkte neu auf. (Titel S. 8 –
13) Mit vergleichsweise gerin-
gen Investitionen erzielen sie
Supergewinne, für die Kollegin-
nen und Kollegen vor Ort fal-
len Arbeitsplätze und im Lan-
desvergleich gute Verdienste
ab. Diese wie auch andere Ar-
beitsbedingungen lassen sich
natürlich nicht an deutschen
Tarifen messen, die Probleme
sind aber ähnlich: Festanstel-
lungen sind rar, Scheinselbst-
ständige und unterbezahlte
Freie an der Tagesordnung
(S. 14). Der Unterschied: Dank
schwachem Arbeitsrecht, klein
gehaltener Gewerkschaften und
ängstlicher oder gar fehlender
Betriebsräte gibt es „Wild-Ost“.

Das daraus nicht „Wild-West“
wird, dafür liefern die jüngsten
Betriebsratswahlen in Deutsch-
land (S. 16 / 17) und die Erfah-
rungen der britischen Gewerk-
schaft NUJ im Kampf mit
„Heuschrecken“ hoffnungsvolle
Signale (S. 36).

Dabei geht es auch um
Rechte von Journalisten in-
und außerhalb der Redaktion,
um ihre gesellschaftliche Ver-
antwortung für journalistische
Qualität. Und das ist gut so,
wie das Beispiel BND-Affäre
zeigt. Die dju spricht sich hier
eindeutig für die Unvereinbar-
keit von journalistischer und
jeglicher geheimdienstlicher
Arbeit aus (S. 7). Oder sei es die
Debatte um den Presse- bzw.
einen Medien- sowie Radio-
kodex (S. 30) oder die Selbst-
kontrollgremien insgesamt.
Oder sei es im Diskurs um in-
nere Pressefreiheit im Ringen
um ein Redaktionsstatut,
wie es derzeit in der Berliner

Zeitung geschieht. Unstrittig:
Zum Problemfeld gehört auch
der Versuch, die Rechte der
Urheber zu beschneiden sowie
Verschlechterungen bei der
Förderung und Absicherung
der Freientätigkeit. (S. 19,
26 / 27). Zu bedauern ist, be-
trachtet man die letzten Mona-
te , dass sich deutsche Medien
zunehmend dem Fieber der
Einstweiligen Verfügungen und
des Rechtsstreits hingeben,
wenn es um Inhalte geht, an-
statt den Wettstreit in journa-
listischer Form auszutragen:
sachlich, Wahrheit suchend
und andere Meinungen tole-
rierend (S. 20 / 21, 24). M bleibt
dieser Art Diskurs verpflichtet,
erscheint jedoch erst wieder im
September. Viel Zeit also, das
aktuelle Blatt ausführlich zu
lesen, zu debattieren und zu
kommentieren – vielleicht auch
am Badesee!
Karin Wenk,
Verantwortliche Redakteurin

Ost-West-Qualitäten

editorial
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briefe an «m»

Zur Bildqualität in M

„Gibt es zu viele 
Fotojournalisten“ in M 05.2006 

„Gibt es zu viele Fotojournalis-
ten“, fragte sich die dju auf
dem vergangenen Fotografen-
tag zu Recht. Schön, dass auch
die M sich des Themas ange-
nommen hat. Zu Recht wurde
auf dem Fotografentag über die
Qualität von Bildern geredet. 

Und natürlich wurde der
Fotografenüberschuss und der
damit verbundene Preiskampf
auf dem Bildmarkt erwähnt
und die abnehmende Bedeu-
tung des Bildes sowie die damit
einhergehende Mentalität zum
billigen Bild bei den Printme-
dien bedauert, die die Arbeit
der Photojournalisten nur
noch als quasi Pictogramm se-
hen, um die Leser auf den Text
zu stoßen, ihm aber kaum ei-
gene journalistische/erzähleri-
sche Qualitäten zubilligen oder
die dafür nötigen Räume ge-
ben. Natürlich führte das alles
zu der Schlussfolgerung, dass
ein langfristiges Überleben im
Markt wenn überhaupt nur
mit technisch und künstlerisch
exellenten Bildern möglich sei.

Warum nimmt sich die M-
Redaktion das auf dem Foto-
grafentag diskutierte nicht zu
Herzen? Der Text ist ok, keine
Frage. Die Bilder? Ja, Bilder
sind da auch und lassen wir die
Frage nach der technischen
Qualität mal aus. Da kann der
Leser die Gesichter der im Text
erwähnten Personen sehen
und das Bild mit den vielen
Leuten ist wohl das Audito-
rium. Und wenn man mit den

Bildern und der Art der Bebil-
derung die Misere des deut-
schen Fotojournalismus und
der Stellung des Bildes in der
deutschen Presselandschaft
zeigen wollte, dann ist das
durchaus gelungen.

Wenn genau das jedoch
nicht beabsichtigt war, dann
sollte man sich bei der M mal
überlegen, ob es nicht sinnvoll
wäre die Bildauswahl so zu
treffen, dass sie den eigenen
Kriterien des Fotografentages
stand hält; und das nicht nur
bei diesem Artikel …

Roland Geisheimer, per Mail ■

Merkwürdiger Trost

„Gibt es zu viele 
Fotojournalisten“ in M 05.2006 

Wirklich eine gute Idee und
eine hehre Absicht, die Arbeits-
bedingungen der Fotojourna-
listen hier bei uns unter die
Lupe zu nehmen auf einem 
Fotografentag der dju in Han-
nover. Nur was bleibt für den-
jenigen, der nicht dabei war
und nur den Beitrag in M als
Informationsbasis hat? Die
trostreichen Worte von Rolf
Nobel, dass „trotz aller Verfla-
chungstendenzen Fotos Wir-
kung zeigen können“, leider
mit dem Beleg der Bilder aus
Abu Ghraib, an deren Entste-
hen, wenn ich mich richtig er-
innere, nicht sehr viel Foto-
journalisten beteiligt waren.
Noch trostreicher die Worte
der Bildredakteurin der taz, Isa-
bell Lott, die immerhin feststel-
len konnte, dass diese Zeitung
zwar nur Knipserhonorare zah-
le, aber „nichtsdestotrotz pro-
fessionelle Ansprüche bei der
Bildbeschaffung hat“. Gut zu
wissen, wenn ich etwas traurig
auf meine Honorarabrechnun-
gen schaue, dass eigentlich
schon der Erhalt überhaupt ei-
ner Abrechnung die Anerken-
nung meiner Profiqualität ist.

Dass gerade Bildagenturen
wie Getty und ddp als Beleg
herhalten müssen für den Qua-
litätsverlust bei Bildern in den
Printmedien, halte ich bei der
Güte der Fotos dieser beiden
für gewagt. Und wenn ich von
Kollegenseite richtig unterrich-
tet bin, zahlen die auch recht

ordentlich, sonst hätten sie
nicht Fotografen dieser Klasse.
Und was die zunehmende Ver-
wendung von Gratis-PR-Fotos
betrifft, sollten wir nicht ver-
gessen, dass auch diese Bilder
von Fotografen gemacht wer-
den. Und jeder schreibende
Kollege wird mir recht geben,
PR-Texter lachen sich über die
Zeilenhonorare der Zeitungs-
autoren schief, so auch die Fo-
tografen, wenn wir die Mittel-
standshonorare mit denen der
arbeitnehmerähnlichen ver-
gleichen – und diese sind für
Zeitungsfotografen nur in den
seltensten Fällen zu erzielen.

Aber in der Qualitätsfrage
und der Beschäftigung guter
Fotografen sollten sich die 
Gewerkschaftspublikationen
doch im einen oder anderen
Fall selber an die Nase fassen.
Früher bestellten die KollegIn-
nen der IG Metall oder ÖTV
die Demo- oder anderen Ver-
anstaltungsfotos noch bei rich-
tigen Fotografen, heutzutage
knipst der Gewerkschaftssekre-
tär die Bilder und stellt sie
hinterher zur gefl. Verwen-
dung ins Netz. Vielleicht hätte
sich der geschätzte Kollege
Zint auch gefreut, wenn er
mehr als die zwei Fotos der
Veranstaltung abgedruckt be-
kommen hätte. Ich denke, es
hätte den Seiten gut getan.

Und das Foto zwei Seiten
davor über die Mediennutzung
von Jugendlichen mit einem
halb aufgebauten TV-Bild, da-
für aber einem ganzen Blitzre-
flex, ist jetzt auch nicht der Be-
leg dafür, dass wir von der dju
es besser können, als die ande-
ren gescholtenen Printmedien.

Stefan Kresin, per Mail ■

Verkaufen unter Wert

„Gibt es zu viele 
Fotojournalisten“ in M 05.2006 

Der Artikel „Gibt es zu viele
Fotojournalisten?“ verlangt
nach Widerspruch. Zum einen
die These, dass mit der über-
mäßigen Verbreitung der Digi-
taltechnik immer mehr Quer-
einsteiger in den Fotojourna-
lismus drängten und dieser
„damit vehement an Qualität
einbüßt“. Es ist nicht die Men-

ge der Fotojournalisten an den
immer miserableren Bild-
strecken vieler Lokalausgaben
schuld, vielmehr erliegen die
Verleger der Verlockung, aus
dem Vollen schöpfen zu kön-
nen – und das möglichst billig.
Die Verleger springen nur allzu
gern auf den Zug auf, wonach
das so genannte Bildermachen
dank der Digitaltechnik „ja
sooo viel einfacher“ geworden
sei. Ein Irrglaube! Die gewon-
nene Zeit – keine Laborarbeit
mehr et cetera – zerfließt ei-
nem spätestens dann zu einem
erklecklichen Teil zwischen
den Fingern, wenn es an die
Auslese und ans Bearbeiten der
Fotos geht. In den Fotosemina-
ren, die ich für Volos, Redak-
teure und Freie gebe, stelle ich
immer wieder fest, dass dieser
Faktor vernachlässigt wird.

Dass immer mehr Foto-
journalisten immer weniger
Geld mit ihren Fotos verdie-
nen, liegt zu einem großen Teil
auch an ihnen selbst. Im
Schwäbischen gibt es dafür ein
Sprichwort: „Was nix koscht –
des taugt nix“; was auf gut
Deutsch heißt: Die Kollegen
verkaufen sich oft unter Wert,
auch angesichts der anschei-
nend so übermächtigen Kon-
kurrenz im eigenen Lager. Ich
selber arbeite als Freier und er-
lebe die Misere am eigenen
Leib. Hier gibt es nur ein
Gegenmittel: Auf hohe und
höchste Qualität bei den eige-
nen Fotos achten und Rückgrat
beim Verkaufen zeigen.

Guido Sawatzk, per Mail ■

Traurige Entwicklung

„Weit und breit kein 
Wegweiser“ in M 05.2006

Der schwierige Umgang der
Medien mit sich selbst ist eine
traurige, aber natürliche Ent-
wicklung im digitalen Zeitalter,
wo Inhalte keine explizite Be-
deutung mehr haben. Denn
viele Anbieter können gar kein
Interesse an einer kritischen
Berichterstattung haben. Dann
müsste etwa das ZDF eingeste-
hen, dass „Wetten dass?“ eine
Dauerwerbesendung ist, bzw.
die Bild-Zeitung zugeben, dass
ihre Redaktion aktiv politische

Wir freuen uns über Briefe.
Vor allem über kurze.
Wir wollen möglichst viele 
zu möglichst vielen Themen 
erhalten und abdrucken.
Manchmal müssen wir 
Leserbriefe kürzen.
Wir bitten um Verständnis.

ver.di Bundesverwaltung 
Karin Wenk, «M»-Redaktion 

10112 Berlin
Telefon: (030) 69 56 23 26 

Fax: (030) 69 56 36 76
E-Mail: karin.wenk@verdi.de
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Meinungsbildungsprozesse in-
szeniert. Gegen die Vernebe-
lung der wahren Berichterstat-
tungshintergründe hilft nur
ein strenges Kartellrecht, dass
die Besitzer von Medien auf
eine möglichst breite Basis
stellt, sowie ein neugieriger
Journalismus, der sich nur
durch Rücksichtnahme auf die
Wahrheit auszeichnet!

Rasmus Ph. Helt,
per Mail ■

Rückkehr 
zu Grundtugenden

„Pressefreiheit“ in M 05.2006

„Den Mächtigen unbequem zu
sein und Dinge transparent zu
machen“ – diese Aufgabe käme
den in der dju organisierten
Journalisten nach Meinung ih-
res Kollegen Klaus Bednarz zu.
Bei der Feier ihres 50jährigen
Jubiläums im Mai 2001 in Köln
forderten alle Sprecher, an-
gefangen von Herta Däubler-

Gmelin bis hin zu Eckart Spoo,
eine Rückkehr zu den jour-
nalistischen Grundtugenden.“
Diese Tugend vermisse ich in
M in bezug auf Belarus. Hier
folgt M kritiklos dem Main-
stream der herrschenden Poli-
tik. Bitte, lesen Sie doch mal,
was Wolfgang Richter in der
von Eckart Spoo herausge-
gebenen Zweiwochenschrift
OSSIETZKY (der Name ist Pro-
gramm!) zu diesem Thema
schreibt: Belarus: http://www.
sopos.org/aufsaetze/445f160b4
10cb/1.phtml. Auch die Beru-
fung auf die Reporter ohne
Grenzen vermag mich nicht zu
überzeugen. Möglicherweise
ist die Kritik des Netzwerks
Cuba an dieser (sogenannten?)
NGO übertrieben, aber ganz
falsch ist sie nicht: http://
www.fgbrdkuba.de/pdf/rsf_falt
blatt.pdf. Die Parteilichkeit der
Reporter ohne Grenzen ist je-
denfalls nicht zu übersehen.

Antonie Brinkmann,
per Mail ■

Initiative Qualität | Gegen eine
zunehmende Kommerzialisie-
rung von Sprache hat sich die
Initiative Qualität im Journa-
lismus (IQ) auf ihrer Sitzung am
8. Juni in Bonn gewandt. Im-
mer mehr Einrichtungen (z. B.
Stadien) und Ereignisse (z. B.
Bundesliga) von öffentlicher
Bedeutung würden zu Werbe-
zwecken mit neuen Namen
versehen, heißt es in einer
Pressemitteilung. IQ würde sich
gegen jeden Versuch wehren,
Journalisten zur Verwendung
solcher Bezeichnungen in der
Berichterstattung zu zwingen,
da dies einer Zensur gleichkäme.
www.initiative-qualitaet.de

Delegiertenkonferenz | Die dju
Hessen hält ihre Landesdele-
giertenkonferenz am 7. Oktober
2006, in Frankfurt am Main ab.
Zuvor finden regionale Ver-
sammlungen statt, zu denen
die Mitglieder der dju eingela-
den werden. Stattgefunden hat
bereits die Regionalversamm-
lung in Südhessen. Offenbach

/ Hanau tagt am 30. Juni. Auf
der Landedelegiertenkonferenz
werden ein neuer Landesvor-
stand gewählt, vier Mitglieder
für die Bundestarifkommission
sowie die Delegierten für die
dju-Bundeskonferenz 2007.

Forum | Seit dem 1. Juni gibt
es ein neues Format innerhalb
des ver.di Auftritts. Mit www.
perspektiven.verdi.de wurde
ein Forum für die gesellschafts-
politische Debatte geschaffen,
das sich an Interessierte inner-
halb und außerhalb von ver.di
richtet. Hier kann man sich
über die Programmdebatte in
ver.di ebenso informieren wie
über andere gesellschaftspoliti-
sche Themen. Mit fünf The-
menbereichen wird ein Anfang
gemacht. Dabei sollen auch
solche Beiträge veröffentlicht
werden, die konträr zu ver.di-
Positionen stehen. Alle sind
eingeladen, sich mit Beiträgen
und Leserbriefen zu beteiligen.
http://medien-kunst-industrie.
hessen.verdi.de/

Gut zu wissen



Von Helma Nehrlich | Es stört sie nicht,
wenn man sie salopp als „Kampfkugel“ be-
zeichnet oder freundlich „Mutter Eva“
nennt. Beides beschreibe wesentliche Sei-
ten ihres Charakters, meint Eva-Maria
Matzerath, Gesamtpersonalratsvorsitzen-
de des Südwestrundfunks. Eine Funktion,
in der sie sowohl ihre kämpferischen Qua-
litäten – „Ich bleibe auch im Sturm gerade
stehen, dann erst recht. Man kann mich
schlecht einschüchtern.“ – als auch das
Mütterliche, das Sich-Kümmern – „Kinder
habe ich nicht, aber adoptiere gern meine
Leute.“ – gut miteinander verbinden
kann. Diese Mischung von Sturm und
Wärme wird honoriert. Gerade wurde Eva
Matzerath mit beachtlicher Mehrheit in
ihrer Funktion wiedergewählt. Die große
Akzeptanz, sagt sie selbst, sei „im wahr-
sten Sinne des Wortes erarbeitet“, in jah-
relanger Kleinarbeit, in zig Konfliktfällen,
bei zahllosen Lösungsbemühungen. Sie
versuche dabei immer fair zu blieben: „Ich
stelle mich einem schreienden Intendan-
ten öffentlich in den Weg. Ich unterstütze
ihn auch, wenn er meiner Überzeugung
nach etwas politisch Richtiges sagt oder
tut.“ Populismus sei ihre Sache nicht, Ver-
lässlichkeit und Vertrauen schon eher. 

Pflöcke eingeschlagen

Die findet sie auch im Gesamtperso-
nalrat, dem sie seit der Fusion zum SWR
1998 angehört und nun in der dritten
Wahlperiode vorsteht. Am Anfang sei die
Zusammenarbeit nicht so einfach gewesen
– „eine Fusion ist ja immer zuerst psychi-
scher Stress“. Die drei großen Standorte
Stuttgart, Mainz und Baden-Baden hatten
ihre Geschichte und besitzen bis heute
Spezifik und unterschiedliches Profil. Da-
für zu sorgen, dass alle Beschäftigten zu

ihrem Recht kommen, dass sie „zumindest
die gleichen Bedingungen haben“, war
wichtig, aber aufreibend. Mittlerweile sind
Pflöcke eingeschlagen, hat sich auch der
elfköpfige Gesamtpersonalrat so gut zu-
sammengerauft, dass Eva Matzerath la-
chend von einem „Konsensgremium“
spricht: „Wir machen keine Kampfabstim-
mungen, wir diskutieren die Sache solange
durch, bis alle damit leben können.“ Und
zu debattieren gab es einiges in den ver-
gangenen Jahren. So beim fusionsbeding-
ten Arbeitsplatzabbau. Von ursprünglich
4400 Stellen im „Endausbau“ auf 3650 zu
gelangen, ohne im TV-Bereich betriebsbe-
dingte Kündigungen zuzulassen, war ein
hartes Stück Arbeit auch für die Personal-
räte. Betroffen waren vorrangig Technik
und Produktion sowie Verwaltung. „Im Er-
gebnis machen wir mit weniger Personal
eher mehr Programm, es gab spürbare Ar-
beitsverdichtung. Doch es ging einigerma-
ßen gerecht und sozialverträglich zu.“ Das
gelte auch für den Stellenabbau bei den
freien Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.
Seit 2002 sind laut Rahmenvereinbarung
etwa 100 solche Stellen weggefallen, bei
gleichbleibendem Arbeitsvolumen. Zum
Glück habe man mit dem neuen Hauptab-
teilungsleiter Personal einen konstrukti-
ven Partner. Das Konzept, Feste und Freie
in Einheit zu betrachten, sei mit ihm um-
zusetzen. So konnte die Personalplanung
intensiviert werden, was einschließe,
nicht im Programm tätige Freie nach Mög-
lichkeit fest einzustellen. Sinnvolle Abwä-
gung stand auch beim SWR-Projekt EFA
im Mittelpunkt, in dem es um Eigenpro-
duktion, Fremdvergabe und Ausgliede-
rung ging: „Ausgliederung konnten wir
weitgehend verhindern, Fremdvergabe
nicht. Aber wir haben um jede Produktion
heftig gekämpft. Im Verhältnis macht der

SWR heute noch sehr viel selbst“, meint
Eva Matzerath. Am „Selbstverständnis“
der zusammenwachsenden Sendeanstalt
mit zehn Studios, acht Regional- und elf
Korrespondentenbüros in Baden-Würt-
temberg und Rheinland-Pfalz werde weiter
gearbeitet. „Wir haben immer darauf ge-
drungen, die Unternehmensphilosophie
neu zu bestimmen“, meint die GPR-Che-
fin. Man sei auf dem Weg, gegenwärtig
werde ein „Leitbild“ erarbeitet. Auch im
Hinblick auf den neuen Intendanten, der
im Frühjahr 2007 als Nachfolger von Peter
Voß ins Haus komme, sei das nicht un-
wichtig. Eva Matzerath wird mit dem
„Neuen“ zu tun bekommen. 

Lebendiges Kompendium

Sie sieht dem gelassen entgegen. Die
„Kugel“ ruht auch in sich. Mit ihrem bis-
herigen Lebensweg ist sie im Reinen, ob-
wohl er nicht ohne Brüche lief. Dass sie
mal Archäologin, „eine Frau Schliemann“,
werden wollte, liegt lange zurück, hat ihr
aber – eher aus Versehen – ein Examen in
moderner Orientalistik, Kenntnisse in drei
Fremdsprachen und ein lebenslanges Hob-
by eingebracht, weil sie in diesem Beruf
nie eine Stelle bekam. Übers Jobben in ei-
ner Buchhandlung und beim Großhan-
delsriesen Metro, wo sie Anfang der 80er
Jahre schon als Betriebsratsvorsitzende ak-
tiv war, hat sie seinerzeit die Chance er-
griffen, die sich mit einem Volontariat
beim Süddeutschen Rundfunk bot. Der
„übliche Weg“ führte sie von der freien
zur festangestellten Redakteurin und Mo-
deratorin bei Radio Stuttgart, deren Alt-
stimme, so Insider, damals von mindes-
tens zwei Päckchen Zigaretten pro Tag ge-
nährt wurde. Ihr Entwöhnungsprogramm
sieht sie inzwischen bei täglich „nicht
mehr als zehn“ Selbstgedrehten. 

Ende der 90er Jahre zur freigestellten
Personalrätin geworden zu sein, bereut sie
„überhaupt nicht“. Sie habe die „neue
Herausforderung“ gesucht und „richtig
viel gelernt“ seither, „das Gesamtgefüge
des Senders“ ergründet. Als „lebendiges
Kompendium“ des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks wolle sie ihr Wissen und ihre
Erfahrung gern weitergeben, in der
Bundestarifkommission, im heimischen
Landesfachbereichsvorstand und als Vor-
sitzende des ver.di-Betriebsverbandes
SWR. Da sie alle ihre Notizbücher aufge-
hoben hat, kann sie sich gut vorstellen,
künftig daraus manches für ihre Personal-
ratsnachfolger „aufzuarbeiten“. Dass sie
sich noch immer sehr für die arabische
Welt interessiert und viel reisen möchte,
gehört ebenfalls ins Kapitel Zukunft. 
Zunächst mache sie beim SWR „aber noch
ein bisschen weiter, vier Jahre mindes-
tens“. ■
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Stabil in 
ihrer Bahn
Eva-Maria Matzerath beim SWR als 
Gesamtpersonalratschefin wiedergewählt
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Von Wulf Beleites | In der Hamburger
Hauptkirche St. Katharinen predigt Bild-
Chefredakteur Kai Diekmann als Stargast
über eine der sieben Todsünden, über den
Zorn: „Journalisten sollten Berufszornige
sein. Wir müssen aufheulen, wir müssen
anprangern.“ Einen Tag später, am 7. Mai
2006 prangert sein Blatt an und heult
scheinheilig auf: „SZ-Starreporter – Was
macht er mit dem Sturmgewehr im Arm?“
Auf einem nebenstehenden Foto: Hans
Leyendecker mit einer Kalaschnikow in ei-
nem kolumbianischen Guerilla-Lager,
1995. Auf den Schäfer-Bericht zum BND-
Skandal wird Bezug genommen, aus ihm
unvollständig zitiert, um dann in der Bild-
unterschrift noch einmal nachtreten zu
können: „Dieses Foto … sorgte in der
BND-Affäre für Wirbel.“ 

Opfer und Täter

Das ist die eine Möglichkeit, mit den
Enthüllungen des Schäfer-Berichts, mit dem
Thema Journalisten und Geheimdienste
umzugehen, wie sie auch in anderen Leit-
medien geführt wird: Focus gegen Spiegel,
Leyendecker gegen Schmidt-Eenboom
und umgekehrt, Bespitzelte gegen Zuträ-
ger, gegen „Komplizen“, „Sumpfblüten“ und
„Lumpenpack“ (Leyendecker). Aus ver-
meintlichen Opfern wie dem observierten
Erich Schmidt-Eenboom werden plötzlich

potentielle BND-Zuträger, aus Tätern wie
dem BND-Mitarbeiter Wilhelm Dietl reu-
ige Sünder. Das alles ist nichts Neues, we-
der im Westen, noch im Osten: 1986 
erklärte der CIA-Dissident Philip Agee:
„Ende der sechziger Jahre arbeitete die CIA
in der einen oder anderen Weise weltweit
mit mehr als 800 Medienunternehmen zu-
sammen. Über 50 Zeitungen, Nachrich-
tendienste, Zeitschriften, Rundfunksender
und andere Arten von Massenkommuni-
kationsmitteln waren im Besitz der CIA
oder wurden zu irgendeinem Zeitpunkt
von der CIA finanziell unterstützt.“ Als ein
Projekt unter den 800 Publikationen wur-
de die Zeitschrift „Monat“ genannt, deren
letzter Herausgeber Michael Naumann
(früher BND-Kontakt „Norddorf“, später
Kulturstaatsminister unter Schröder und
heute Mitherausgeber der Zeit) 1979 we-
gen ausbleibender Finanzspritzen schlie-
ßen musste.

Klar- und Decknamen

Im Herbst 1974 kamen in Bonner
Journalistenkreisen erstmals Gerüchte auf,
dass eine BND-Liste aus dem Jahre 1970
existiere, die Kontakte zwischen dem Ge-
heimdienst und Journalisten von Funk
und Fernsehen, Zeitungen und Zeitschrif-
ten mit Klar- und Decknamen dokumen-
tiere. 230 Medienvertreter waren erfasst,
vom ständigen Informanten bis zum ab-
zuschöpfenden Pressevertreter. Das ging
von Zeit bis zur Welt, von Panorama bis
zur Quick, vom Stern bis zum Spiegel.
Manfred Bissinger, 1987: „Mir, aber auch
allen anderen, die diese Liste zu sehen be-
kamen, sind die Augen übergelaufen. Es
waren so gut wie alle, die Rang und 
Namen hatten im bürgerlichen Journa-
lismus, fein säuberlich alphabetisch geord-
net zu finden.“

Bei dieser Liste, das muss betont wer-
den, handelte es sich nur um die Kontak-
te eines Geheimdienstes, des BND. Auch
Verfassungsschutz und MAD hatten ihrer
Zuträger und Kontaktpersonen in den
Redaktionen – von BKA, LKA und den Po-
lizeipressestellen, von Bundesanwaltschaft
und lokalen Staatsanwaltschaften ganz zu
schweigen. Es war ein ständiges Geben
und Nehmen, abgesegnet oder gar direkt
vermittelt von Chefredaktionen und Res-
sortleitungen. Einen Aufschrei der Empö-
rung oder zumindest ein Ansatz der kriti-
schen Selbstreflexion blieb aus.

Die Zusammenarbeit von Journalisten
und Geheimdiensten bekam erst in der
Zeit nach 1990 politische Bedeutung. Pres-
se und Stasi waren die Schlüsselworte, die
sich prächtig instrumentalisieren ließen.
Plötzlich war es „Igitt & Bäh Bäh“, mit ei-
nem Geheimdienstler an einem Tisch ge-
sessen und Informationen ausgetauscht zu
haben. Säuberungswellen schwappten
ebenso durch NDR und MDR wie beim
Grunner+Jahr-Verlag oder dem Springer-
Konzern.

Der dju-Bundesvorstand stellte 1994
klar: „Die Zusammenarbeit mit Geheim-
diensten und Verfassungsschutz- bzw.
Staatssicherheitsbehörden sind nach unse-
rem journalistischen Selbstverständnis
nicht vereinbar. … Die Zusammenarbeit mit
diesen Behörden stellte in der DDR und
stellt in der Bundesrepublik keinen Straf-
tatbestand dar. … Sie stellt in der Regel
auch keine ausreichende Begründung zur
Kündigung eines nach der Vereinigung 
abgeschlossenen Arbeitsvertrages dar.“

Zwölf Jahre später, nach Veröffent-
lichung des Schäfer-Berichts, nach einer
erneuten Enttarnung von spitzelnden und
bespitzelten Journalisten, von den media-
len Gebern und Nehmern geht der Vor-
stand dieser Journalistengewerkschaft
einen Schritt weiter und fordert, dass der
kommende dju-Bundeskongress einem
Unvereinbarkeitsbeschluss zustimme:
„Eine Zugehörigkeit zur dju schließt eine
nachrichtendienstliche Tätigkeit aus.“

Quellen- und Pressefreiheit

Haben also die BND-Spitzelaffäre und
der Schäfer-Bericht endlich etwas bewegt?
Inhaltlich nichts Neues und politisch 
vielleicht ein wenig: Wir wissen jetzt 
wieder einmal, wer die journalistischen
Global-Player im internationalen Nach-
richtengewerbe sind, dass der ehemaliger
Bundesrichter Gerhard Schäfer zwar juris-
tische Verstöße des BND, grundlegend
aber keine Gefährdung der Pressefreiheit
sieht, dass das Bundeskanzleramt den
BND angewiesen hat, Journalisten nicht
mehr als Quellen zu führen und dass – 
last but not least – laut Spiegel-Hausmit-
teilung „bei der Aufklärung dieser Affäre
… auch die Herkunft von 16 Fotos eine
Rolle spielen (wird), die … konspirativ auf
dem Pferdezuchthof von Spiegel-Chefre-
dakteur Stefan Aust, 59, aufgenommen
wurden.“ ■
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Unvereinbar
Journalisten und Geheimdienste – ein Dauerbrenner?

Wulf Beleites ist freier Journalist in Ham-
burg und Mitglied im dju-Bundesvorstand



Norwegen

Anzahl Zeitungen

Heinrich Bauer Verlag

Axel Springer

Gruner + Jahr

Hubert Burda Media

WAZ

Neue Presse, Passau

Rheinische Post

Holtzbrinck

Heinrich Bauer Verlag

Axel Springer

Gruner + Jahr**

Hubert Burda Media

WAZ

Neue Presse, Passau

Rheinische Post

Holtzbrinck

Anzahl Zeitschriften

* Die in Tschechien verlegten Zeitschriften des

Heinrich Bauer Verlag werden auch in der Slowakei

vertrieben.

** Inkl. der Titel der Motor-Presse Stuttgart, an

der G + J mehrheitlich beteiligt ist. Die Motor-Presse

kam in 2004 auf einen Umsatz von 354 Mio. Euro

und einen Auslandsanteil von 42,9%.

*** Burda und ein französischer Partner bringen

ihre Titel derzeit in das Gemeinschaftsunternehmen

Hachette Filipacchi Burda Polska ein, an dem Burda

die Mehrheit halten wird.

**** In Tschechien Joint-Venture von RP (20%)

und Passauer Verlag (80%)

1

1

Der eher betuliche Verlag der Rheinischen
Post (RP) in Düsseldorf hat Ende April in
Prag die Gratis-Zeitung Express auf den
Markt gebracht. „Generell sind Gratis-Zei-
tungen interessante Objekte“, sagt Hans
Karl Arnold, zuständig für das Auslandsge-
schäft der RP. „Das gilt auch für Deutsch-
land, wenn man als Anbieter alleine blie-
be.“ Nicht nur der RP-Verlag scheut hier-
zulande das Risiko, mit dem Start eines
Gratis-Titels Konkurrenten ins eigene
Verbreitungsgebiet zu locken. Wettbewerb
ist unerwünscht. Für das Ausland gilt das
nicht. In Prag gab es schon zuvor zwei
Gratis-Zeitungen. Da die RP dort mit zwei
überregionalen Tageszeitungen Wettbe-
werber ist, wurde nun der Express mit ei-
ner Auflage von 150.000 Exemplaren als
Beiboot gestartet. Die beiden kostenlosen
Blätter der Konkurrenz haben, so Arnold,
nicht zu Auflagenverlusten bei den eige-
nen Titeln Mlada Fronta Dnes und Lidove
Noviny geführt. Und im Anzeigenmarkt

der tschechischen Metropole mischen die
Rheinländer nun mit der eigenen Gratis-
Zeitung gleichfalls mit.

Ungewöhnlich ist auch das multime-
diale Engagement des RP-Verlags. Während
deutsche Verlage im Ausland in der Regel
bei ihrem Leisten bleiben, Zeitungen und
Zeitschriften verlegen, hat die RP in Prag
auch die beiden lokalen Hörfunksender
„Express“ und „Klassik“ (vollständig) so-
wie das Musikfernsehprogramm „Ocko“
(80 Prozent) übernommen. Die Düssel-
dorfer spielen im gesamten Medienmarkt
der Tschechischen Republik eine Rolle.
Im Mittelpunkt steht allerdings nach wie
vor das Zeitungsgeschäft. Neben den über-
regionalen Titeln sind sie auch an Regio-
nalzeitungen beteiligt. Sie halten 20 Pro-
zent an der Verlagsholding Vltava-Labe-
Press in Prag. Am stärksten Verkaufstag,
dem Freitag, kommt die Holding mit ih-
ren sechs Titeln auf eine Auflage von an-
nähernd 1 Mio. Exemplaren und erreicht

nach eigener Einschätzung „jeden vierten
Einwohner“. Zum Vergleich: In Deutsch-
land schafft das nicht einmal „Bild“.

Mehrheitspartner der Düsseldorfer bei
der Verlagsholding ist das Unternehmen
um die Passauer Neue Presse. Der ehemals
kleine Regionalzeitungsverlag, an der
Grenze zu Österreich und Tschechien ge-
legen, ist in den 90er Jahren so stark ex-
pandiert wie kein anderer Verlag seiner
Größe. In 2004 wurde nur noch rund ein
Viertel des Gesamtumsatzes von gut 400
Mio. Euro in Deutschland erwirtschaftet.

Der ideale Markt Polen

In Tschechien erreichten die Passauer
mit 1.660 Mitarbeitern einen Umsatz
von knapp 80 Mio. Euro. Sie beherrschen
große Teile des lokalen Zeitungsmarktes.
Anders als hierzulande spielen die natio-
nal verbreiteten Titel allerdings eine be-
deutende Rolle. In diesem Marktsegment
hat sich neben den Düsseldorfern insbe-
sondere die Schweizer Ringier AG enga-
giert: Die Boulevard-Zeitung Blesk, dem
Schweizer Original Blick nach empfun-
den, verkauft über eine halbe Million
Exemplare. Hinzu kommt die Fachzeitung
Sport mit und 70.000 Exemplaren. Beide
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Expansion 
in Osteuropa 
In vielen Pressemärkten Europas herrscht Aufbruchstimmung.
Während die Zeitschriftenmärkte seit Jahrzehnten zumindest in West-
europa von stetigen Neuerungen geprägt sind, gilt dies vielerorts
nun auch für die Zeitungsbranche. Bei den Zeitungen sorgt kreuz
und quer über Europa eine Gründungswelle von Gratis-Zeitungen
für frischen Wind. Allein der deutsche Zeitungsmarkt liegt im Wind-
schatten – nichts bewegt sich: Die Auflagen sinken weiter, der 
Anzeigenmarkt dümpelt und Gratis-Zeitungen werden nur geplant,
aber nicht auf den Markt gebracht. Innovationsfeindlich sind deut-
sche Verlage nicht. Die meisten konzentrieren ihre Innovationen
aber auf das Ausland. Dort wird expandiert, werden neue Titel auf-
gelegt und selbst in die hierzulande geschmähten Gratis-Zeitungen
investiert: Der WAZ-Konzern hat Mitte Mai in Kroatien einen Titel
gestartet, die Rheinische Post verteilt in Prag ein Blatt. Die Be-
deutung der osteuropäischen Märkte für deutsche Verlage steigt.
Der folgende Beitrag versucht, einen Überblick zu geben.

Von Horst Röper
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Schweden

Titel werden mit eigenständigen Ausgaben
auch sonntags vertrieben. Seit November
letzten Jahres erscheint zudem die Gratis-
Zeitung 24 hodin mit 250.000 Exempla-
ren. Insbesondere mit Ablegern von Blesk
und Programmis mischt Ringier auch im
Zeitschriftenmarkt mit. Mit einem Um-
satz von 136 Mio. Franken in 2005 war
Tschechien der bedeutendste Markt für
Ringier in Osteuropa. Gewichtige Wettbe-
werber von Ringier im Zeitschriftenmarkt
sind dort vor allem Bauer-, Burda und
Springer-Konzern.

Im polnischen Medienmarkt begeg-
nen sich fast alle westeuropäischen Ver-
lage mit Engagements in Osteuropa, bis
auf Ringier. Insbesondere deutsche Verla-
ge haben früh im Nachbarland investiert.
Maßgeblich für das Interesse der Auslän-

der ist insbesondere die Größe des Lan-
des. Mit einer Bevölkerung von 39 Millio-
nen ist Polen der mit Abstand größte
Markt in Osteuropa, wenn man Russland
(zögerliche Investments) und die Ukraine
(47 Mio.; erste Investitionen erst nach der
friedlichen Revolution) unberücksichtigt
lässt. Eine früh realisierte Mitgliedschaft
in der EU förderte das Interesse von Aus-
ländern, ist aber nicht so sehr Vorausset-
zung für Investitionen wie Rechtssicher-
heit und die Konvertibilität der Währung.
Schließlich sollen die erwarteten Gewinne
letztlich in den Konzernkassen klingeln.
Polen bot unter all diesen Aspekten einen
idealen Markt.

Zu den ersten Investoren zählten auch
in Polen die Passauer. In den südlichen
Landesteilen beherrschen sie mit mehre-

ren Regionalzeitungen großflächig den
Markt. In Krakau, Posen, Lodz oder Katto-
witz sind sie stark vertreten. Zudem sind
sie auch in Danzig aktiv. Insgesamt ver-
kaufen sie über 700.000 Exemplare täglich.
Hinzu kommen TV-Supplements mit einer
Auflage von wöchentlich 2,4 Mio. Exem-
plaren und einige Zeitschriften. Dass sich
der Anzeigenmarkt in Polen entwickelt
hat, zeigt auch der Start von wöchent-
lichen Anzeigenblättern im letzten Jahr,
die mit einer Auflage von 700.000 Exem-
plaren in den Markt gingen. Insgesamt ist
der polnische Markt für die Passauer mit
einem Umsatz von rund 120 Mio. Euro
inzwischen genau so bedeutend wie der
deutsche.

Playboy in Russland und Kroatien

Hans Karl Arnold von der Rheinischen
Post, die in Polen zwei Regionalzeitungen
verlegt, freut sich über steigende Anzei-
genaufträge im Zuge der anziehenden
Konjunktur seit dem letzten Jahr. Der
polnische Markt sei aber „hoch wettbe-
werbsintensiv“. Dazu tragen auch Grün-
dungen von überregionalen Zeitungen
bei. Insbesondere der Springer-Konzern
hat den Markt aufgemischt. Die im Herbst
2004 gestartete Boulevardzeitung Fakt ist
eine Erfolgsgeschichte. Schon nach weni-
gen Monaten erreichte Fakt mit über
500.000 Exemplaren die Spitzenstellung
im Markt. Beigetragen zum Erfolg hat
auch die Unterteilung in regionalisierte
Ausgaben, ein Konzept, das Springer von
Bild in Deutschland übernommen hat.
Animiert durch den Markterfolg hat
Springer im April mit Dzienik eine weitere
überregionale Zeitung aufgelegt, die
weniger am Boulevard orientiert ist. Der
Verlag der Gazeta Wyborcza sah die eige-
ne Marktstellung vom neuen Konkurren-
ten bedroht, kam Springer mit dem Start
von Nowy Dzien zuvor, musste das Blatt
aber schon nach wenigen Monaten ein-
stellen. Dagegen wächst Springers Bedeu-
tung im polnischen Markt rasant. Denn
neben den Tageszeitungen verlegt Sprin-
ger auch Zeitschriften und zählt auch in
diesem Markt zu den größten Anbietern.
Die Titelpalette ist breit und beruht in vie-
len Fällen auf Blattkonzepten aus Deutsch-
land. Springer nutzt seit Jahrzehnten das
Prinzip, mit Adaptionen erfolgreicher
Titel in anderen nationalen Märkten zu
agieren. Seit 1993 wurden in Polen suk-
zessive Titel gestartet, nicht alle erfolg-
reich, doch mit mehr als einem Dutzend
Blättern hat Springer eine stabile Markt-
position. Dazu tragen auch namhafte
Titel bei, für die Springer Lizenzen erwor-
ben hat: das Nachrichtenmagazin News
Week und die Wirtschaftszeitschrift For-
bes. Beide Titel verlegt Springer auch in

titelthema
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Russland, wo das Engagement ansonsten
aber bescheiden ist.

Mit Lizenzen für Zeitschriftenkonzep-
te anderer Verlage insbesondere im Aus-
land zu expandieren, ist im globalen Zeit-
schriftenmarkt seit Jahrzehnten eine ge-
läufige Praxis. Der Mutterverlag vergibt
die Titelrechte für einzelne nationale
Märkte auf Zeit, liefert ein vertraglich ver-
einbartes Kontingent des redaktionellen
Teils der Stammausgabe und kassiert da-

für je nach Abmachung Festbeträge und /
oder Umsatzbeteiligungen. Springer hat
seit Jahren Erfahrungen mit diesem Lizenz-
handel, vornehmlich allerdings als Lizenz-
geber. Insbesondere Titel der Bild-Gruppe
(z. B. AutoBild, ComputerBild) sind be-
gehrt und werden in jene Länder vergeben,
in denen Springer nicht selbst engagiert
ist. Der florierende Lizenzhandel hat
international auch seltsame Blüten ge-
trieben. Die deutsche Version von Men’s 
Health gehört heute zu Gruner + Jahr. 
In Frankreich wird der Titel von Springer
verlegt, in Rumänien und früher auch in
Kroatien und Serbien von Burda. Burda
lässt in Russland genauso wie in Deutsch-
land (zuvor vom Bauer-Konzern) dem
Playboy freien Lauf, in Kroatien wird er
vom WAZ-Konzern gepflegt. Und man-
cher im Zuge größerer Transaktionen er-
worbene Titel wird als unpassend für das
Verlagsimage am liebsten verschwiegen,
so beispielsweise von Gruner + Jahr die
Ausgabe von Penthouse in Griechenland.
Beim Heinrich Bauer Verlag gilt Ähnli-
ches seit Jahren für zahlreiche Sex-Blätter.
Motto: Geld stinkt nicht, macht manch-
mal aber verlegen beim Verlegen.

Nur wenige Debatten

Die ärgsten Konkurrenten von Sprin-
ger im polnischen Zeitschriftenmarkt
sind gute Bekannte: Bauer und Gruner +
Jahr. Ähnlich wie im Inland stehen sie in
einzelnen Segmenten des Marktes viel-
fach in direktem Wettbewerb. Im polni-
schen Markt sind die drei deutschen Groß-
verlage in etwa gleich groß. Zeitweilig er-
freuten sie deutsche Medienjournalisten
abwechselnd mit Pressemitteilungen – je

nach dem, wer gerade vorn lag. Diese als
solche trivialen Mitteilungen zeigen auch,
wie relativ entspannt man im Ausland
mit der Stellung von Ausländern in der
Medienindustrie umgeht. Die drei Groß-
verlage stellen ihre Größe zur Schau. 
Gerade im Vergleich zu den aufgeregten
Debatten in Deutschland über Ausländer
als Medienbesitzer, erscheint diese Gelas-
senheit fremd.

Als hierzulande der marode Kirch-
Konzern zum Verkauf stand, waren sich
die damaligen Kanzlerkandidaten Schrö-
der und Stoiber bei ihren Wahlkampfauf-
tritten einig, dass ein Verkauf an Auslän-
der zu verhindern sei. Dass dafür jegliche
Rechtsgrundlage fehlte, wurde nicht nur
im Wahlkampfgetöse übersehen. Jahre
später provozierte der Kauf des Berliner
Verlags durch den allerdings schlecht 
beleumundeten David Montgomery (mit
dem schmückenden Beinamen „Rommel“)
ähnliche Reaktionen.

Welche öffentlichen Debatten aus-
ländischer Medienbesitz auslösen kann,
hat Gruner + Jahr vor einigen Jahren in
Frankreich erfahren, als die Hamburger
dort zu einem führenden Verlag aufge-
stiegen sind. Die Debatten sind folgenlos
geblieben. Heute kaufen die Franzosen
noch mehr Blätter von Gruner + Jahr als
damals. Die Motive für solche Debatten
sind oft kaum zu durchdringen, da man-
cher Wettbewerber mit der nationalen
Karte im Konkurrenzkampf spielt.

Auch in Osteuropa sind Debatten über
den ausländischen Medienbesitz immer
mal wieder aufgeflammt, aber weitgehend
folgenlos geblieben. Dass gerade in jenen
Ländern, die von Nazi-Deutschland über-
fallen worden waren, deutschen Investo-

ren mit Skepsis begegnet wurde, ist ver-
ständlich. Dem Expansionsdrang deut-
scher Medienunternehmen hat dies aber
offensichtlich nicht geschadet. In der
Summe gehören deutsche Medienunter-
nehmen in fast jedem der osteuropäischen
Transformationsstaaten zu den führenden
Medienanbietern. Nur in den drei kleinen
baltischen Ländern haben die Skandina-
vier die Nase vorn. In Zeiten der großen

politischen und wirtschaftlichen Wende
fehlte den Inländern regelmäßig das 
Kapital und vielfach auch das Know-how,
Medien auf Leser-, Hörer- und Zuschauer-
wünsche auszurichten und dabei die Inte-
ressen der wachsenden Werbewirtschaft
zu berücksichtigen. Selbst neue Anforde-
rungen an den Vertrieb jenseits von staat-
lichen Postmonopolen stellten manchen
Verlag vor scheinbar unlösbare Probleme.
Mit ihren gut gefüllten Brieftaschen und
als Problemlöser waren westliche Investo-
ren willkommen.

Parteiblätter verhökert

Ungarn hat auch in dieser Hinsicht
beim großen Transformationsprozess den
Anfang gemacht. Ähnlich wie in der ehe-
maligen DDR gehörten die auflagenstar-
ken Zeitungen der herrschenden Partei.
Aus ihrer Sicht rechtzeitig hat die dama-
lige KP-Führung die Zeichen der Zeit er-

kannt und diesen Besitz meistbietend
und mindestens am Rande der Legalität
verhökert. Anders als in der DDR, wo die
ersten so genannten Kooperationsverträge
und Beteiligungskäufe später überwiegend
für nichtig erklärt wurden, waren die 
Deals der ungarischen KP von Dauer.
Dass zu deren bevorzugten Geschäftspart-
nern ausgerechnet der bei den Kommu-
nisten über Jahrzehnte verhasste Springer-
Konzern gehörte, ist eine der vielen
Merkwürdigkeiten der großen Wenden.

Ähnlich wie in den Neuen Bundes-
ländern haben auch in Ungarn heimische
Unternehmen zunächst neue Tageszeitun-
gen gegründet, hielten aber dem Wettbe-
werb mit den etablierten Titeln und ihren
neuen Besitzern nicht stand. Neben Sprin-
ger (10 Regionaltitel) dürfen sich noch
heute auch der WAZ-Konzern (5) und an-
dere Käufer der ersten Stunde über ihre
führenden Wettbewerbspositionen in den
regionalen Teilmärkten Ungarns freuen. 

Diese Marktstellungen ausländischer
Medienbesitzer sind in vielen Ländern
mehr als üppig. Konkurrenz war in den
Zeiten der kommunistisch gelenkten
Wirtschaft mehr als ein Fremdwort. Und
bevor in den deregulierten Märkten die
Einsicht gewachsen war, dass gerade
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Heinrich Bauer Verlag 2003
Auslandumsatz: 36,1 %

607 Mio €

1073 Mio €

Gruner + Jahr 2004
Auslandumsatz: 62,2 %

921 Mio €

1.518 Mio €

Axel Springer 2005
Auslandumsatz: 16 %

383,7 Mio €

2008,3 Mio €
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Wettbewerb nach Regeln und Kontrolle
auch durch Kartellämter verlangt, hatten
die flotten Investoren tabula rasa gemacht.
Um wachsende Monopole zu knacken
oder Großkonzerne zu zerlegen, fehlten
nicht nur die gesetzlichen Grundlagen.
Selbst das deutsche Kartellrecht, das einst
Pate gestanden hatte für das EU-Recht,
kennt – anders als das US-Recht mit sei-
nen Anti-Trust-Regelungen – kein Kon-
zern-Splitting. So konnte mancher Aus-
länder in den neuen Märkten oft über
Jahre unbekannte Freiheiten nutzen und
grenzenlos wachsen.

Inzwischen haben sich die meisten
Länder Regulierungsbehörden zugelegt. Ihr
Wirken und Wirkungsgrad ist allerdings
durchaus unterschiedlich. Abwägungsklau-
seln für die Marktkontrolle bestehen auch
hierzulande, sind aber nicht der Nähr-
boden für seltsame Blüten, wie beispiels-
weise in Bulgarien. Als dort der WAZ-Kon-
zern am Werbemarkt einen Anteil von 60
Prozent durch Zukäufe zu erreichen droh-
te, legten die Kartellwächter zunächst ihr
Veto ein. Die offenbar erwünschte Trans-
aktion wurde im zweiten Schritt aber doch
bewilligt, weil der WAZ-Konzern Investi-
tionen in neue Technologien versprach.

In den Jahren des gesteuerten Beliefe-
rungsboykotts mit High-Tech-Produkten
aus dem Westen hatten diese Produkte
eine extreme Wertschätzung erfahren. 
In Bulgarien war der Technologie-Transfer
ein Äquivalent für fehlenden Wettbewerb.
In Polen hatten die Passauer mit moder-
nen Druckmaschinen Expansionshürden
aus dem Weg geräumt.

Beteiligungsbesitz geordnet

Nicht immer allerdings blieb das In-
strument Kartellrecht stumpf. In Ungarn
bekam der Bertelsmann-Konzern 2001
eine veränderte Gangart zu spüren. Das
Engagement der Tochter RTL Group beim
ungarischen TV-Sender „RTL Klub“ wurde
nur geduldet, weil die andere Bertelsmann-
Tochter Gruner + Jahr die Beteiligung an
Ungarns wichtigster Tageszeitung Nepsza-
badsag reduzierte und schließlich voll-
ständig an Ringier verkaufte. In der Slo-
wakei trennte sich der Verlag parallel von
der Boulevardzeitung Novy Cas, die eben-
falls bei Ringier landete.

Gruner + Jahr hat damit in Teilen
schon vollzogen, was anderen noch be-
vorsteht: eine Ordnung des Beteiligungs-
besitzes unter strategischen Gesichtspunk-
ten. In den frühen 90er Jahren hatten
viele westeuropäische Medienkonzerne in
Osteuropa gekauft, was immer angeboten
wurde. Die Märkte waren jung, speziell
bei den Zeitschriften vielfach unterbe-
setzt, versprachen über die Entwicklung
des Werbegeschäfts steigende Umsätze

und – nicht zuletzt – die Preise waren
vielfach aus der Portokasse zu begleichen.
Übergeordnete Konzepte, gar ganzheit-
liche Strategien fehlten häufig. Bei den
Tageszeitungen mit den vielfach begrenz-
ten Teilmärkten können dislozierte Enga-
gements erfolgreich sein. Höhere Rendite
versprechen allerdings Verbünde von Zei-
tungsverlagen, so wie sie die Passauer im
Süden Polens oder in Tschechien oder der
WAZ-Konzern in Südeuropa durchgesetzt
haben. Damit wächst allerdings die Ge-
fahr, dass solch dominante Verlagsgrup-
pen die Konkurrenz, zumal kleinere Ver-
lage erdrücken. Manche von ihnen haben
die einzige Überlebenschance im (Teil-)
Verkauf an die große Konkurrenz gesehen
und realisiert.

Insbesondere in den Zeitschriften-
märkten dürften allerdings noch größere
Veränderungen anstehen. Ein Beispiel 
dafür war zuletzt der Verkauf der Verlage
von Burda in Kroatien, Slowenien und
Serbien. Als Käufer trat die eigens gegrün-
dete Adria Magazines Holding auf. Jeweils
hälftig gehört die neue Holding Gruner +
Jahr und dem finnischen Konzern Sano-
ma. An den Verlagen in den drei Ländern
ist auch die österreichische Styria-Gruppe
beteiligt. Der Verbund dreier international
agierender Konzerne stellt über die Bün-
delung der Aktivitäten Schlagkraft im
Markt dar. Dass die relativ komplizierten
Eignerstrukturen keine dauerhafte Lösung
sein werden, ist wahrscheinlich. Deren

Veränderung spielt sich aber im Hinter-
grund, nicht auf dem Markt ab. Dass ein
Konzern wie Styria sich in der Rolle des
Juniorpartners dauerhaft nur als Coupon-
schneider verdingt, ist wenig realistisch.
Deals mit Zukäufen und Beteiligungen im
Medienbereich ähneln oft dem Geschäft
eines Mastbetriebs: Nicht das gesunde
Kalb wird verkauft, sondern der wohlge-
nährte Jungbulle. Styria wird wohl wie
andere auch den richtigen Zeitpunkt zum
Verkauf abwarten.

Die Styria ist über den jüngsten Deal
des WAZ-Konzerns nun auch Partner der
Essener geworden. In Slowenien hat der
Konzern 50 Prozent einer Holding über-
nommen, zu der auch eine Mehrheitsbe-

teiligung an der zweitgrößten Zeitung des
kleinen Landes gehört. Minderheitseigner
bei Dnevnik ist die Styria-Gruppe. In
Österreich und in Kroatien stehen sich
die neuen Partner WAZ und Styria aller-
dings als Konkurrenten im Zeitungsmarkt
gegenüber. Kooperation hier und Konkur-
renz dort, auch das sind Indizien für
noch ausstehende Veränderungen von
Anbieter- und Beteiligungsstrukturen.

Fokus auf kleine Marktnischen

Umso reifer im marktwirtschaftlichen
Sinne die Märkte Osteuropas werden,
umso mehr Bedeutung gewinnen sie für
die führenden Medienkonzerne. Selbst
großen Mittelständlern wie den Passau-
ern oder Düsseldorfern dürfte der Zutritt
in entwickelte Märkte schwer fallen. 
Wer seinen Platz jetzt noch nicht gefun-
den hat, wird ein Preisniveau wie auf dem
Schwarzmarkt vorfinden. Preise wie beim
Vorverkauf gibt es nur in den frühen Ent-
wicklungsphasen. Und selbst in diesen
Phasen gibt es keine Erfolgsgarantie. Das
haben z. B. die Verlage der Frankenpost 
in Hof und der Rhein-Zeitung in Koblenz
bei ihren Engagements in Tschechien er-
lebt. Beide haben sich inzwischen in die
heimischen Gefilde zurückgezogen.

Ein relativ günstiges Preisniveau für
Medien und Medienunternehmen dürfte
derzeit noch für die Ukraine gelten. Aus
Deutschland haben sich dort bislang nur
die Motor-Presse mit einem Titel und der
Verlag des Handelsblattes engagiert (bei je
einer Wirtschaftszeitung und -zeitschrift).
Und auch das Handelsblatt gehört nicht
zu einem Kleinverlag, sondern zum
Holtzbrinck-Konzern. Mit dem Konzept,
eine auf die Wirtschaft konzentrierte 
Tageszeitung und eine entsprechende
Wochenzeitung bzw. Zeitschrift in einem
Haus zu verlegen, agiert der Handelsblatt-
Verlag auch in Tschechien, der Slowakei,
Serbien und Bulgarien. Mit dieser Focus-
sierung auf eher kleine Marktnischen
agieren ansonsten in Osteuropa nur spe-
zialisierte Zeitschriftenverlage wie Vogel-
Burda (mit Computer-Titeln). Selbst die
Stuttgarter Motor-Presse ist inzwischen

Hubert Burda Media 2005
Auslandumsatz: 19,7 %

298,5 Mio €

1.215,5 Mio €

WAZ 2004
Umsatz gesamt: 1.995 Millionen
Umsatz im Ausland: circa 40 %
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breiter aufgestellt, spätestens seit der
Mehrheitsübernahme von Gruner + Jahr.
Die Hamburger nutzen die zahlreichen
Auslandstöchter der Stuttgarter, um über
sie weitere Ausgaben von Gruner + Jahr-
Titeln in den Markt zu bringen. Dies gilt
vor allem in jenen kleineren nationalen
Märkten, in denen der Großverlag zuvor
nicht vertreten war. Die Stuttgarter-
Dependancen bildeten beispielsweise eine
willkommene Basis für den zeitgleichen
Start von gleich sechs neuen Geo-Ausga-
ben (zum Teil auch in Westeuropa).

Die meisten Investoren agieren im
Osten mit einer breiten Titelpalette. Ih-
nen geht es nicht um Marktnischen, son-

dern um Marktanteile im Gesamtmarkt,
allenfalls differenziert nach Zeitungen
und Zeitschriften. Diese Strategie bietet
den Investoren die Chance, über Syner-
gien die Kosten gering zu halten bzw. 
diese nach Verlagsübernahmen und Inte-
gration in Verlagsgruppen zu reduzieren. 

Belegungszwang im
Anzeigenmarkt

Musterbeispiel für diese Strategie ist
auch beim Osteuropa-Engagement der
WAZ-Konzern. Das einst in Nordrhein-
Westfalen entwickelte Konzept, unter-
schiedliche Zeitungen selbst dann, wenn
sie im Wettbewerb miteinander stehen,
nur redaktionell weitgehend eigenständig
zu belassen, alle anderen Abteilungen
aber zusammenzufassen, wird inzwischen
vielfach kopiert. Diese Kostenreduktionen
zu verbinden mit Einnahmesteigerungen
auf der Basis eines Belegungszwangs im
Anzeigenmarkt, scheint unter betriebs-
wirtschaftlichen Aspekten optimal. Recht-
lich durchgesetzt hat den Belegungs-
zwang einst der Stuttgarter Zeitungsver-
lag. Anders als bei Werbekombinationen
wird den Anzeigenkunden nicht nur die

Möglichkeit eingeräumt, mehrere Titel zu
belegen. Sie werden dazu gezwungen. Da-
durch kommen selbst am Markt schwa-
che Titel als Trittbrettfahrer in den Ge-
nuss zahlreicher Anzeigenbuchungen.
Voraussetzung ist ein insgesamt statt-
licher Marktanteil, möglichst die Markt-
führerschaft, optimal das Anbietermono-
pol.

Hohe WAZ-Präsenz in Mazedonien

Vor diesem Hintergrund interessierte
sich der WAZ-Konzern immer schon für
Titel, die marktführend agierten, selbst
wenn dies zunächst nur für Teilmärkte

galt. In Österreich hat der Verbund der
beiden auflagenstärksten Titel des Landes,
der Krone und des Kurier, für stattliche
Renditen gesorgt. Diese Blaupause im Ge-
päck zogen die WAZ-Manager dann nach
Ungarn und später nach Südosteuropa.
„Das ist eine enorme Wachstumsregion,“
erklärt Markus Beermann, zuständiger
WAZ-Manager. Schon heute haben sie in
den jungen Teilstaaten des zerfallenen 
Jugoslawiens hohe Marktpräsenz. In Ma-
zedonien zum Beispiel hält der Konzern
einen Anteil von fast 90 Prozent im Zei-
tungsmarkt. In Bulgarien ist der Konzern
multimedial engagiert, kassiert fast zwei
Drittel des Umsatzes im gesamten Werbe-
markt.

Grundprinzip der WAZ ist der Mehr-
heitserwerb hochauflagiger Titel: Zumin-
dest wird die Führungsposition in den
kaufmännischen Bereichen eingefordert,
nicht zwingend auch in der Redaktion.
Immer wieder haben Konkurrenten nach
einem WAZ-Einstieg über folgende Preis-
kämpfe Klage geführt. Marktdominanzen
über steigende Auflagen zu erreichen, ist
ein langwieriger Prozess. Viel schnellere
Erfolge sind mit der Übernahme von
Marktanteilen der Wettbewerber verbun-

den. Das Preis-Dumping zwingt gerade
kleinere Konkurrenten zur Kooperation,
häufiger noch zum (Teil-)Verkauf. Zentral
selbst bei Beteiligungen ist erneut die kauf-
männische Führung, um die Verbundvor-
teile in der Verwaltung, beim Druck und
Vertrieb sowie im Anzeigengeschäft heben
zu können.

Ein aktuelles Beispiel für die Über-
nahme der Marktführerschaft liefert der
WAZ-Konzern in Serbien. Bislang hält er
dort nur eine Beteiligung am ältesten 
Titel des Landes, Politika. Nun soll mit
Novosti auch der auflagenstärkste Titel
übernommen werden. Bislang verlief die
Übernahme allerdings nicht nach Plan.
Die Aktionäre, darunter auch der Staat,
fordern viel mehr, als die WAZ ursprüng-
lich zahlen wollte. Ende Mai hat die WAZ
ihr Angebot erhöht. Wenn es sein muss,
lässt sich selbst die als knauserig bekannte
WAZ die Position des Marktführers etwas
kosten.

Typisch für den WAZ-Konzern ist auch,
dass er in Südosteuropa vielfach nur Be-
teiligungen hält, die Verlage nicht voll-
ständig besitzt. Selbst in NRW gehören
ihm einzelne Zeitungen Jahrzehnte nach
dem Einstieg noch nicht vollständig. Der
Führungsanspruch steht freilich nicht im
Zweifel. Und vielfach sind die Essener
nicht nur an einem, sondern an mehreren
Titeln beteiligt. Eine größere Rolle als im
Inland spielen beispielsweise in Bulgarien
und Kroatien neben den Zeitungen die
Zeitschriften. Und während hierzulande
vor allem bunte Wochentitel aufgelegt
werden, wird in Ungarn sogar das führen-
de Nachrichtenmagazin HVG verlegt. 
In den Zeitschriftenmärkten sind aller-
dings auch andere maßgebliche Verlage
aktiv, z. B. die Adria-Konnektion von
Gruner + Jahr.

Gruner + Jahr hat sich inzwischen
vollständig auf Zeitschriften konzentriert.
Selbst profitable Zeitungen in Ungarn

und der Slowakei wurden verkauft. Nach
dem Ausstieg aus dem US-Geschäft und
dem verlustreichen Verkauf der dortigen
Verlage, ist der Stellenwert auch kleiner
Länder beim Großverlag gestiegen.

Neue Presse Passau 2004
Umsatz gesamt: 404 Mio Euro
Umsatz im Ausland: keine Angabe

Zeitschriftenangebot im ungarischen Gyoer
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Ähnlich ausschließlich auf Zeitschrif-
ten konzentriert hat sich im Ausland der
Heinrich Bauer Verlag. Hierzulande wird
immerhin in Magdeburg die führende
Tageszeitung Volksstimme verlegt und
sind wiederholt Zukäufe von Zeitungen
zumindest angestrebt worden (Berliner
Zeitung, Sächsische Zeitung u. a.). Verle-
ger Heinrich Bauer ist zudem kein Freund
von Kooperationen und Gemeinschafts-
unternehmen. Er präferiert den Stand-
punkt: Herr im Haus bin ich. Die Expan-
sion auf eigene Kappe war schon in West-
europa und den USA maßgeblich und
wurde entsprechend für den Osten über-
nommen. Inzwischen hat das Geschäft in
Polen am Umsatz gemessen selbst jenes
in Frankreich oder in Spanien überholt.
Neben Polen genießt der tschechische
Markt einen hohen Stellenwert. Die
Tochter Europress präsentiert Bauer stolz
als „zweitgrößten Zeitschriftenverlag des
Landes“. Die Titelpaletten in den einzel-
nen Ländern ähneln sich. Bauer ist bei
den Programmzeitschriften stark vertre-
ten und nutzt Blattkonzepte seiner deut-
schen Titel bei den Frauen- (Tina) und
Jugendzeitschriften (Bravo). Gerade Bravo
und sein Ableger Bravo Girl werden in
vielen Ländern verlegt und häufig für
den Marktzutritt genutzt.

In Ungarn und in Rumänien werden
die Titel – abweichend von den sonstigen
Gepflogenheiten von Bauer – in Gemein-
schaftsunternehmen verlegt. Partner ist
der Schweizer Ringier-Verlag. Wäre vor ei-
niger Zeit die damals angestrebte Fusion
von Ringier und Springer umgesetzt wor-
den, wären sich die beiden Hamburger
Großverlage im Ausland ziemlich nahe
gekommen – aber wohl kaum dauerhaft
verbunden geblieben.

Partnerschaften auf Zeit

In Osteuropa bestehen noch Partner-
schaften, die auf Zeit angelegt sind. Mit
dem Ziel, Risiken zu teilen, werden neue
Märkte studiert. Bleibt das Geschäft dau-
erhaft, trennt man sich wieder und der
Aussteiger wird für die Phase des Risiko-
Sharings honoriert. Die mit Abstand be-
deutendste Ehe auf Zeit haben Burda und

der italienische Verlag Rizzoli geführt. Bis
zur Scheidung waren die Italiener nicht
nur Partner bei der Hamburger Milchstra-
ßen-Gruppe, sondern auch bei den Ge-
schäften in Osteuropa. Nach der Tren-
nung hat Burda diese Verlage vollständig
übernommen. Die breite Streuung der
Aktivitäten war aber zu viel für die Zen-
trale in Offenburg. Noch ist Burda so-
wohl in Tschechien, Polen, Rumänien
und Russland stark vertreten als auch mit
Computer-Zeitschriften aus dem Gemein-
schaftsunternehmen mit dem Vogel-Ver-
lag (Chip u. a.) in vielen weiteren Län-
dern engagiert. Die angestrebte Neuaus-
richtung des Konzerns mit einem Fokus
auf die elektronischen Medien, könnte
weitere Veränderungen des Osteuropage-
schäfts nach sich ziehen.

Anders als bei den Printmedien haben
sich deutsche Medienunternehmen in
den Rundfunkmärkten Osteuropas kaum
engagiert. Eine Ausnahme stellt die RTL

Group dar. Der frühe Versuch, in Polen
ein TV-Programm zu etablieren („RTL 7“),
scheiterte vor allem an fehlender techni-
scher Reichweite. In Ungarn ist „RTL
Klub“ umso erfolgreicher. Der Sender
wird mit Abstand am häufigsten gesehen
und hält am Fernsehwerbemarkt einen
Anteil von knapp der Hälfte. Die RTL
Group besitzt 49 Prozent der Anteile. In
Kroatien hat sich „RTL Televizija“ sowohl
im Zuschauer- als auch im Werbemarkt
auf Rang 2 etabliert. RTL gehören fast
zwei Drittel des Senders. Die geplante
Expansion nach Serbien schlug kürzlich
allerdings fehl, als RTL bei der Zuteilung
von TV-Lizenzen leer ausging. Bescheiden
ist der Marktanteil von gut 5 Prozent von
„REN TV“ in Russland, an dem sich die
RTL Group im letzten Jahr mit 30 Prozent
beteiligt hat. Obwohl in Westeuropa in
vielen Ländern auch im Hörfunk aktiv,
hat die RTL Group diesen Geschäftsbe-
reich in Osteuropa nicht ausgeweitet.

Beteiligungen an Radios hält hinge-
gen die Firma Eurocast, die zur Regiocast-
Gruppe gehört, an der neben Springer vor
allem Zeitungsverlage aus Schleswig-Hol-
stein beteiligt sind. Regiocast hat sich in
Warschau bei „radio WaWa“ (33 %) und

in Prag bei den beiden Programmen „Ra-
dio Impuls“ und „Rock Zone“ (66,7 %)
engagiert. In Tschechien zählen auch
zwei Sender der Rheinischen Post zu den
Konkurrenten.

Letztlich sind auch einzelne Film-
und Fernsehproduzenten in Osteuropa
aktiv. Diesen geht es im Unterschied zu
anderen Medienunternehmen weniger
darum, neue Märkte zu erschließen. Im
Vordergrund stehen die finanziell günsti-
gen Produktionsbedingungen, die Kosten-
vorteile für jene Produktionen verspre-
chen, bei denen der Produktionsort an-
sonsten beliebig ist.

Fehlende Transparenz

Dass die Medienindustrie nicht noch
stärker die Kostenvorteile insbesondere
im Personalbereich beispielsweise für die
Bearbeitung von Verwaltungsvorgängen
nutzt, dürfte einstweilen vor allem beste-
henden Sprachbarrieren geschuldet sein.
Ob dies dauerhaft so bleibt, wenn hiesige
Firmen basierend auf ihren Tochter- und
Beteiligungsunternehmen in Osteuropa
unternehmensintern Kostenvergleiche
vornehmen können, ist offen. Manche
Betriebsräte dürften sich künftig noch
wundern, aus welchen Unternehmen
Vergleichszahlen vorgelegt werden, denn
mutmaßlich sind viele Beteiligungen
nicht bekannt. Es fehlt eine umfassende
Transparenz über Besitz- und Beteiligungs-
strukturen. Tarik Jusic, Direktor des Me-
dia Center in Sarajewo vermutet: „Es
dürfte verkappte Beteiligungen im Me-
diensektor geben.“ Es wäre wider jede Er-
fahrung, wenn dies nicht auch für deut-
sche Medienunternehmen gilt. ■

Holtzbrinck 2005
Auslandumsatz: 51,4 %

1.070 Mio €
1.010 Mio €

Rheinische Post
Umsatz gesamt in Euro: keine Angabe
Auslandumsatz: 27 – 28 % 

➧ Freunde, Liebe, Geld
Im Seichten kann man nicht ertrinken, aber
gute Geschäfte machen, wie deutsche TV-Pro-
duzenten in Osteuropa zeigen. So produziert
der Serienspezialist Grundy UFA in Budapest
mit seiner Tochter Magyar Grundy UFA seit
sieben Jahren „Barátok Közt“ („Unter Freun-
den“), die erfolgreichste ungarische TV-Serie
mit Traumquoten von über 50 Prozent Markt-
anteil in der Primetime. Bis Februar 2006 wurde
darüber hinaus die erste in Europa produzierte
einstündige Primetime-Telenovela „Szeress
Most!“ („Liebe mich jetzt!“) ausgestrahlt.
„Anknüpfend an diesen Erfolg“, so Grundy
UFA selbst, wurde die erste deutsche Teleno-
vela „Bianca – Wege zum Glück“ (ZDF) produ-
ziert. Die UFA ist das Dach von sechs Tochter-
firmen in Deutschland und gehört zu Fremantle-
Media, dem weltweit agierenden Produktions-
arm der RTL Group (Bertelsmann). how ■
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Keine Gewerkschaften. Kein Betriebsrat.
Kein sozialer Dialog. Keine Probleme für
das Management. Wenig Angestellte, aber
viele Beschäftigte – formal selbständig.
Keine Diskussion um Arbeitnehmerprobleme.
Das ist die Situation in deutschen Verlags-
häusern der Slowakei.

Es gibt zwei Verlage, bei denen deutsche
Konzerne Mitbesitzer sind: Petit Press a.s.
(Passauer Neue Presse) und Motor-Presse
Slovakia s.r.o. (Gruner + Jahr via Motor-
Presse International). Bei Petit Press er-
scheinen die zwei landesweiten Tageszei-
tungen SMW und Új Szó (in ungarisch),
die Wochenzeitungen Rol´nicke noviny
und The Slovak Spectator (in englisch),

die Wochenzeitschrift Hungarian Vasár-
nap und zwei TV-Programmzeitschriften
(eine in slowakisch, eine in ungarisch).
Petit Press gibt auch die regionale Tages-
zeitung Korzár in der Ost-Slowakei in
sechs lokalen Versionen und 20 Wochen-
zeitungen in der West- und der Mittel-
slowakei heraus. Bis zu 700 Menschen ar-
beiten für diese Holding, wovon 530 bis
540 Angestellte sind – über 150 gelten als
selbständige Kleinunternehmer.

Ganz anders ist es bei der Motor-Pres-
se Slovakia. Der Verlag ist kleiner als Petit
Press und auf Zeitschriften spezialisiert,
besonders für Motorsport und Auto. Hier
gibt es zum Beispiel Auto motor sport oder
Auto 7 aktuál. Es erscheint auch eine slo-
wakische Version von Geo. Motor-Presse
beschäftigt nur wenige Leute. So ist zum
Beispiel nur der Chefredakteur von Geo
angestellt, die Übersetzer und die ande-
ren Mitarbeiter sind alles Freie.

Kein Mut zum Protest

Trotz aller Unterschiede ist beiden
Verlagshäusern eines gemeinsam: Sie nut-
zen die Schwäche unserer Arbeitsgesetz-
gebung für ihre Gewinnmaximierung
und auch dafür, die Gewerkschaften in
der Slowakei klein zu halten. Gemäß des
slowakischen Arbeitscodes ist die Instal-
lierung eines Betriebsrates nur dann mög-
lich, wenn mindestens zehn Prozent der
Beschäftigten dies schriftlich fordern.
Obwohl das Gesetz ihnen diese Willens-
bekundung als Recht einräumt, fürchten
viele Beschäftigte ihren Job zu verlieren,
wenn sie Interesse zeigen diese Rechte
umsetzen zu wollen.

Es gibt da ein „verrücktes Beispiel“,
wie Gruner + Jahr den Status des Betriebs-
rates im Verlag Ringier beeinflusst hat.
Der Schweizer Verlag kam zu Beginn der
90er Jahre in den slowakischen Zeitungs-
markt. Obwohl es zu der Zeit kein Gesetz
über Betriebsräte gab, konnte bei Ringier
einer etabliert werden. Das Management
kooperierte gut mit ihm und die Entloh-
nung der Beschäftigten war zufrieden
stellend. Dann fusionierten Ringier und
G+J in der Slowakei und es kam eine
neue Verlagsführung. Der Betriebsrat wur-
de aufgelöst, obwohl es dann schon das

entsprechende Arbeitsgesetz gab. Das war
ein klarer Rechtsbruch, aber niemand
vom Betriebsrat hatte den Mut zum Pro-
test. Nach mehr als zwei Jahren überließ
Gruner + Jahr den slowakischen Verlag
vollständig Ringier. Aber wieder hatte
niemand von den Beschäftigten den Mut,
die erforderlichen Unterschriften für die
Gründung eines neuen Betriebsrates zu
sammeln.

In ihren Artikel kämpfen slowakische
Journalisten oft für die Rechte anderer,
aber sie scheuen sich, für ihre eigenen
einzutreten. So gibt es durchaus in beiden
slowakischen Verlagen, die im deutschen
Besitz sind, Mitglieder des Slowakischen
Journalistensyndikats SSJ – aber nur als
Einzelkämpfer, es gibt keine organisierten
Gewerkschaftsgruppen in diesen Verlagen.

Kleinunternehmer ohne Rechte

Das größte Problem ist, dass Petit
Press vor allem im Regionalen keine Leu-
te anstellt, sondern ihre Mitarbeiter als
Scheinselbständige beschäftigt. Obwohl
deren Tätigkeit für den Verlag alle Merk-
male von abhängiger Beschäftigung hat,
besitzen sie nur Verträge als Kleinunter-
nehmer mit einem Großverlag. So haben
sie kein Recht, ihre Arbeitszeit entspre-
chend dem Arbeitscode zu begrenzen,
keinen Anspruch auf Urlaub und auf
Versicherung. Sie erhalten keine Bonusbe-
zahlung … Nach unseren Informationen
arbeiten alle Regional-Mitarbeiter bei
Petit Press so. Der SSJ hat das Ziel, dieses
grundlegend zu ändern und die Arbeits-
bedingungen der Journalisten zu verbes-
sern – sowohl in den Verlagen mit deut-
schen Besitzern als auch in den anderen
in der Slowakei. ■

titelthema

Angst, für sich
selbst zu kämpfen
Zuzana Krútka, Vorsitzende des slowakischen Journalistensyndikats
SSJ, über unterdrückte Mitbestimmungsrechte 

➧ „Freie Presse Osteuropas“
Die Gerd-Bucerius-Förderpreise „Freie Presse
Osteuropas“, dotiert mit insgesamt 140.000 €,
wurden von der Zeit-Stiftung Ebelin und Gerd
Bucerius gemeinsam mit dem Osloer Institus-
jonen Fritt Ord vergeben.
Die Preisträger 2006: die Online-Ausgabe der
weißrussischen Wochenzeitung Salidarnasts
(Minsk), die unter staatlichem Druck einge-
stellt werden musste; eine russisch-tschetsche-
nische Nachrichtenagentur (Nischni Nowgo-
rod); die Internet-Zeitung Ukrainska Prawda
(Kiew); zwei Regionalzeitungen aus Wolgo-
grad und Viborg; die Journalistin Fatima 
Tlisowa, die ihre Berichterstattung über den
Tschetschenien-Konflikt trotz Einschüchterungs-
versuchen nicht einstellte, und die Journalistin
Veronika Shahova, die über die gewalttätige
Miliz in Blagoweschensk berichtete.

Fotografenstatue in der Altstadt von 
Bratislava in der Slowakei
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Die aktuelle achte Tarifrunde bei RTL am
23. Mai begann mit einer Hiobsbotschaft.
Die Geschäftsführungen von RTL-Televi-
sion und den Regionalgesellschaften in
Nord, West und Hessen kündigten den
Manteltarifvertrag (MTV) zum Ende des
Jahres. RTL hält dabei „eine Veränderung
der tariflichen Rahmenbedingungen für
unverzichtbar.“ Die ver.di-Vertreter gehen
jedoch davon aus, dass diese Tarifrunde
über die reinen Tarifmaterien hinaus auch
die existentiellen Fragen der RTL-Beschäf-
tigten beantworten müsse und haben des-
halb einen Beschäftigungspakt vorgeschla-
gen. Damit will ver.di die zwischenzeit-
lichen Spekulationen um das Ausmaß ge-

planter Stellenstreichungen, etwa durch
die Fusionen mehrerer Redaktionen been-
den und wieder Sicherheit und Ruhe in
den Sender bringen. Der Pakt soll diesem
unverständlichen Personalabbau entge-
genwirken, weil dieser neben den Arbeits-
plätzen auch die Qualität des Programms
gefährdet. Aus Sicht des ver.di-Verhand-
lungsführers Matthias von Fintel belastet
die Kündigung des MTV die laufende Ta-
rifrunde, weil damit – wie schon bei Kün-
digung des Entgelttarifvertrages – ein
Countdown bis zu dem Zeitpunkt gestar-
tet wird, ab dem die vereinbarte Tarifsi-
cherheit endet. Die RTL-Haustarifverhand-
lung wird am 28. Juni fortgesetzt. red ■

Elf Monate Tarifrunde mit dem Bundes-
verband Deutscher Zeitungsverleger
(BDZV) und noch immer ist kein Ende in
Sicht. Im Sondierungsgespräch am 6. Juni
wiederholten die Verleger ihre Ausgangs-
forderungen zur Verschlechterung des Ge-
haltstarifs. Dennoch sollen am 11. Juli die
vollständigen Verhandlungskommissio-
nen an einen Tisch kommen. 

Damit bleibt die Tarifsituation für die
etwa 14.000 Zeitungsredakteurinnen und -
redakteure weiterhin offen. Nach den er-
neut vorgetragenen Forderungen der Ver-
leger sollen die Zahl der Gehaltsstufen re-
duziert und die letzte Berufsjahresstufe
ganz gestrichen werden. Das beträfe nicht
nur Neueingestellte, deren Einkommen
damit dauerhaft um mehr als 10 %

schrumpfen soll, sondern auch alle Redak-
teurinnen und Redakteure, die noch Stu-
fensteigerungen erwarten können. Die
Anrechnung der Berufsjahre aus einem
Hochschulstudium, Freien-Tätigkeit etc.
soll gestrichen werden. Die dauerhafte
Einkommenssenkung von über 10 Prozent
weist die dju allerdings entschieden zu-
rück. Den Forderungen des BDZV haben
die Verhandlungskommission von dju
und DJV entgegen gehalten, dass maßvol-
le Veränderungen in der Gehaltsstruktur
nur verhandelbar seien, wenn diese durch
anderweitige Garantien kompensiert wer-
den. Deshalb haben dju und DJV eine Ver-
längerung der Laufzeit von Mantel- und
Altersversorgungstarifvertrag um weitere
vier Jahre gefordert. red ■

Erfolgreicher 
Tarifabschluss
Kinopolis Viernheim 

Für die etwa 70 Beschäftigten im Kino-
polis Rhein-Neckar im südhessischen
Viernheim verbessern sich künftig die
Arbeitsbedingungen. Ende Mai konnte
ein Tarifvertrag vereinbart werden, der
von ver.di-Tarifsekretär Matthias von
Fintel als Erfolg verbucht wird: „Weil er
sich mit einem Mix aus teilweise sehr
speziellen Regelungen aber auch sol-
chen aus dem Flächentarif bundesweit
sehen lassen kann. Die Basis des Erfolgs
wurde in Zusammenarbeit zwischen
den ver.di-Kollegen im Landesbezirk
Hessen und sehr engagierten Kinobe-
schäftigten gelegt, die auch bereit zum
Streik waren, der letztlich dann jedoch
nicht notwendig war“, so von Fintel. 

Mit dem Abschluss ist es gelungen
die regelmäßige Arbeitszeit ab dem 
1. Januar 2007 von 40 auf 39 Stunden
pro Woche zu senken. Zudem wurden
kräftige Lohnerhöhungen erreicht. Ab
2007 erhalten Kinobeschäftigte an Kas-
se, Tresen und Einlass nach einer Pro-
bezeit von sechs Monaten 8,04 € pro

Stunde. Erreicht werden konnten auch
die weiteren Mantelregelungen aus
dem Flächentarif, der mit dem Haupt-
verband Deutscher Filmtheater (HDF-
Kino e.V) besteht. So gelten die übli-
chen Zuschläge an Feiertagen, für
Mehrarbeit und Nachtarbeit. Der volle
Urlaubsanspruch gemäß dem Flächen-
tarif wird allerdings im Rahmen einer
Stufenregelung erst ab 2008 fällig.
Ebenso erfreulich für die im Kino be-
schäftigten Studenten ist, dass sie nach
mindestens 18 Monaten Beschäfti-
gungsdauer bis zu sechs Monate als
Auszeit für Praktika oder Auslands-
semester nehmen können. Selbstver-
ständlich unbezahlt, aber anschließend
haben sie nach wie vor ihren Kinojob,
auf den sie ja genau so wie ihre Kolle-
ginnen und Kollegen angewiesen sind.

red ■

Manteltarifvertrag gekündigt
ver.di schlägt RTL Beschäftigungspakt vor

In der Tarifrunde für die etwa 8.000 Re-
dakteurinnen und Redakteure an Zeit-
schriften gab es nach dem ersten Termin
am 9. Juni eine Voreinigung. Die dju in
ver.di und der Verband Deutscher Zeit-
schriftenverleger einigten sich auf eine
Änderung der Gehaltsstaffel. Sie führt zu
Beginn des Berufslebens zu höheren Ein-
stiegsgehältern, allerdings langfristig zu 
einer Einkommensabsenkung, durch die
Streichung der bisherigen letzten Berufs-
jahresstufe nach 14 Jahren. Die neue Staf-
fel tritt erst mit einer Einigung in der Ge-

haltsrunde in Kraft. Die Gehaltsverhand-
lung blieb ohne Ergebnis. Die dju fordert
angesichts einer anziehenden Zeitschrif-
tenkonjunktur fünf Prozent mehr Gehalt,
nachdem beim letzten Tarifabschluss eine
Erhöhung um 1,3 Prozent in einer Laufzeit
von 24 Monaten vereinbart worden war.
„Der Einsatz der Zeitschriftenredakteure in
den vergangenen Jahren muss endlich
durch eine anständige Gehaltserhöhung
belohnt werden,“ erklärte Matthias von
Fintel von ver.di. Die Verhandlungen wer-
den am 5. Juli in Berlin fortgesetzt. red ■

Fünf Prozent gefordert 
Tarifrunde Zeitschriften: Voreinigung für neue Gehaltsstruktur

Einkommenssenkung abgelehnt
Fortsetzung der Tarifrunde für Zeitungen am 11. Juli
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Im Frühjahr wurden auch in den Medien-
betrieben neue Betriebsräte gewählt. Die
Gremien haben ihre Arbeit aufgenommen,
aber noch nicht alle Wahlergebnisse konnten
erfasst werden. Eine Einschätzung fällt des-
halb schwer, wobei die vorliegenden Daten
und die „Stichproben“ in großen Verlags-
und Zeitungshäusern durchaus positive Sig-
nale aussenden, zum Beispiel über die An-
zahl der ver.di-Vertreter in den Arbeitneh-
mervertretungen. Die dju scheint insgesamt
die Zahl ihrer Mandate in etwa gehalten zu
haben. Im Folgenden einige Wahlsplitter
dazu kreuz und quer durch die Republik.

Die Beteiligung an den Wahlen der Be-
triebsräte in 230 betrachteten Betrieben
beträgt durchschnittlich etwa 79 Prozent.
Dabei gibt es wenige Ausreißer wie 42,7
Prozent bei Springer in Berlin oder 48,8
Prozent bei Madsack in Hannover. Mehr
als 80 bzw. 90 Prozent Wahlbeteiligung
gab es vor allem in Druckbetrieben oder in
solchen, wo Druck und Verlag einen Be-
triebsrat bilden wie zum Beispiel im
Druck- und Verlagszentrum Westfalen mit
87,63 Prozent. 

Insgesamt haben die ver.di-Kandida-
tinnen und -Kandidaten gut abgeschnit-
ten. Im Zeitungsverlag Westfalen / West-
fälische Rundschau (WR), die durchaus als
eine Hochburg beständiger und durch die
dju geprägter Betriebsratsarbeit bezeichnet
werden kann, nahmen 80,35 Prozent der
Belegschaft ihr Wahlrecht wahr. Von neun
Betriebsratsmitgliedern sind acht in der
dju organisiert. Für all das hat der alte und
neue Betriebsratsvorsitzende Malte Hinz
eine Erklärung: „Die Kolleginnen und Kol-
legen haben auch in den vergangenen vier
Jahren gesehen, dass sie durch kompeten-
te Leute vertreten werden.“ So sei es bei-
spielsweise gelungen, trotz minimalisti-
scher Personalausstattung für „einiger-
maßen erträgliche Arbeitsbedingungen“

in den WR-Redaktionen zu sorgen – bei-
spielsweise durch Betriebsvereinbarungen
über tarifliche Arbeitszeitregelungen oder
über die Einführung neuer Redaktions- und
Datenverarbeitungssysteme. „Es ist sicher
auch ein Erfolg des Betriebsrates, dass es
trotz der Schließung dreier Lokalredaktio-
nen nicht zu einem Verlust von Arbeits-
plätzen gekommen ist. Die Tatsache, dass
durch die mit Chefredaktion und Verlag
vereinbarten Versetzungen und durch per-
sonelle Verstärkung der Redaktionen sozi-
ale Brüche vermieden werden konnten,
wurde bei der Betriebsratswahl honoriert“,
ist Hinz überzeugt. Künftig wird sich der
Betriebsrat mit dem Thema Innere Presse-
freiheit befassen. Nach gut 30 Jahren ohne
Redaktionsstatut sei es an der Zeit dafür.  

Redaktionsstatut gehört dazu

„In einer Qualitätszeitung, in der
Menschen mit steigender Verantwortlich-
keit arbeiten, sollte der Redaktionsalltag
einen hohen Grad an Demokratisierung
und Mitwirkungsmöglichkeiten aufweisen.
Und dazu gehört ein Redaktionsstatut“, so
Hinz. Schließlich seien die Redaktionen
und auch der Betriebsrat „doch beinahe
täglich mit einem vermeintlichen Wider-
spruch konfrontiert: Auf der einen Seite
gibt es den Anspruch, mit einer minima-
len Ausstattung eine Qualitätszeitung zu
erstellen, und auf der anderen Seite sollen
dieser Anspruch und seine Umsetzung mit
den tariflichen und gesetzlichen Normen
in Einklang gebracht werden. Diesen
‚Widerspruch‘ zu bewältigen, ist eine zen-
trale Aufgabe des Betriebsrates“, so Hinz.
Auch in der Westfalenpost (WAZ-Konzern)
ist ver.di mit acht von neun Betriebsräten
gut vertreten, die Wahlbeteiligung lag bei
77,12 Prozent. 

Mit Leiharbeit in der Redaktion vor 
allem bei den Volontären müssen sich die

Betriebsräte der Nordwest-Zeitung ausei-
nandersetzen. In der Einigungsstelle geht
es derzeit um die Arbeitszeitregelung in
der Redaktion. „Dem Vorschlag für eine
flexible Arbeitszeitgestaltung des Betriebs-
rates wollte der Arbeitgeber leider nicht
folgen“, so Betriebsratsvorsitzender Uli Jan-
ßen (ver.di). „Bei zirka 65 Prozent Wahl-
beteiligung konnten wir unsere bisherige
Position von sechs ver.di-Vertretern unter
neun halten. Das ist gut“, so Janßen. Bei
der Verlagsgesellschaft Madsack GmbH &
Co KG (Neue Presse Hannover, Hannover-
sche Allgemeine Zeitung, Heimatzeitung /
Region Hannover, Druck und Versand) gab
es in der letzten Zeit ebenfalls einige harte
Nüsse für den Betriebsrat zu knacken. So
wurden 200 Stellen über Altersteilzeit im
technischen Bereich abgebaut. Personal-
abbau steht auch weiter im Programm der
Arbeitgeber ebenso wie die Einführung 
eines neuen Redaktionssystems … „Also 
es gibt jede Menge zu tun“, ist sich Be-
triebsratsvorsitzender Rainer Butenschön
(ver.di) sicher. Offenbar sei die bisherige
Arbeit auch der ver.di-Vertreter als gut ein-
geschätzt worden, so Butenschön zum
Wahlergebnis, bei dem wie vor vier Jahren
11 der 15 Sitze von Verdianern gewonnen
werden konnten. „Bedauerlich“ und sicher
auch unverständlich angesichts der anlie-
genden Probleme dagegen die mit 48,8
Prozent geringe Wahlbeteiligung (2002
noch 56,6 Prozent). Ein erfreulicher Effekt:
Bei Madsack ist „Nachwuchs für die Be-
triebsräte in Sicht“, junge Leute wurden
als Ersatzmitglieder gewählt. Das ist im
Übrigen auch eine Beobachtung, die ver.di-
Bezirkssekretär Bernd Mann in München
gemacht hat. „Es gibt viele neue und auch
junge Gesichter in den BR-Gremien bei
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branchenund berufe

Verdianer 
als Betriebsräte 
gewählt
Positive Signale über die Anzahl der Mandate

Berliner Verlag: Claudia Wittke-Gaida (l.)
und Renate Gensch vom Wahlvorstand
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Burda, Bauer und im Süddeutschen Verlag.
Im Süddeutschen Verlag / Süddeutsche
Zeitung /sieben Töchter gehören zehn der
15 Betriebsräte, darunter die Spitze, ver.di
an. „Wobei wir bei uns Wert darauf legen,
mit den Nicht-Organisierten gut zu-
sammenzuarbeiten, da sind wir auf einem
guten Weg“, so Renate Richter, freigestell-
tes Betriebsratsmitglied (ver.di). Neu beim
Süddeutschen Verlag ist, dass erstmals ein
Redakteur (dju) stellvertretender BR-Vor-
sitzender und freigestelltes Betriebsrats-
mitglied ist. Auch bei der Abendzeitung in
München ist wieder ein dju-Kollege Vor-
sitzender. Im Berliner Zeitungsverlag (Ber-
liner Zeitung, Berliner Kurier) wurde eben-
falls die gleiche dju-Kollegin wie zuvor als
Vorsitzende gewählt. Von den elf Gre-
mien-Mitgliedern sind neun bei ver.di, da-
von sechs in der dju. Der Verlag befindet
sich seit der Übernahme durch Montgo-
mery in stürmischem Fahrwasser. Mitten
im Ringen um ein Redaktionsstatut wurde
der Chefredakteur der Berliner Zeitung ge-
wechselt, jetzt stehen die Ankündigungen
über Personalabbau und Umstrukturie-
rung ins Haus (S. 3). Auch beim Verlag Der
Tagesspiegel GmbH in Berlin ist ver.di mit
sechs von neun Mitgliedern im neuen Be-
triebsrat gut vertreten. Auch der Vorsitz
ging an ver.di. 

In der Frankfurter Rundschau sind
alle 13 Betriebsratsmitglieder in ver.di or-
ganisiert. Die Wahlbeteiligung betrug 69
Prozent. Ähnlich hoch war sie in der
Frankfurter Societäts-Druckerei / Frankfur-
ter Neuen Presse, wo die 13 Gremienmit-
glieder ebenfalls Mitglied in ver.di sind,
die Vorsitzende ist in der dju. 

Im Verlagshaus Berlin der Axel Sprin-
ger AG lag die Wahlbeteiligung bei 42,7
Prozent gegenüber 60,4 Prozent vor vier
Jahren. „Ich nehme an, dass die niedrigere
Beteiligung wohl vor allem Ausdruck des
allgemeinen Trends im Wahlverhalten ist.
2002 hatten wir eine besondere Situa-
tion“, sagte Petra Pulver, wiedergewählte
Betriebsratsvorsitzende. „Einerseits stand
das Berliner Haus vor erheblichem Perso-
nalabbau durch die Zusammenlegung der
Redaktionen Die Welt und Berliner Mor-
genpost sowie weitere Maßnahmen. Ande-
rerseits wurden damals die Betriebsräte
von Ullstein, der Welt / Welt am Sonntag
und der Bild-Außenstelle Berlin zu einem
gemeinsamen Betriebsrat zusammen-
gefasst und die Mitarbeiter/innen jedes
Bereiches wollten ihre Kandidat/innen in
das neue Gremium bringen.“

Während dem 17köpfigen Betriebsrat
in Berlin noch zwei ver.di-Vertreter (dju
/Druckerei) vorstehen, ging der Vorsitz des
Springer-Gesamtbetriebsrates erstmals an
eine Hamburgerin aus dem DJV. Einen
weißen BR-Fleck hat ver.di offenbar im
Schwäbischen. Bei der nicht tarifgebun-

denen Schwäbischen Zeitung GmbH Co
KG und der SV Kaufmännischer Service
GmbH komme ver.di im Betriebsrat „nicht
mehr vor“, wurde informiert. 

In der Südwest Presse Ulm gehören
neun ver.di Mitglieder zum elfköpfigen
Betriebsrat, darunter sind fünf in der dju.
Vom Redaktionsgemunkel im Vorfeld der
Wahl um zuviel „Gewerkschaftsnähe“, die
es abzustrafen gelte, ist offensichtlich
nicht viel geblieben, meint Betriebsrats-
vorsitzender Siegfried Heim (ver.di). 

Gute Arbeit wird anerkannt

„Ein ganz ordentliches Wahlergebnis“
sieht Betriebsratsvorsitzender Thomas
Laskowsky (ver.di) in der Mediengruppe
Magdeburg, Magdeburger Volksstimme
und Generalanzeiger (Bauer). Acht Mit-
glieder von neun sind in ver.di organisiert.
Im Bauer-Programmzeitschriftenverlag in
Hamburg wurde bei einer Wahlbeteiligung
von 69,1 Prozent ein 9köpfiger Betriebsrat
und eine ver.di-Vorsitzende gewählt. Wei-
tere vier Mitglieder gehören ver.di an. Seit
vielen BR-Wahlen unverändert, gehören
dem neunköpfigen Betriebsrat im Verlag
und Druckerei Main-Echo Aschaffenburg
ausschließlich langjährige ver.di-Mitglie-
der an. Eine Besonderheit: Die weibliche
Minderheit im Betrieb hat die Mehrheit
im Betriebsrat übernommen – fünf von
neun sind Frauen. Im siebenköpfigen Be-
triebsrat des Zeitungsverlages Neue-Presse-
Verlags-GmbH (Passauer Neue Presse) sind
drei ver.di-Leute, wobei sich hier die offe-
ne ver.di-Bündnis-Liste erneut bewährt
hat, sie konnte 80 Prozent der Stimmen
und damit sechs Mandate für sich gewin-
nen. 82,3 Prozent der Belegschaft beteilig-
ten sich an der Wahl ihres Betriebsrates in
der Schwarzwälder Bote Mediengesell-
schaft mbH und Druckzentrum Südwest
GmbH. Von elf Arbeitnehmervertretern
sind zehn in ver.di organisiert. Bei der
Saarbrücker Zeitung (Verlag und Druck)
arbeiten die acht ver.di-Leute gut mit den
drei anderen Kollegen zusammen: „Eine
Gegenbewegung oder gar Konkurrenz-
Organisation ist nicht in Sicht“, so der
Betriebsratsvorsitzende Roland Harig (ver.di).
Betriebsratsvorsitzender Holger Strehl
(ver.di) vom Pressehaus Bintz-Verlag
GmbH & Co KG sieht einen Grund für die
sieben Mandate, die ver.di im neunköpfi-
gen Betriebsrat erringen konnte, in der
guten Arbeit während der MTV-Verhand-
lungen Druckindustrie im vergangenen
Jahr. „Ein besserer Tarifvertrag wäre eine
Illusion zur heutigen Zeit – wir können
alle gemeinsam stolz sein, die 35-Stunden-
Woche verteidigt zu haben“, meint Strehl,
dessen Betriebsrat für die Tageszeitung
Offenbach-Post, 16 Heimatzeitungen und
den Dieburger Anzeiger verantwortlich ist.

„Die Zeiten im Medienhaus Lensing, Dort-
mund (Verleger: Florian und Lambert Len-
sing-Wolf) zu dem wir gehören, sind alles
andere als rosig (M berichtete) – keine Ta-
rifbindung mehr, Personalabbau …“, so
Betriebsratsvorsitzender Martin Fahlbusch
(ver.di). Zwei von fünf Betriebsräten sind
ver.di-Mitglieder (zwei im DJV). 

Auch jenseits der Zeitungs- und Zeit-
schriftenverlage und Druckbetriebe gibt es
gute Wahlergebnisse. Bei der Stiftung Wa-
rentest in Berlin sind acht der neun BR-
Mitglieder von ver.di, einschließlich des
Vorsitzenden. Bei der dpa-Tochter news
aktuell in Hamburg wurde ein fünfköpfi-
ger Betriebsrat gewählt. Der Vorsitzende
ist ver.di-Mitglied. Auch bei RTL Televi-
sion ging es in Köln, Berlin und München
zur Wahlurne. Dem 15köpfigen Betriebs-
rat am Hauptstandort Köln gehören fünf
ver.di-Mitglieder an, unter ihnen der Vor-
sitzende (fünf DJV, fünf nicht organisiert).
Die Wahlbeteiligung lag in Köln bei 70
Prozent. Die drei Betriebsräte der Kino
Lausitzpark Betriebsgesellschaft mbH sind
ebenso in ver.di organisiert wie die drei
der UCI Kinowelt Mundsberg.

Karin Wenk ■

➧ Personalratswahlen
im öffentlich-rechtlichen
Rundfunk

Ergebnisse Südwestrundfunk (SWR)
ver.di hat mit dem DJV eine gemeinsame 
Gewerkschaftsliste aufgestellt.

Gesamtpersonalrat: 11 Mitglieder davon 
acht ver.di, darunter die Vorsitzende 
Personalrat Baden-Baden: 13 Mitglieder da-
von sechs von ver.di, darunter die Vorsitzende
Personalrat Mainz: 11 Mitglieder davon 
acht ver.di, darunter der Vorsitzende 
Personalrat Stuttgart: 13 Mitglieder, darunter
neun von ver.di, darunter die Vorsitzende

Ergebnisse Bayerischer Rundfunk (BR) 
Bei den Wahlen für die BR-Personalräte gab
es ver.di-Listen, Listen des Bayerischen Jour-
nalistenverbandes und eine Freie Liste mit 
der Deutschen Orchestervereinigung.

Gesamtpersonalrat: 11 Mitglieder vier 
davon von der ver.di-Liste, die Vorsitzende
(ver.di) kandidierte über die Freie Liste.
Personalrat München: 17 Mitglieder, sieben
davon in ver.di.
Personalrat Nürnberg: 5 Mitglieder, davon vier
in ver.di, darunter der Personalratsvorsitzende 

In anderen Rundfunkanstalten wurde in die-
sem Jahr nicht gewählt.
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M | Unlängst erschien Ihr Buch „Augenzeu-
gen“. Darin untersuchen Sie 250 Jahre Kriegs-
berichterstattung – vom Siebenjährigen Krieg
bis zum noch heute andauernden Irakkrieg.
Was hat Sie an dieser Untersuchung gereizt? 

UTE DANIEL | Ausgangspunkt war meine
eigene Erfahrung. Was die Medien über
einen Krieg sagen und wie sie es sagen, ist
entscheidend dafür, wie ein Krieg wahrge-
nommen wird. Das wurde mir während
des Golfkriegs 1991 sehr bewusst. Als His-
torikerin habe ich mich gefragt, was wis-
sen wir eigentlich über diese Wechselwir-
kung in früheren Kriegen? Und ich habe
herausgefunden: Wir wissen darüber fast
nichts. Es gibt zwar viele einschlägige Stu-
dien, doch die beschränken sich in der
Regel auf Propagandaanalysen. Doch was
tun Reporter im Krieg vor Ort? Wie über-
mitteln sie was? Was kriegen sie überhaupt
zu sehen? Was denken sie über den Krieg
und über sich selbst? Und was passiert mit
ihren Berichten, ihren Fotos und Filmen? 

M | Und was haben Sie herausgefunden?
Was für Menschen sind Kriegsberichterstatter?

DANIEL | Kriegsberichterstatter sind ganz
normale Menschen, die unter spezifischen
Bedingungen arbeiten. Reporter auf Kriegs-
schauplätzen sind nicht „kriegsgeiler“ als
wir. Sie arbeiten in bestimmten Bezügen,
sind zum Beispiel Teil einer Truppenein-
heit. Schon Mitte des 19. Jahrhunderts, im
Krimkrieg, als die ersten Journalisten auf
den Kriegsschauplätzen in Europa auftau-
chen, ziehen sie mit den Offizieren und

Soldaten über das Schlachtfeld. Sie werden
von den Offizieren, mit denen sie abends
essen und trinken, informiert und über-
nehmen so deren Sichtweisen vom Krieg.
Das geschieht ganz automatisch. Und es
wird nicht von oben gelenkt. 

M | Und wie sehen sich diese Kriegsreporter?

DANIEL | Das Selbstbild dieser Journalis-
ten ist interessant. Kriegsberichterstatter
vermitteln von sich das Bild des objekti-
ven Augenzeugen. Sie wollen dem abwe-
senden Leser quasi als Brille dienen, mit
der dieser den Kriegsschauplatz sehen
kann. Das ist noch heute so, wenn man
sich die Fernsehberichterstattung anguckt.
Da ist der Journalist, der uns im Fernsehen
zeigt, was sich hinter ihm abspielt, was er
also gerade sieht. Dadurch wird der Ein-
druck erweckt, es gebe den neutralen Au-
genzeugen, der keine andere Aufgabe hat,
als uns zu berichten, was er sieht. 

M | Neutral ist dieser Augenzeuge aber beilei-
be nicht. Er transportiert natürlich Meinung.
Und das Militär ist daran interessiert, zu kon-
trollieren, welche Meinung da vertreten wird.

DANIEL | Natürlich. Aber Militär und Be-
richterstatter verstehen sich lange Zeit be-
stens. Denn noch bis zum Ersten Welt-
krieg vertreten die Journalisten dasselbe
Kriegsbild wie die Offiziere – nämlich dass
Krieg etwas völlig Normales ist. Und was
normal ist, braucht man nicht zu rechtfer-
tigen. Erst der Erste Weltkrieg stellt einen
Bruch dar. Seine Dauer, seine Ausmaße

und die Opfer, die er gefordert hat, mach-
ten es unmöglich, diesen Krieg noch im-
mer als selbstverständlich hinzunehmen.

M | Das bedeutet, bis 1914 hatten Journalis-
ten und Militärs keine Probleme miteinander?

DANIEL | Genau. Es sei denn, ein Journa-
list verstieß gegen Sicherheitsbestimmun-
gen. Wenn etwa ein junger Reporter, der
Karriere machen wollte, wie Edgar Walla-
ce, im Burenkrieg um 1900 die Knüller-
meldung über den Friedensschluss an der
Zensur vorbei in seine Zeitung lancierte,
flog er aus dem Berichterstattercorps. Ed-
gar Wallace bekam deshalb auch keinen
Orden der Königin.

M | Wie? Journalisten bekamen Orden?

DANIEL | Ja, damals bekamen sie als Re-
porter den Kriegsorden der Königin. So
hoch war ihre Akzeptanz beim Militär. Erst
im 20. Jahrhundert werden Reporter dann
ins Militär eingemeindet. Am Stärksten ist
das im Zweiten Weltkrieg ausgeprägt. In
Deutschland gab es die berüchtigten Pro-
pagandakompanien, ganz ähnliches gab
es aber auch in den USA. Dort dienten
Journalisten mit militärischer Grundaus-
bildung als Berichterstatter. Da wird also
schon aktiv Propaganda gemacht und es
wird gezielt darauf geachtet, was in die
Medien kommen darf.

M | Sind Zeitungen bis zum Ersten Weltkrieg
Kriegstreiber?

DANIEL | Die Zeitungen haben sich durch-
aus unterschieden. Aber wenn sie in Krieg-
fällen beschlossen, kritisch zu sein, dann
gab es Probleme. Der Manchester Guardi-
an zum Beispiel, um 1900 eine ausdrück-
lich linksliberale Zeitung, hat sich deut-
lich gegen den Burenkrieg ausgesprochen.
Prompt ist die Auflage der Zeitung gesun-
ken. Die Zeitung hat das hingenommen
und hat es überlebt. Es hängt also immer
von den Entscheidungen der Herausgeber
ab, wie sich eine Zeitung positioniert. 

M | Kriege sorgen aber im Normalfall nicht
für sinkende, sondern für steigende Auflagen. 

DANIEL | Ja, es gibt einen engen Konnex
zwischen Zeitungen oder Fernsehanstal-
ten und Kriegen. Kriege erhöhen den
Nachrichtenwert, Kriege erhöhen Aufla-
gen und Einschaltquoten. Insofern ist da
immer Geld drin. Deswegen entstehen
auch viele Zeitungen oder Medienkonzer-
ne in Kriegen. Der amerikanische Hearst –
Konzern ist etwa aus dem spanisch-ameri-
kanischen Krieg heraus entstanden. 
Damals hatte er sozusagen sein Take-off –
so wie der Sender CNN 1991.
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Augenzeugen
Prof. Ute Daniel über Unabhängigkeit in der Kriegsberichterstattung
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M | Sie sagen, Kriege erhöhen den Nachrich-
tenwert. Kann der Kriegsberichterstatter vor
Ort dem gerecht werden?

DANIEL | Je mehr Kapital in den Anstalten
steckt, desto weniger können es sich die
Medien leisten, nicht dabei zu sein. Das ist
ein ökonomischer Zwang, dem heute kei-
ner mehr entgeht. Wenn man sich die irr-
sinnige Anzahl von Kriegsberichterstat-
tern in den letzten Kriegen im Irak oder in
Afghanistan anschaut, dann ist das völlig
absurd. Denn was Kriegsberichterstatter
von den Schauplätzen berichten, hat in
der Regel gar keinen Nachrichtenwert. In
den 90er Jahren im Bosnienkrieg mussten
Journalisten in Sarajewo den Fernseher
anmachen, um zu erfahren, was eigentlich
passiert. Sie konnten vor die Tür gehen
und Menschen interviewen, aber die Ge-
samtlage des Krieges sahen sie dort nicht.
Das erfuhren sie nur über die Presseoffiziere
vor Ort, und die erzählten immer nur ei-
nen Teil der Wahrheit. Also wurde das Sa-
tellitenfernsehen zur Informationsquelle.
Das hat nichts mit der Faulheit von Jour-
nalisten zu tun. Vor Ort erfahren sie ein-
fach immer nur Splitter. Was diese Berichte
vom Kriegsschauplatz bringen, ist das Far-
bige, Lokalkolorit und diesen Eindruck des
authentischen Kriegsgeschehens – das ist
etwas anderes als Informationsgehalt.

M | Den amerikanischen Medien wird ein
großer Einfluss auf das Ende des Vietnam-
krieges zugesprochen. Wie sehen Sie das?

DANIEL | Das ist ein Mythos, die Berich-
terstattung habe den Stimmungswechsel
im Vietnamkrieg hervorgerufen. Und viele
Mediengeschichten leben von Mythen.
Die Realität sieht, gerade was Vietnam be-
trifft, ganz anders aus. Wenn man sich an-
schaut, was und wie damals das Fernsehen
und die Zeitungen berichtet haben, dann
war das die meiste Zeit völlig unkritisch.
Die Berichterstattung schwenkte erst ins
Kritische um, als sich auch in der Bevölke-
rung der USA eine kritische Stimmung
breit machte. Und das geschah erst nach
der so genannten Ted-Offensive 1968. Da-
mals gerieten die hochgespannten Sieges-

erwartungen durch die völlig verblüffende
Offensive der Vietkong ins Wanken. Plötz-
lich merkte man, das Ende dieses Krieges
ist nicht absehbar. Da sank die Stimmung
rapide in der Bevölkerung, im Parlament
und dann auch in den Medien. Das heißt,
die Kritik am Krieg entwickelt sich immer
im Wechselspiel aller Beteiligten.

M | Dieses Wechselspiel von Medien, Politik
und Gesellschaft zeigt sich auch in der Be-
richterstattung selbst. Im Irakkrieg gab es
2003 deutliche Unterschiede zwischen der
westlichen Berichterstattung der eingebetteten
Reporter, die live von der Front berichteten,
und den Journalisten von Al Jazira, die die zi-
vilen Opfer des Krieges in den Mittelpunkt ih-
rer Berichte stellten.

DANIEL | Das ist eine Frage der Parteinah-
me. Wenn der Krieg nicht mehr per se
selbstverständlich und legitim ist, wie es
seit dem Ersten Weltkrieg der Fall ist, dann
muss jeder Journalist in jedem Krieg Stel-
lung beziehen. Man ist entweder für oder
gegen den Krieg oder nimmt bestimmte
definierte Zwischenpositionen ein. Hier
kommt noch eine Rolle der Medien zum
Vorschein: Sie sind die Instrumente, mit
denen jede Seite des Krieges versucht, ih-
ren Krieg zu legitimieren. Das heißt, Me-
dien werden heutzutage zunehmend Teil
von Propagandamaschinerien.

M | Viele Zeitungen nennen sich jedoch expli-
zit „unabhängige“ Tageszeitung und auch die
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten be-
anspruchen die Unabhängigkeit der Berichter-
stattung für sich.

DANIEL | Ja, aber was ist heutzutage tat-
sächlich unabhängig? Sicher, unsere Jour-
nalisten sind unabhängig, da sie keinem
Propagandaminister schlicht weisungsge-
bunden sind. Doch das ist nur ein winzi-
ger Teil der Gesamtsituation. Im Krieg gibt
es keine Unabhängigkeit, denn alle Me-
dien, alle Reporter sind Teil der Situation
auf dem Kriegsschauplatz – wie etwa die
eingebetteten Reporter, die mit den US-
Soldaten durch den Irak ziehen. Oder sie
sind Teil von Redaktionen, Teil von Bünd-
nissystemen und unterliegen von daher
bestimmten Zwängen. Es gibt die unter-
schiedlichsten Wechselwirkungen, die zu
bestimmten Mediendarstellungen führen.
Das ist alles etwas komplexer, als man es
sich nach dem simplen Göbbels-Schema
vorstellt. Ziel meines Buches ist es, dass
wir endlich diese Komplexität anerken-
nen, anstatt uns mit Schwarz-Weiß-Dar-
stellungen zu begnügen, nach denen es im
Krieg gelenkte Medien und unabhängige
Medien gibt. Das ist eine viel zu naive und
kindliche Weltsicht. Das Gespräch

führte Karin Flothmann ■

➧ Prof. Ute Daniel
Ute Daniel ist Professorin für
Neuere Geschichte an der TU
Braunschweig.
Sie ist Herausgeberin des 
soeben erschienenen Buches:
„Augenzeugen – Kriegsbe-
richterstattung vom 18. zum
21. Jahrhundert“, Vanden-
hoeck&Ruprecht, 24,90 Euro.

Presserat rügte 
Schleichwerbung
BONN. Der Deutsche Presserat hat in
seiner Juni-Sitzung zwölf Rügen, darunter
fünf wegen Schleichwerbung, ausge-
sprochen. So hat die Frankenpost in ei-
ner vermeintlichen Reportage unter der
Überschrift „So schnell ,spart‘ man sich
ein nettes Abendessen“ den Einkaufs-
bummel einer Familie mit der so genann-
ten „Frankenpost-Card“ beschrieben.
Dabei handelt es sich um eine Rabatt-
karte der Zeitung in Zusammenarbeit
mit Geschäften der Region. Der werb-
liche Beitrag sei nicht als solcher ge-
kennzeichnet gewesen, so der Presserat.
Schleichwerbung wurde auch den fol-
genden vier Medien zur Last gelegt. Die
Neumarkter Nachrichten veröffentlich-
ten einen Bericht zu einem Gewinn-
spiel der Zeitung bei dem Magnetsticks
und Magnetarmbänder verlost wurden.
Am Ende des Beitrages erfolgte ein Hin-
weis auf die Website der Herstellerfir-
ma. Merian hatte in einem Sonderheft
über die „Traumstraßen der Welt“ auf
vielen Bildern auffällig Fotos von Audi-
Fahrzeugen platziert. Ein Artikel der
Abendzeitung (München) über die
neue Produktpalette des Wintersport-
ausrüsters „Atomic“ präsentierte sich
wie ein Werbetext des Unternehmens.
Bei Focus Money fanden sich in einem
beiliegenden Booklet mit dem Titel
„Die besten Fonds“ Artikel über Anlage-
möglichkeiten unter Nennung der Fond-
gesellschaft „Fidelity International“ in
guter Eintracht mit zwei Anzeigensei-
ten und in den Text eingeklinkten Wer-
bebuttons derselben. wen ■

Leinen los für die
Youth Medien Convention

KIEL / OSLO. Recherche fängt im Klei-
nen an, an der Schule, an der Uni, im
Lokaljournalismus, im Sport und in
den lokalen Filzwelten. Genau dort
starten junge Journalisten, genau dort
lernen sie ihr Handwerk. Wo beginnt
also Recherchejournalismus, was zeich-
net einen guten Rechercheur aus, von
wem können Einsteiger etwas lernen?
Mit diesen Fragen beschäftigt sich die
Youth Media Convention 2006, veran-
staltet von der Deutschen Journalistin-
nen- und Journalisten-Union in ver.di
und der Jugendpresse Deutschland und
unterstützt von Gruner + Jahr. Vom
25. bis 27. September heißt es „Leinen
los“ für die Fähre zwischen Kiel und
Oslo – mit 150 jungen Medienmachern
an Bord. Mehr Informationen unter
www.youthmediaconvention.de. ■
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Lange hat es gedauert. Und ganz freiwillig
wirkt auch das jetzige Engagement nicht:
Über sechzig Jahre nach dem Untergang des
Dritten Reiches will der Kölner Großverlag
M. DuMont Schauberg (MDS) nun endlich
seine Geschichte in der Nazizeit „differen-
ziert“ aufarbeiten lassen. Vor Gericht begin-
nen indes die Prozesse gegen verschiedene
Medien wegen kritischer Äußerungen zur
Vergangenheit des Konzerns.

Auserkoren für die Geschichtsaufarbeitung
haben die Gesellschafter und die Ge-
schäftsführung des Familienunternehmens
den Frankfurter Wirtschaftshistoriker
Manfred Pohl. Der 62-jährige Leiter des
Historischen Instituts der Deutschen Bank
sei ein Wissenschaftler, „dessen Unabhän-
gigkeit und Integrität durch zahlreiche Ver-
öffentlichungen und Forschungsprojekte
unangefochten ist“, verkündete Ende Mai
der Medienkonzern, zu dessen Portfolio
unter anderem die Zeitungstitel Kölner
Stadtanzeiger, Kölnische Rundschau, Ex-
press und Mitteldeutsche Zeitung zählen.

Die Berufung Pohls ist allerdings nur
eine Reaktion auf die immer lauter wer-
dende Kritik an dem bisherigen Umgang
von MDS mit der eigenen, nicht gerade
unbefleckten Vergangenheit. Eine andere
bekommen in diesen Tagen zahlreiche
Journalisten und Zeitschriftenherausgeber
zu spüren. Sie sehen sich juristischen
Sanktionen ausgesetzt, weil sie es gewagt
haben, mit despektierlichen Berichten zu
Geschäften im Nationalsozialismus, die
„Ehre“ der Familie des Seniorchefs Alfred

Neven DuMont zu beflecken. Laut Aus-
kunft von MDS, dessen Aufsichtsratschef
der 78-Jährige ist, sind insgesamt „inzwi-
schen etwa ein Dutzend einstweilige Ver-
fügungen gegen verschiedene Medien und
Personen erlassen worden“. 

Mit Verfügungen überhäuft

Betroffen sind unter anderem der
Spiegel, die FAZ, die Bild-Zeitung und der
journalist des Deutschen Journalisten-
Verbandes. Ebenso Ärger haben auch Al-
brecht Kieser vom in Köln ansässigen
Rheinischen JournalistInnenbüro und der
frühere Kölner Stadt-Anzeiger-Redakteur
Peter Kleinert, die in dem kleinen Online-
Magazin Neue Rheinische Zeitung (NRHZ)
einen Text unter dem – inkriminierten –
Titel „Kein ‚Widerstand’, sondern Arisie-
rungs-Profite“ veröffentlicht hatten. Ihr
Widerspruch gegen die gegen sie verhäng-
te Verfügung war der erste, über den die
Pressekammer des Kölner Landgerichts zu
befinden hatte: Mitte Mai entschieden die
Richter – zugunsten von Alfred Neven 
DuMont. Danach muss die NRHZ einige
der bisherigen Darstellungen unterlassen.
Doch der Streit, um den es geht, hat sich
auch durch dieses Urteil nicht entschei-
den lassen. Denn er ist kein Fall des Pres-
serechts: Es geht um die schwierige Suche
nach historischer Wahrheit.

Ingo Niebel hat versucht, es Anfang
März in der FAZ zu erklären: „Geschichts-
klitterung ist die Stiefschwester der Ge-
schichtswissenschaft. Letztere sucht Ant-
worten auf Forschungsfragen zu geben,
während der ersteren die Antworten vor-
liegen, für die sie sich die dazu passenden
Fragen ausdenkt. So kann eine tiefe Kluft
entstehen zwischen einem lang gehegten
Geschichtsbild und den Ergebnissen wis-
senschaftlicher Forschung.“ Niebel ist der
Ausgangspunkt jener Berichte, gegen die
die Neven DuMonts gegenwärtig zu Felde
ziehen. Der Journalist und Historiker –
auch er mit drei einstweiligen Verfügun-
gen überzogen – hatte im Februar auf 
einem Symposium des Landschaftsverban-

des Rheinland in Köln über Recherchen
berichtet, in denen er Grundstücksge-
schäften der Neven DuMonts in der Zeit
des Nationalsozialismus nachgegangen
war. Die Quintessenz seiner Ausführungen
brachte anschließend der „Spiegel“ auf
den Punkt: Die traditionsreiche Verleger-
familie inszeniere sich „gern als Opfer der
Nazis“, habe tatsächlich jedoch „zu den
Profiteuren der ,Arisierungen’“ gehört.

Ein Vorwurf, den das Verlagshaus um-
gehend sowohl empört als auch wortreich
zurückwies. Und gegen den der Firmenpa-
triarch mit aller Macht juristisch vorgeht.
Seine Hausanwälte von der renommierten
Kanzlei Linklaters Oppenhoff & Rädler
schreiben in ihren Schriftsätzen im Ver-
fahren gegen Kieser und Kleinert von „ver-
leumderischen Behauptungen“ und einer
„Kampagne“, bei der es nicht um Infor-
mation, sondern „einzig und allein da-
rum“ gehe, Alfred Neven DuMont
„niederzuschreiben“. Denn dieser sei der
Gegenseite ein „verhasstes Subjekt“. Nie-
bels Arbeit sei ohnehin völlig unseriös:
„An diesen historischen Forschungen ist
kein einziges Wort wahr.“ Zudem sei 
Niebel, der sich bereits 2003 unter der
Überschrift „Sir Alfred, die Geschichte und
die Nazis“ auch in „M“ mit der MDS-Ge-
schichte auseinandergesetzt hatte, nur ein
„Pseudo-Historiker“.

Jüdische Grundstücke 
in der Nazi-Zeit erworben

Dabei ist der Kern seiner Recherchen
unstrittig. Tatsächlich erwarben die Neven
DuMonts und die Versorgungskasse des
Verlags ab 1938 mehrere Grundstücke, die
sich zu Beginn der Nazi-Barbarei noch in
jüdischem Besitz befunden hatten. Tatsa-
che ist auch, dass diese Grundstücke nach
dem Zweiten Weltkrieg zunächst von den
Alliierten mit einem Sperrvermerk verse-
hen worden waren. An der Interpretation
dieser Fakten scheiden sich jedoch die
Geister. Und das liegt an der Frage, was
unter dem Begriff „Arisierung“ zu verste-
hen ist. Unter Berufung auf die anerkann-
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Schaler 
Geschmack
Die schwierige Suche nach der historischen Wahrheit 
bei DuMont Schauberg in Köln – kein Fall des Presserechts

Seniorchef Alfred Neven DuMont
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te Bonner Historikerin Britta Bopf versteht
Niebel darunter „einen Prozess mit unter-
schiedlichen Phasen und Arten der Aus-
plünderung zwischen 1933 und 1941/45“.
So seien bereits vor der ab 1938 gesetzlich
forcierten „Arisierung“ jüdische Bürger in
finanzielle Notlagen gebracht worden, die
es verhinderten, dass überhaupt noch Ge-
schäfte auf Augenhöhe zwischen Nicht-
Juden und Juden stattfinden konnten.

Die Anwälte Neven DuMonts argu-
mentierten demgegenüber, es käme „nicht
darauf an, wie der Begriff ,Arisierung‘ 
unter Umständen möglicherweise in der
Wissenschaft verwendet wird“. In einer
presserechtlichen Auseinandersetzung sei
vielmehr „alleine entscheidend, wie ein
unvoreingenommener Durchschnittsleser
den Begriff bzw. den Presseartikel ver-
steht“. Dabei gehen sie von einer Be-
schränkung des Begriffs „Arisierung“ auf
staatliche Repressionsmaßnahmen aus,
wie die der Zwangsenteignung. Danach
habe es sehr wohl im privatrechtlichen 
Bereich „normale“ Käufe geben können.
Dazu zählten auch diejenigen der Neven
DuMonts – auch wenn dabei, wie in 
einem Fall geschehen, ein staatlich ein-
gesetzter „Abwesenheitspfleger“ anstelle
des geflohenen jüdischen Eigentümers
den Verkauf tätigte: „Es muss allerdings
mit Nichtwissen bestritten werden, dass
der eingesetzte Abwesenheitspfleger nicht
die Interessen des Herrn Ottenheimer
wahrgenommen hat.“ 

Eine Sichtweise, die Eberhard Reinek-
ke, der Anwalt Kleinerts und Kiesers als
auch Niebels, für skandalös hält: „Über-
haupt daran zu zweifeln, dass ein solcher
Pfleger nur und ausschließlich der Ver-
folgung von Juden diente, ist absurd“, so
Reinecke in seiner schriftlichen Erwide-
rung. Kein vom nationalsozialistischen
Staat in eine solch lukrative Position ein-
gesetzte Person habe die Interessen ausge-
wanderter Juden wahrgenommen: „Das
wird im Übrigen auch dadurch belegt, dass
offensichtlich niemals versucht worden
ist, den Kaufpreis dem Eigentümer zukom-
men zu lassen.“

Die Betrachtungsweise von MDS will
sich auch der Spiegel nach wie vor nicht
zu eigen machen. „Wir wollen die Frage
im Hauptsacheverfahren geklärt wissen“,
sagt der Leiter der Rechtsabteilung des
Spiegels, Dietrich Krause. Statt nur Wider-
spruch gegen die einstweilige Verfügung
gegen den Artikel „Klüngeln im Krieg“
einzulegen, will das Hamburger Nachrich-
tenmagazin gleich in einem Hauptsache-
verfahren, das die Möglichkeit einer um-
fassenden Beweisaufnahme bietet, die
Deutungsfrage der „Arisierung“ klären las-
sen. „Wir meinen, dass der Stoff eine ver-
tiefende Betrachtung verdient“, so Krause
gegenüber „M“. Denn es gehe „im Kern

um die Frage, ob Arisierungen erst ab 1938
mit den konkreten Enteignungen jüdi-
schen Eigentums begonnen haben oder ob
bereits ab 1933 Arisierungen stattgefun-
den haben – in der Form, dass die ökono-
mischen Umstände für die jüdische Bevöl-
kerung derart erschwert wurden, dass sie
ihr Eigentum aufgeben mussten“. 

„Kölnische“ für Frontsoldaten

Als vor drei Jahren die MDS-Publika-
tion „Köln unterm Hakenkreuz“ erschien,
schrieb Alfred Neven DuMont in seinem
Geleitwort, dies sei „ein Buch gegen das
Vergessen und – vielleicht schlimmer
noch – das Verdrängen, das seinerseits 
Törichtes, wenn nicht gar Schlimmeres 
gebiert“. Sein Kölner Stadt-Anzeiger trägt
seit 1962 den Untertitel der mit dem Hit-
ler-Regime untergegangenen, einst natio-
nalliberalen Kölnischen Zeitung. Mit ihr
hatte der Verlag sogar noch aus dem deut-
schen Angriffskrieg Kapital schlagen kön-
nen: Die „Kölnische“ gehörte zu den 
wenigen Zeitungen, die die Propaganda-
abteilung des Oberkommandos der Wehr-
macht (OKW) für derartig li-
nientreu hielt, dass sie sie den
Frontsoldaten zukommen
ließ. In einer 1969 erschiene-
nen Verlagschronik heißt es
dazu: „Das OKW war nicht
nur ein sicherer Zahler, son-
dern auch ein bequemer
Abonnent: Vertrieb und Ver-
sand gingen zu seinen La-
sten.“ Weiter ist dort zu lesen:
„Solche Umstände haben –
von der moralischen Wider-
standskraft der Verleger und
ihrer Mitarbeiter ganz abgese-
hen – dazu beigetragen, dass
die Kölnische Zeitung und der
Stadt-Anzeiger noch bis kurz
vor dem Einmarsch der Alli-
ierten herausgebracht werden
konnten.“ Noch 1969 war die
offizielle Abkürzung für die
Kölnische Zeitung übrigens
„KZ“.

Es kann kein Zweifel da-
ran bestehen, dass der Verlag
ein publizistischer Erfüllungs-
gehilfe der Nazis war. Der „überzeugte De-
mokrat und Liberale“ Kurt Neven DuMont
hatte seine Zeitungen für nationalsoziali-
stische Hetzpropaganda hergegeben. „Um
zu verstehen, wer er wirklich war“, schrieb
1967 der damalige Chefredakteur des Köl-
ner Stadt-Anzeigers, Joachim Besser, über
den Vater Alfreds, „muss man sich einmal
überlegen, wie leicht es sich Kurt Neven
DuMont hätte machen können“. Denn, so
die Geschichtsklitterung weiter, was hätte
es „gekostet, sich bei der Partei anzumel-

den“? Laut Besser war er aber „so aufrecht
und unvernünftig, es nicht zu tun“. Eine
glatte Lüge.

Ob sich Alfred Neven DuMont wenig-
stens privat je mit seinem Vater über das
Versagen des liberalen Bürgertums vor der
Herausforderung der Nazidiktatur ausei-
nander gesetzt hat, die eben auch dessen
ganz persönliches Versagen war? Im heu-
tigen Verlagsflagschiff Kölner Stadt-Anzei-
ger – dessen erster Chefredakteur nach
dem Krieg übrigens zuvor ebenso wie Kurt
Neven DuMont das Parteibuch der NSDAP
besaß – sucht man jedenfalls eine selbst-
kritische Aufarbeitung bislang vergebens.
Erst wenn sich das ändert, wird sich Alfred
Neven DuMont und sein Verlagshaus
nicht mehr dem Verdacht ausgesetzt se-
hen müssen, mit juristischen Mitteln ein-
fach nur unbequeme Kritiker mundtot
machen zu wollen. 

Doch bis heute fehlt dem Kölner Eh-
renbürger und Ehrenpräsidenten des
Bundesverbandes Deutscher Zeitungsver-
leger jene kritische Distanz, die zu einer
ehrlichen Bestandsaufnahme notwendig
wäre. Solange jedoch MDS nach wie vor

selbst Belastendes verschweigt, bleibt
mehr als ein schaler Geschmack, wenn
gleichzeitig anderen vorgeworfen wird,
Entlastendes nicht erwähnt zu haben:
Dass Kurt Neven DuMont gleichwohl sei-
nerzeit versucht hat, Menschen zu schüt-
zen, und auch Menschenleben gerettet
hat, wie das der „nicht arischen“ Mutter
der heutigen Grünen-Politikerin Anne
Lütkes. Das bleibt sein großer Verdienst –
und doch leider eben nur die halbe Wahr-
heit. Pascal Beucker / Wolfgang Jorzik ■
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Der Sitz der Zentrale des Medienkonzerns:
Das so genannte „Neven DuMont Haus“ in Köln
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Es gibt keine Beweise. Wer vertrauliche Do-
kumente an den Stern gegeben hat, ist auch
nicht bekannt. „Das ist das Positive an dem
Fall, dass sie noch immer nicht meine Quel-
len gefunden haben“, kommentierte Hans-
Martin Tillack die jüngste Anhörung des Eu-
ropäischen Gerichtshofes Erster Instanz Mit-
te Mai in Luxemburg. Der Journalist hat die
Antibetrugsbehörde der Europäischen Union,
kurz OLAF (Office de la Lutte Anti-Fraude)
verklagt. Er hofft auf Schadenersatz.

Vor zwei Jahren hatte ein Gerücht ausge-
reicht, dass die Polizei die Arbeit des inves-
tigativen Journalisten lahm legte. Neun-
zehn Kisten Archivmaterialien zu unzähli-
gen Betrugs- und Korruptionsgeschichten,
Handys, Laptop und alles was nur irgend-
wie Hinweise auf seine Informanten geben
könnte, nahm eine Spezialeinheit zur Kor-
ruptionsbekämpfung der Belgischen Poli-
zei am 19. März mit. Zehn Stunden wurde
er in seinem Büro festgehalten, durfte mit
niemanden sprechen – weder mit seiner
Frau, noch mit seinem Anwalt oder Ar-
beitgeber.

Nicht ohne Informantenschutz

Die Luxemburger Richter wollten wis-
sen, in wie weit die Arbeit eines investiga-
tiven Journalisten beeinträchtigt wird,
wenn in der Öffentlichkeit der Eindruck
entsteht, dass seine Quellen nicht mehr
geschützt sind. Andreas Bartosch, der als
Jurist den Internationalen Journalistenver-
band (IFJ) vertrat, verwies auf Informan-
ten, die sich bei ihren Kontakten mit Jour-
nalisten in heiklen Fällen auf Vertraulich-
keit verlassen müssten. Ohne Infor-
mantenschutz wäre eine journalistische
Recherche, wie sie Tillack und andere
Journalisten betreiben, nicht denkbar. Bar-
tosch forderte das Gericht auf, das Vorge-
hen OLAFs gegen Tillack zu verurteilen,
weil in diesem konkreten Einzelfall gegen
die einschlägigen Vorschriften der Men-
schenrechtskonvention des Europarates
zur Pressefreiheit verstoßen wurde. Nur so
könne verhindert werden, dass künftig
auch andere Ermittlungsbehörden auf der
Welt sich auf den Tillack-Fall in der EU be-
rufen und mit ähnlichen Verfolgungsmaß-

nahmen gegen unliebsame Journalisten
vorgehen. Ohne freie Presse sei eine funk-
tionierende Demokratie undenkbar, so der
Jurist.

Schließlich interessierte die Richter,
ob sich die Ermittler an die hauseigenen
Regeln gehalten hätten und ob die Polizei-
Aktion gegen den Stern-Korrespondenten
verhältnismäßig war. OLAFs-Anwalt Cle-
mens Ladenburger erklärte, die Ermittler
hätten sich strikt an das hausinterne

Handbuch gehalten. Nachdem OLAF den
Verdacht gemeldet hatte, hätten die natio-
nalen Strafverfolgungsbehörden tätig wer-
den müssen.

In Hamburg war damals OLAFs-Straf-
anzeige verpufft. Für die Staatsanwalt-
schaft war das Gerücht, der Stern habe für
vertrauliche Dokumente „8.000 Euro oder
DM-Mark“ bezahlt, nicht genug, um da-
mit einen Anfangsverdacht und schließ-
lich eine Hausdurchsuchung bei Gruner
und Jahr zu begründen. Die belgischen
Kollegen entschieden anders: Weil damals
laut Gesetz die Pressefreiheit weniger
wichtig als die Bekämpfung der Korrup-
tion war, gab der Untersuchungsrichter
grünes Licht für die Polizei-Razzia. Die Be-
schlagnahmungen und das Festhalten Til-

lacks sei allein auf Beschluss der belgi-
schen Behörden erfolgt, die dafür die Ver-
antwortung zu tragen hätten, so Laden-
burger.

Gerüchte als Vorwand

Was stand tatsächlich in den Strafan-
zeigen, die OLAF an die deutsche und bel-
gische Justiz geschickt hatte? Abgesehen
von dem „8.000 Euro oder D-Mark“ Ge-
rücht forderte OLAF die Ermittler zu um-
gehendem und koordiniertem Handeln auf.
Denn es bestünde die Gefahr, dass Tillack
demnächst für den Stern nach Washing-
ton versetzt werde und damit wichtige Be-
weisstücke verschwinden könnten. Doch
auch dies sei lediglich ein Gerücht gewe-
sen, wie der OLAF-Justitiar nunmehr ein-
räumen musste. Für Tillacks Anwalt Ian
Forrester war damit ein weiterer Beleg da-
für gegeben, wie OLAF mit fadenscheini-
gen Begründungen die Polizei-Razzia orga-
nisieren und koordinieren wollte. OLAF

habe in diesem Fall seine Macht miss-
braucht.

Für Prozessbeobachter ist offen, ob die
Luxemburger Richter in den nächsten Mo-
naten eine Grundsatzentscheidung fällen
werden oder auf das von Tillack parallel
angestrengte Verfahren in Straßburg ver-
weisen werden. Wegen Verstoßes gegen
die Menschenrechtskonvention des Euro-
parates hat der Journalist Belgien vor dem
Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte verklagt. Dort beträgt die Verfah-
rensdauer mehrere Jahre.

Unabhängig von den juristischen
Auseinandersetzungen wird das Vorgehen
der Anti-Betrugsbehörde OLAF im Fall Til-
lack immer stärker kritisiert. Der Bürger-
beauftragte der Europäischen Union, der

Noch immer 
keine Beweise
Anhörung im Fall Tillack vor Europäischem Gerichtshof
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Durchsuchung in Brüssel – Martin Tillack (Bild Mitte) mit Polizeieskorte
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Grieche P. Nikiforos Diamandouros, wirft
ihr vor, mehrfach irregeleitet und falsch
informiert worden zu sein. Beispielsweise
hatte OLAF behauptet, nicht seit 2002 ge-
gen Tillack ermittelt und deshalb auch kei-
ne Daten über den Journalisten gespei-
chert zu haben. So geht der Stern davon
aus, die vertraulichen Papiere, die 2004
veröffentlicht wurden, exklusiv erhalten
zu haben. Als OLAF einem namenlosen
Journalisten Bestechung vorwarf, habe
niemand anderes als Tillack gemeint sein
können. Und in internen OLAF-Vermer-
ken wird der Stern-Korrespondent bereits
seit März 2002 genannt. Unter „Subject:
Leak Enquiiry“ schrieb ein OLAF-Beamter,
Tillack habe laut „glaubhafter Quelle“ ei-
nen Beamten geschmiert und die erhalte-
nen Geheim-Dokumente nicht nur für
den Stern verwertet, sondern womöglich
auch noch an andere Journalisten weiter
verkauft. Das führt zu dem Schluss, dass
sich die Ermittlungen seit 2002 zielgerich-
tet auf Tillack konzentriert haben.

Der Bürgerbeauftragte wiederholte
seine Vorwürfe gegen OLAF Mitte Mai vor
dem Petitionsausschuss des Europapar-
laments. Seine Aufgabe sei es auf Mängel
in der Verwaltung in den EU-Institutionen
hinzuweisen, dazu gehöre auch OLAF. Die
Verfehlungen seien so gravierend gewe-
sen, dass er einen Sonderbericht zum Fall

Tillack herausgab, den das Parlament zur
Grundlage einer Resolution nehmen
könnte. Mehrere Europaabgeordnete
schlossen daraus, dass die Arbeitsweise
von OLAF gesetzlich neu geregelt und
nachgebessert werden müsste.

Lediglich „Missverständnisse“

Der Generaldirektor von OLAF, Franz-
Hermann Brüner, entgegnete, es sei „uner-
träglich“, dass man ihm als ehemaligen
Richter „Lügen“ vorwerfe. Es gehe ledig-
lich um „Missverständnisse“ und unter-
schiedliche Rechtsauffassungen. OLAF
weigere sich, über die Tillack-Ermittlun-
gen Informationen an die Öffentlichkeit
zu geben, da sich ansonsten auch jeder

„Zigarettenschmuggler über den Fortgang
der Ermittlungen bei OLAF erkundigen“
könnte.

In den nächsten Wochen werden die
Fraktionsvorsitzenden entscheiden, ob
und wie der Petitionsausschuss den Til-
lack-Fall weiter aufgreifen wird. Dies hat
M zum Anlass genommen, die Politiker
um eine Stellungnahme zu bitten. Martin
Schulz, Vorsitzender der sozialdemokrati-
schen Fraktion, sagte, dass es sich um ei-
nen „gravierenden Vorwurf“ des Bürgerbe-
auftragten handele, der geklärt werden
müsse. Das Verhalten der belgischen Justiz
gegen Tillack schiene ihm unangemessen
gewesen zu sein. Es sei jedoch fraglich, ob
hierfür OLAF verantwortlich gemacht wer-
den könne. Daniel Cohn-Bendit befürwor-
tete für die Grünen einen Bericht des Peti-
tionsausschusses, um damit die Vorwürfe
zu klären und fügte hinzu: „Wir sind für
einen absoluten Quellenschutz“, unab-
hängig von der politischen Ausrichtung
der Medien. Ähnlich äußerte sich Graham
Watson, Fraktionsvorsitzender der Libera-
len. Der Fall müsse aufgeklärt werden, wo-
bei man einen Bericht nicht ausschließen
dürfe. Für die Konservativen meinte der
Vorsitzende Hans-Gert Pöttering, dass das
Thema nach wie vor im Petitionsaus-
schuss gut aufgehoben sei.

Marcello Faraggi ■

➧ Buchrezension: „Nie mehr Wattenscheid. Oder: Merkel trägt kein Toupet“

Dieter Baroths Notizen eines Provinzjournalisten

Hans Dieter Baroth

Nie mehr Watten-
scheid. Oder:
Merkel trägt kein
Toupet

Gebundene 
Ausgabe – 
398 Seiten
19,90 Euro

ISBN
39 38 83 40 80

„Dit bisschen, wat ick lese, schreib ick mir selber“, so wird das Le-
bens- und Arbeitsmotto eines ebenso fiktiven wie legendären
Berliner Boulevard-Reporters kolportiert. Und ganz unabhängig
davon, ob nun Kurt Tucholsky, Robert Gernhardt oder Arno
Schmidt diesen Aphorismus in die Welt gesetzt haben – so einen
beschreibt Dieter Baroth in seinem neuen Roman „Nie mehr Wat-
tenscheid oder: Merkel trägt kein Toupet“: Nicht sonderlich klug,
aber immer frech und gelegentlich von Selbstzweifeln geplagt –
Heinz Schreiber, freier Journalist aus Wattenscheid (bloß nicht Bo-
chum!) will noch einmal so richtig in der Hauptstadt durchstarten
und alles ganz anders machen als zum Beginn seiner Laufbahn.
Und so macht sich der Anfangvierziger auf seine spätpubertären
Wandermonate durch Kneipen, Hotelrestaurants und Pressekon-
ferenzen in Berlin im Jahre der Bundestagswahl anno 2005. Vom
Redigiersklaven zur Edelfeder, lautet sein Plan.
Schreiber schreibt: mal mehr, mal weniger, mal schreibt er auch
einfach nur ab, vor allem aber frisst er sich durch und wirft dabei
einen nüchternen Blick auf seine Zunft: Kann er mithalten mit den
Alpha-Tieren des Gewerbes? Muss er seine Vermarktungsstrate-
gien ändern? Passt er bereits in das Beuteschema der kühlen Vo-
lontärin? Dabei zeigt sich, dass der ehemalige Provinzredakteur
noch vieles zu lernen hat – nicht nur, dass er weder bei Nach-
wuchs- noch Feuilletonjournalistinnen zu landen vermag; auch
wollen sich nicht die rechte Kaltschnäuzigkeit und Selbstgefällig-
keit einstellen, um ganz oben mitspielen zu können. Weniger

noch: Es mangelt Schreiber zudem an der nötigen Portion Zy-
nismus, um von der von nicht wenigen Akteuren herbeigeschrie-
benen und -gesehnten Politikwende auch beruflich profitieren zu
können – ganz im Gegensatz zu den Großen seiner Zunft.
Autor Baroth fackelt nicht lange und nennt oft und gerne Ross
und Reiter. Das macht seine Momentaufnahme des politischen
Journalismus in Deutschland immer wieder vergnüglich. Ganz
nebenbei lässt er dabei hinter die Kulissen des journalistischen
Alltags blicken – lakonisch und ohne erhobenen Zeigefinger.
Wir lernen: Die politische Berichterstattung hat bisweilen wenig
mit Recherche, noch weniger mit Investigation, aber ganz viel mit
parteipolitischer Überzeugung, Eilfertigkeit und Unterwürfigkeit
zu tun. Man kennt sich, man mag sich oder nicht. Der Rest ist
Handwerk. Das steht in einem wohltuenden Kontrast zum
Selbstbild einer Branche, die sich sonst gerne am Pathos von
Festreden und Preisverleihungen labt. Kurz: Kollege Schreiber
mag ein kleines Arschloch sein, aber es gibt größere, teurere und
prominentere.
Angesichts dieser Erkenntnisse sind Baroths längere Ausflüge in
die Provinz im schneearmen Sommer ‘05 ebenso verzeihlich wie
seine Exkurse in die Stilkritik, die wohl seiner journalistischen
Laufbahn geschuldet sind. Fast unverzeihlich ist indessen, dass
der Autor die Kreuzberger Graefestraße kurzerhand nach Neu-
kölln verlegt. Das ist mindestens so schlimm wie die Eingemein-
dung von Wattenscheid nach Bochum. Jan Jurczyk ■

Kistenweise Material beschlagnahmt
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Anfang Juni unterlag der Bayerische Rund-
funk (BR) in seinem Widerspruch gegen eine
Einstweilige Verfügung des Spiegel-Verlags
vor dem Hamburger Landgericht. Klaus Wie-
grefe, Leiter des Spiegel-Ressorts Zeitge-
schichte, hatte vom Sender verlangt, in ei-
nem Hörfunk-Manuskript über den Reichs-
tagsbrand einen Satz streichen zu lassen.

Rudolf Augstein hatte 1959 / 1960 eine 
Serie veröffentlicht, in der der freie Autor
Fritz Tobias behauptet hatte, der linksradi-
kale Niederländer Marinus van der Lubbe
sei Alleintäter gewesen. Mit der redaktio-
nellen Bearbeitung des Spiegel-Textes war
zeitweilig ein freier Journalist namens Paul
K. Schmidt befasst, der seit 1940 Presse-
sprecher des NS-Außenministers v. Rib-
bentrop gewesen war. In einem BR-Beitrag
hatten die Autoren Tobias Hübner und
Gerhard Brack Ende Februar die Genese
der Alleintäterthese untersucht und nahe-
gelegt, dass der Spiegel letztlich einer
Nazi-Legende aufgesessen sei.

Hinweise auf neue Forschung

Dietrich Krause, Leiter der Rechtsab-
teilung des Spiegel-Verlags, erklärte gegen-
über M, die Autoren seien mit Klaus Wie-
grefe unfair umgegangen, der sich eine
Autorisierung ausbedungen habe. Als Wie-
grefe tatsächlich die Autorisierung von
zwei Aussagen, darunter eine zur Auf-
gabenstellung des ehemaligen Spiegel-
Mitarbeiters Paul K. Schmidt, verweigert
hatte, weil sie ihm nicht präzise genug for-
muliert gewesen seien, hätten die BR-Au-
toren auch auf die restlichen beiden Aus-
sagen verzichtet – obwohl Wiegrefe ange-
boten habe, erneut ins Studio zu gehen
und nachzubessern. In der Sendung wie-
sen die Autoren mit Verweis auf Schmidts
Nazi-Vergangenheit darauf hin, dass
Wiegrefe einer Ausstrahlung letztlich
nicht zugestimmt habe. Krause: „Dieser
Satz stellte Wiegrefes Verhalten in fal-
schem Licht dar. Dabei ist es eigentlich ein
Gebot der Selbstverständlichkeit, nicht
nachzukarten, wenn jemand vom Recht
der Autorisierung Gebrauch macht.“ Wie-
grefe erklärte gegenüber M: „Ich habe
überhaupt keinen Anlass dazu, die NS-Ver-
gangenheit von Schmidt kleinzureden
oder unter Tisch zu kehren. Nur hat das

nichts mit seiner Tätigkeit beim Bericht
über den Reichstagsbrand zu tun. Tobias
war einfach über das Ergebnis von
Schmidts Arbeit so enttäuscht („sachliche
Fehler en masse“), da hat man die Auf-
gabe einem anderen Kollegen übertra-
gen.“

Mercedes Riederer, Chefredakteurin
des BR-Hörfunks, erklärte gegenüber M,
dass der BR mit dem Beitrag offensichtlich
„eine Empfindlichkeit von Herrn Wiegrefe
getroffen“ habe. Riederer steht nach wie
vor zu der Sendung: „Wir haben eine zeit-
geschichtlich sehr spannende Frage auf-
gegriffen und in der Sendung auf neuere
Forschung hingewiesen, die die bisherige
Einzeltäter-These in Frage stellt.“ Was die
Entscheidung des LG Hamburg betrifft,
will der BR nach Vorliegen der schrift-
lichen Entscheidungsgründe prüfen, ob er
in Berufung gehen wird.

Völlig inakzeptabel

Die juristische Auseinandersetzung
lässt sich nur vor dem Hintergrund der an-
haltenden Kontroverse um die Alleintäter-
these erklären – und mit einem erst nach
rund 40 Jahren durch die Recherchen des
Publizisten Hersch Fischler ans Licht ge-
kommenen Wissenschaftsskandal. So hat-
te 1964 die Alleintäterthese wissenschaft-
liche Rückendeckung durch den renom-
mierten Zeithistoriker Hans Mommsen in
den Vierteljahresheften des Instituts für
Zeitgeschichte erhalten. Zwei Jahre zuvor
aber hatte der Historiker Hans Schneider
im Auftrag des Instituts für Zeitgeschichte
die Tobias-These untersucht und nachge-
wiesen, dass die Alleintäterthese wissen-
schaftlich nicht haltbar war. Doch es war
just der damalige Institutsmitarbeiter
Mommsen, der sich in einer Aktennotiz
gegen die Veröffentlichung des Schneider-
Berichts ausgesprochen hatte – unter an-
derem weil „aus allgemeinpolitischen
Gründen eine derartige Publikation uner-
wünscht zu sein scheint“. Das Institut ver-
bot Schneider daraufhin sein Manuskript
anderswo zu veröffentlichen – aus vorge-
schobenen Urheberrechtsgründen. 

Heute bezeichnet die Institutsleitung
das damalige Verhalten unter wissen-
schaftlichen Gesichtspunkten als „völlig
inakzeptabel“. Gleichwohl, so Michael 

Kißener, Professor für Zeitgeschichte an
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz,
„wird in der Handbuchliteratur einseitig
nur die Alleintäterthese vertreten. Das ist
wissenschaftlich jedoch keineswegs ausge-
macht.“ Den erbitterten Streit um die
Brandurheberschaft erklärt Kißener damit,
dass „wenn sich ein Historiker einmal fest-
gelegt hat, es um die Berufsehre geht“. 

Einige Fakten vermisst

Im Jahr 2000 forderte der Sponsor des
Börne-Preises, Michael Gotthelff, den
Spiegel auf, seine Reichstagsbrandthese zu
überprüfen und darüber zu berichten. Im
April 2001 setzte sich Klaus Wiegrefe im
Spiegel in dem Artikel „Flammendes Fa-
nal“ mit der Kritik auseinander. Zwar er-
wähnte er die Rolle von Paul K. Schmidt,
nicht aber die späteren Vorgänge im Insti-
tut für Zeitgeschichte. Hersch Fischler ver-
misst zudem, dass „Wiegrefe auch nicht
darüber berichtete, dass der Kronzeuge des
Spiegels für die Alleintäterschaft van der
Lubbes, Dr. Zirpins, die Alleintäterschaft
erst nach Ende des Dritten Reiches be-
hauptete – nämlich zu seiner eigenen Ent-
lastung vom Vorwurf der Strafvereitelung
zugunsten von NS-Verdächtigen.“ Die
Spiegel-Hausmitteilung zitierte Wiegrefe
damals mit den Worten: „Einige Einwän-
de, Widersprüche und Ungereimtheiten
werden sich – wie bei allen großen Krimi-
nalfällen – nie ausräumen lassen. Aber die
These vom Alleintäter van der Lubbe ist
und bleibt die plausibelste Erklärung.“

Christiane Schulzki-Haddouti ■

Autorisierung
und Recht haben
Reichstagsbrand: Streit um Berichte über Spiegel-Alleintäterthese 

Der brennende Reichstag in der Nacht des
27. Februar 1933 (Archivbild).
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Mit der Digitalisierung der Medienland-
schaft verändern sich auch die beruflichen
Anforderungen an Journalisten. Eine euro-
päische Studie zeigt: Monomediale Einzel-
kämpfer werden es schwer haben. Multime-
dial versierte Teamplayer sind gefragt. Ein
modulares Weiterbildungskonzept soll die
notwendigen Kompetenzen vermitteln.

Das eigene Internetportal hat sich für 
Medienunternehmen längst zum unent-
behrlichen Zweitmedium mit eigenem
Nutzerkreis entwickelt. Der Trend geht zur
trimedialen Präsentation journalistischer
Inhalte. Seit Anfang Mai zeigt der Kölner
Stadtanzeiger das Tagesgeschehen auch als
Video auf der Homepage. Publizistische
Flaggschiffe wie die Süddeutsche, Stern
und Spiegel betreiben seit Jahren eigene
TV-Sendeplätze. Wenn Telekommunika-
tionsgesellschaften Nachrichten in ihr on-
line-Portal stellen und in Kooperation mit
Sendeanstalten über wichtige Ereignisse
auch per SMS und Handy-TV mobil infor-
mieren, verschwimmen die Grenzen zwi-
schen den Anbietern. Neue Distributions-
wege für journalistischen „Content“ und
seine möglichst lukrative Verwertung
nach dem Motto „one content – all me-
dia“ verändern die Arbeitsprozesse in den
Medienunternehmen. Von den Journalis-
ten als „Contentlieferanten“ verlangen sie
multimediale Kompetenzen, für die sie
meistens nicht ausgebildet sind. 

ver.di gehört zu 
deutschen Projektpartnern

Eine Studie im Rahmen des zweijäh-
rigen Pilotprojektes „Trimedial“, das vom
Europäischen Berufsbildungsprogramm
Leonardo da Vinci gefördert wird, be-
schreibt die Arbeits- und Qualifikations-
situation von Lokal- und Regionaljourna-
listen in zwölf europäischen Ländern. Als
deutsche Projektpartner hatten ver.di und
die Deutsche Hörfunkakademie (DHA) in
einer nicht repräsentativen Befragung von
angestellten und freien Journalisten he-
rausgefunden: Rund 83 Prozent von ihnen
verfügen nur über eine monomediale Aus-
bildung, davon 60 Prozent im Printbe-
reich. Gerade zehn Prozent hatten eine bi-
mediale Ausbildung, und kaum sieben
Prozent eine trimediale (HF/TV, online).
Doch die große Mehrheit arbeitet bereits
bimedial. Trotz unterschiedlicher Aus-
gangssituationen fallen die Ergebnisse der

Studie in den zwölf beteiligten Ländern
ähnlich aus. 

„Dein Kamerateam wartet im Foyer.“
So habe für viele Radio-Freie im WDR-Stu-
dio Bielefeld überraschend die Fernsehkar-
riere begonnen, erzählt Claudia Fischer im
ver.di-Freibrief. Heute sollen alle WDR-
Landesstudios nach dem Bielefelder Bei-

spiel bi- oder trimedial arbeiten. „Learning
by doing“, heisse auch heute meistens:
„Taught by the team. Fortbildungen gibt
es nur ergänzend, wenn überhaupt“, be-
richtet Fischer. Monomediale Freie haben
es zunehmend schwerer, sich auf dem
Markt zu behaupten. „Selbst in der öffent-
lich-rechtlichen Berichterstattung ist der
Hörfunkredakteur bereits mit einer Digi-
Cam ausgestattet, um die Tonspur für den
Hörfunkbeitrag und die Bilder für den
Fernsehbeitrag zu verwenden. Bei den pri-
vaten Sendern produziert er seinen Beitrag
ganz selbst“, sagt Sandra Uebbing von der
DHA. Da jedes Medium eigene Qualifika-
tionen erfordert, müssen sich Medien-
schaffende ständig fort- und weiterbilden,
um den Anschluss nicht zu verlieren. Für
die Freien ist das ein Problem, weil sie
kaum Zugang zu den hausinternen

Weiterbildungen der großen Medienan-
stalten und auch nicht immer die Chance
auf den „Sprung ins kalte Wasser“ haben. 

Als zweite Stufe des Trimdial-Projektes
haben die europäischen Projektpartner
nun ein berufsbegleitendes Weiterbil-
dungskonzept entwickelt, das Lokaljour-
nalisten mit Berufserfahrung für die kon-
vergierende Medienwelt fit machen soll.
Es besteht aus sechs Modulen, die unter-
schiedliche Fertigkeiten vermitteln: Basis-
kenntnisse und konzeptionelles Denken,
technische Fähigkeiten, Schreiben für ver-
schiedene Medien bis hin zu „Manage-
ment Skills“ und dem Training von „Soft
Skills“. Jedes Großmodul zergliedert sich
in kleine Kompaktseminare von ein bis
drei Tagen Dauer, die einen gezielten Ein-
stieg je nach Vorkenntnissen erlauben. Ab
nächstem Jahr soll es von verschiedenen
Weiterbildungsträgern angeboten werden.

Gewerkschaft prüft
Zuschüsse für Freie

Der Bedarf ist groß und der Charme
des Konzepts liegt in den Zeit und Kosten
sparenden Qualifikationsbausteinen, die
sich jeder heraussuchen kann. Aber „mit
der zunehmenden Verschlechterung der
Einkommenssituation der Freien sinkt
auch die Neigung zur Weiterbildung“, be-
obachtet Ulli Schauen von der verdi-
Bundeskommission für Selbstständige. Sie
müssen die Fortbildung nicht nur aus der
eigenen Tasche bezahlen, sondern oben-
drein den Verdienstausfall kompensieren.
„Vielleicht werden wir ein Modul in Ko-
operation mit der DHA exklusiv für verdi-
Mitglieder anbieten und bezuschussen“,
überlegt Jutta Klebon, im verdi-Landesbe-
zirk NRW zuständig für Medienpolitik und
Qualifizierung.

Die Trimedial-Studie zeigt, dass auf
dem Medienmarkt in Europa immer weni-
ger Journalisten eingestellt werden und
die Zahl der Freelancer wächst. In Groß-
britannien sind es bereits 50 Prozent, in
Ungarn sogar 60 Prozent, und in Deutsch-
land nach KSK-Angaben auch schon etwa
45 Prozent. Ihr grundlegendes Problem
bleibt ungelöst: Für die multimediale Ver-
wertung ihrer Arbeit müssen sie sich auf
eigene Rechnung qualifizieren. Doch den
Gewinn durch die Mehrfachverwertung
streichen häufig nicht sie selbst, sondern
ihre Auftraggeber ein. Hier besteht noch
Verhandlungsbedarf. Ute Krietenstein ■
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Die Verkaufszahlen sinken, die Leser werden
älter, dazu die mächtige Konkurrenz durch
das schnelle Internet – die Zeitung steht seit
Jahren vor existentiellen Herausforderun-
gen. Diese werden von einigen Verlagen
auch als Chance verstanden. Sie nutzen die
neuen technischen Möglichkeiten wie Inter-
net, Digitalkamera oder das Fotohandy, um
so schnell wie nie zuvor an Informationen zu
kommen – und zwar mit Hilfe der eigenen
Leser. Der Effekt: Die Zeitung gewinnt an
Tempo und erhöht ihre Bindungskräfte.
„Nachrichten von unten“ lässt sich dieser
Trend bezeichnen, der inzwischen aus dem
Experimentierstadium herausgewachsen ist.

Um von der norwegischen Hauptstadt
Oslo nach Bergen zu kommen, braucht
man einige Stunden. Geschieht dort etwas
Bemerkenswertes, dauert es, bis die Infor-
mation in eine hauptstädtische Zeitung
kommt, es sei denn, ein Reporter ist zufäl-
lig vor Ort. So war es die Praxis – bis vor
einigen Jahren vor Bergens Küste ein
Schiff kenterte und die Redakteure des
Boulevardblatts „Verdens Gang“ auf eine
Idee kamen. „Es war am späten Nachmit-
tag, als wir die Nachricht erhielten“, be-
richtet Chefredakteur Torry Pedersen auf
dem Europäischen Zeitungskongress in
Wien. „Sofort schauten wir uns das auf ei-
ner Karte im Internet an und sahen, dass
das Schiff in der Nähe der Küste gekentert
war. Da riefen wir alle Leute an, die dort
wohnten und fragten, ob sie vielleicht
eine Digitalkamera oder ein Handy hät-
ten, um für uns Fotos zu machen. Die
Überraschung war: Jeder wollte uns helfen!
Innerhalb von 20 Minuten hatten wir die
phantastischsten Bilder von dem Unfall.
Vielleicht war das technisch nicht so gut,
aber sie haben den entscheidenden Mo-
ment festgehalten, als das Schiff kenterte
und 18 Personen ihr Leben verloren.“ 

Einzigartige Lesermitarbeit

Jenseits des tragischen Unglücksfalls
begann von diesem Zeitpunkt an eine ein-
zigartige Zusammenarbeit mit dem Leser,
die bis heute anhält. „Verdens Gang“
schuf eine Infrastruktur, mit der Bilder, die
an die norwegische Telefonnummer 2200

geschickt werden, sofort im Redaktions-
system erscheinen, dann auf die Website
gestellt oder im gedruckten Blatt verwen-
det werden können. Hunderte von Fotos
kommen regelmäßig ins System, wenn es
irgendwo „brennt“. Wird ein Bild in der
Zeitung veröffentlicht, gibt es sogar ein
Honorar, auch wenn das, wie Pedersen
meint, nicht die Motivation der Laienfo-
tographen ist. „Sie wollen einfach ein Teil
der Nachrichten sein, dabei sein, wenn et-
was passiert.“

Die Glaubwürdigkeit dieser Bilder
sieht Chefredakteur Pedersen nicht in Fra-
ge gestellt – auf Grund der Vielzahl und
der Schnelligkeit der Einsendungen sind
Manipulationen schwer möglich. Außer-
dem wird alles mit den wichtigsten Nach-
richtenagenturen abgeglichen. Pedersen
ist sich sicher, dass es in Zukunft vor-
nehmlich Laienphotographen sein wer-
den und nicht die Profis, die aufregende
Bilder liefern. Nichts hätte das besser do-
kumentiert, als die Tsunami-Katastrophe
im Dezember 2004. „Bis dahin waren die
stärksten Nachrichtenagenturen diejeni-
gen, die einen Helikopter mieten konnten
oder Satellitenverbindungen. In der Zu-
kunft wird das anders sein.“ erklärt Peder-

sen. „Es wird der die Nummer eins sein,
der mit jemandem befreundet ist, der ein
Handy in seiner Tasche hat. Wenn Sie in
der Mitte einer Flutwelle sind, glauben Sie,
dass sie dann an unsere Telefonnummer
denken? Das ist um 4.56 Uhr am
26.12.2004 passiert. Jemand hat uns eine
SMS geschickt mit einem Foto von der
Flutwelle, 15 Minuten, bevor es über die
Agenturen kam. Ein beeindruckendes Bild.
Sie sehen die Wasserwand, wie sie auf die
Leute im Boot zukommt.“ 

Leser als Autoren im Netz

Auf „Informationen von unten“ setzt
auch die Rheinische Post aus Düsseldorf.
Seit anderthalb Jahren gibt es dort das Pro-
jekt „Opinio“, ein Meinungsforum im
Internet, das von den Lesern mit Texten
gefüllt wird. Über 400.000 registrierte Nut-
zer und rund 2.000 Autoren aus allen so-
zialen Schichten beteiligen sich an der
Plattform, die von einem Redaktionsteam
betreut wird. Der Journalist im Dienste sei-
ner Leser – auf ganz neue Weise. „Der
Journalismus, der solche Communities be-
treut, organisiert und pflegt, ist gewisser-
maßen ein Hausmeisterdienst“, sagt Pro-
jektleiter Torsten Casimir. „Das ist journa-
listische Sozialarbeit, die Sie da machen.
Und Sie sind dann gut, wenn Ihre Autoren
zufrieden sind.“ 

Einmal im Monat erscheinen Auszüge
aus den Lesertexten in einem gedruckten
Magazin, das der Zeitung beigelegt wird.
Dabei dreht es sich vor allem um Alltags-
erfahrungen. Und wenn zum Beispiel Poli-
tik Thema ist, dann aus der Perspektive
des von der Politik betroffenen Bürgers.
Angst, dass dies die Profis verdrängen
könnte, gibt es aus diesem Grund in der

26 M 07 – 08.2006

print

Handlich und
volksnah 
Innovationen auf Europäischem Zeitungskongress in Wien vorgestellt

Verleihung des „Awards of Excellence“ im Festsaal des Wiener Rathauses
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Branche nicht, erklärt Torsten Casimir von
der Rheinischen Post. „Erstens Authenti-
zität und zweitens unglaublich zeitnah
zum Ereignis – das sind Qualitäten, die
können Profis gar nicht bringen, weil wir
gar nicht überall auf der Welt gleichzeitig
sein können und das ist das große Plus für
die Laien im Internetzeitalter. Das wird die
Profis aber nicht verdrängen, das ist eine
ergänzende Schiene.“ Schließlich lässt sich
auf professionelle Recherche und die Auf-
bereitung von Inhalten nicht verzichten. 

Inwieweit es gelingt, mit der Leserbe-
teiligung diese an die Zeitung zu binden
oder sogar neue zu gewinnen, ist aller-
dings offen. Gestartet, um den Auflagen-

schwund zu stoppen und das Interesse an
der Zeitung zu steigern, spricht die Rheini-
sche Post heute erst einmal von einem
Imagegewinn, den „Opinio“ gebracht hat.
Finanziell gesehen ist man mit dem Pro-
jekt noch nicht einmal bei der schwarzen
Null. Doch die Hoffnung ist groß, dass aus
dem „Opinio“-Aktiven vielleicht einmal
ein Abonnent wird. 

Hinwendung zum Tabloid

Nicht nur inhaltlich, auch im Layout
versuchen die Zeitungen, ihren Lesern
entgegen zu kommen. Über 300 Redaktio-
nen aus 26 Ländern hatten im Vorfeld des
Kongresses ihre Konzepte bei einer Jury
aus Journalisten, Wissenschaftlern und
Zeitungsdesignern eingereicht. Deutlich
wurde: Statt schwer verdaulichen Blei-
wüsten bestimmen heute Blickfänge wie
exzellente Fotos im Zusammenspiel mit
ausgefeilter Typographie und Headlines,
die den Leser in den Text ziehen, die Op-
tik. Ein weiterer Trend: Die Hinwendung
zum Tabloid, dem kleinsten Tageszei-
tungsformat. Zu 80 % in Griechenland, zu
90 % in Polen und zu 100 % in Estland,
Spanien und Portugal auf dem Markt, ist
es begehrt wegen seiner Handlichkeit. 

Allerdings assoziiert es dem Leser vor
allem Boulevard, unabhängig vom Inhalt.
Aus diesem Grund geht nicht jedes Blatt
diesen Trend mit, wie zum Beispiel der in

Wien für sein Layout ausgezeichnete kon-
servative Guardian. „Wenn Sie in Länder
wie Spanien gehen“, erläutert Chefredak-
teur Alan Russbridger, „da gibt es sehr in-
telligente Tabloidzeitungen. In Großbri-
tannien geht es auf dem Tabloidmarkt
darum, Aufsehen zu erregen, um Sensatio-
nen und den Reiz des Neuen. Die Versu-
chung besteht darin, einige dieser Techni-
ken zu übernehmen.“ Deshalb setzte das
Blatt, das nach einem Verlust von sechs
Millionen Pfund 2003 einen Relaunch
startete, auf das etwas größere, dennoch
sehr handliche Berliner Format – mit posi-
tiver Resonanz. Ähnlich wie der Guardian
widersetzt sich auch der deutsche Markt
fast komplett dem Tabloid. Ein Grund: Die
Mehrzahl der Regionalzeitungen erscheint
bereits im Berliner Format. 

Jenseits jeglicher Formattrends posi-
tioniert sich dagegen die Wochenzeitung
Die Zeit. „Im Bett und im Flugzeug ist Die
Zeit die Hölle“, räumt Chefredakteur Gio-
vanni Di Lorenzo zwar ein. Dennoch will
er nicht einen Quadratzentimeter einspa-
ren, aus Angst, dass es falsch interpretiert
werden könnte. „Eine Formatverkleine-
rung würde von einem Teil der Leser ver-
standen werden als Versuch die Zeitung zu
trivialisieren, zu popularisieren.“ Die Zah-
len geben seiner Beharrlichkeit Recht: In
den letzten beiden Jahren ist die Auflage
um drei Prozent gestiegen. Veränderungen
im Blatt gab es allerdings schon: Die Zeit
ist bunter geworden, die Titelseite wird
sehr plakativ gestaltet. Für ihr Konzept
wurde sie als beste europäische Wochen-
zeitung ausgezeichnet. 

Vielleicht gehören die Überlegungen
über das Format jedoch bald der Vergan-
genheit an. Denn darüber, dass es den gu-
ten alten Klassiker Zeitung auch in 100
Jahren noch geben wird, war man sich in
Wien zwar einig. Allerdings wird sie an-
ders rezipiert werden – glaubt Alan Russ-
bridger, Chefredakteur des Guardian. „In
dem Moment, wo elektronische Zeitungen
erhältlich sind, die man überall lesen
kann und die auch entsprechend haltbare
Batterien haben, werden die Leute aufhö-
ren, Zeitung auf Papier zu lesen. Und das
wird gut sein für die Tageszeitungen. Es ist
so teuer, Zeitungen zu produzieren, auszu-
liefern und über’s ganze Land zu verteilen.
Das macht 60 Prozent unserer Kosten aus.
So dass ich denke, dass auf lange Sicht die
ökonomische Perspektive für die Zeitun-
gen recht gut ist.“ Bis dahin werden die
klassischen Grenzen mehr und mehr ver-
wischen. Die Zeitung wird zunehmend
eine Mischung aus elektronischem und
Printmedium sein, gefüllt mit professio-
nellem und Laienjournalismus, wobei –
wenn es um Qualität geht – auf die len-
kende Hand des Profis allerdings nicht
verzichtet werden kann. Vera Linß ■

M 07 – 08.2006 27

Giovanni Di Lorenzo und Die Zeit 

Fo
to

:H
an

ne
s 

Hu
be

r

Sparen bei den Freien:
Überbrückungsgeld 
und Ich-AG „ersetzt“ 

Mit derselben Nacht- und Nebenaktion,
mit der er die freiwillige Arbeits-
losenversicherung für langjährig Selbst-
ständige kippte (siehe Seite 3), hat der
Bundestag am 1. Juni auch die Regeln
für den neuen Gründungszuschuss be-
schlossen. Er soll voraussichtlich ab 
1. August die bisherigen Instrumente
ersetzen, mit denen die Arbeitsagentu-
ren Existenzgründungen aus Arbeits-
losigkeit fördern. Der neue Zuschuss
soll vor allem jährlich 1,5 Millionen
Euro einsparen – fast die Hälfte der Gel-
der, die bisher für Überbrückungsgeld
und Existenzgründungszuschuss ausge-
geben wurden.

Die wesentlichen Unterschiede zu
den bisherigen Förderinstrumenten
sind: Es gibt pro Monat weniger Geld
als beim Überbrückungsgeld (dafür län-
ger), aber meist mehr als bei der Ich-AG
(dafür kürzer). Voraussetzung für eine
Förderung ist, dass man noch min-
destens drei Monate Anspruch auf 
Arbeitslosengeld hat. Dieser „Rest-
anspruch“ wird während der Förderung
aufgebraucht: Für jeden Tag Grün-
dungszuschuss gibt es einen Tag 
Arbeitslosengeld weniger. Das ist die
gravierendste Verschlechterung: Wer
am Ende scheitert, wird so gleich zu
Hartz IV durchgereicht. Außerdem
müssen Gründerinnen künftig ihre
„unternehmerische Eignung“ nachwei-
sen und haben Anspruch auf den Zu-
schuss auch, wenn sie vorher schon
nebenberuflich selbstständig tätig wa-
ren. Eine Rentenversicherungspflicht
wie bei der Ich-AG gibt es nicht.“

Ob der Gründungszuschuss günsti-
ger oder ungünstiger ist als die bisheri-
gen Förderung, lässt sich nur im Einzel-
fall ermitteln. Wer glaubt, mit einem
der alten Instrumente besser zu fahren,
muss sich beeilen: Eine Ich-AG nach al-
tem Recht kann nur noch für Grün-
dungen vor dem 1. Juli 2006 beantragt
werden, Überbrückungsgeld nach altem
Recht nur noch für Gründungen vor
Inkrafttreten des neuen Gesetzes. Wer
keine drei Monate Anspruch auf Ar-
beitslosengeld mehr hat, kann Über-
brückungsgeld nach altem Recht aus-
nahmsweise noch drei Monate länger
beantragen. Maßgeblich ist jeweils der
Tag der Gewerbeanmeldung bzw. der
Meldung der freiberuflichen Tätigkeit
beim Finanzamt. Alle Details im
www.mediafon-ratgeber.de unter Der
Start / Starthilfen der Arbeitsagentur.

Goetz Buchholz ■
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Eine Exklusivmeldung des Berliner Tages-
spiegel über Susanne Osthoffs Nominierung
für den Grimme-Preis kam einen Redakteur
des Blattes teuer zu stehen – er hatte die 
Archäologin selbst vorgeschlagen. Das Berli-
ner Arbeitsgericht erklärte Ende Mai seine
Kündigung für rechtens.

Im Januar dieses Jahres hatte Politikredak-
teur Jost Müller-Neuhof die Medienredak-
tion seines Blattes über die Nominierung
der ehemaligen Irak-Geisel Susanne Ost-
hoff für einen Grimme-Preis informiert. In
der Mail an die Kollegen fehlte jedoch ein
entscheidender Hinweis: Urheber des ver-
meintlichen scoops war kein geringerer als
Müller-Neuhof selbst. Zwar fand der da-
malige Medienressortleiter Joachim Huber
bei der Gegenrecherche heraus, wer hinter
der Sache steckte. Gleichwohl berichtete
er „exklusiv“ über den Vorschlag, aller-
dings ohne den Urheber zu nennen.

Als die Sache aufflog, setzte es Kritik
und Vorwürfe – vor allem von Seiten der
Wettbewerber des Tagesspiegel. Der Focus
brandmarkte das Blatt als „Zeitung, die
Aufmerksamkeit ertrickste“. Andere Publi-
kationen verspotteten den Tagesspiegel
(Slogan: „rerum causas cognoscere“ = den
Dingen auf den Grund gehen) als Organ,
das seine Mediengeschichten selbst insze-
niert. Die Konsequenzen: Medienressort-
chef Huber gab die Ressortleitung ab, wur-
de aus dem Impressum gestrichen, durfte
aber nach der Rückkehr aus dem Urlaub
weiter schreiben – „zur Bewährung“, wie
es aus seinem Umfeld heißt. Müller-Neu-
hof dagegen wurde entlassen. 

Eine Güteverhandlung Mitte April
scheiterte. Der Tagesspiegel begründete
sein hartes Vorgehen mit dem Vorwurf,
der Redakteur habe versucht, die Zeitung

für seine eigenen medienpolitischen Ziele
zu instrumentalisieren. Dabei sei die
Wahrheit eher zufällig ans Licht getreten.
Müller-Neuhof, der sich schriftlich für
sein Verhalten entschuldigt hatte, verwies
darauf, dass der Leiter der Medienredak-
tion um seine Urheberschaft gewusst und
dennoch den inkriminierten Artikel ver-
fasst habe. Angesichts dieser Umstände sei
seine Kündigung unverhältnismäßig. Die
Anregung des Gerichts, als mildere Strafe
eine Abmahnung Müller-Neuhofs in Erwä-
gung zu ziehen, wurde vom Tagesspiegel
jedoch verworfen.

Bei der Verhandlung vor dem Berliner
Arbeitsgericht erklärte Müller-Neuhof, er
habe „im Binnenverhältnis der Redak-
tion“ kein Problem damit gehabt, sich zu
seiner Urheberschaft zu bekennen. Mit der
Geheimhaltung habe er lediglich ver-
hindern wollen, dass andere Medien die
Sache in für den Tagesspiegel ungünstiger
Weise aufgriffen. Die Chefredaktion sei
von ihm bewusst nicht informiert wor-
den, um sie nicht zu Mitwissern der
Aktion zu machen. Müller-Neuhofs Vertei-
diger Johannes Eisenberg argumentierte,
es sei von Anfang an „völlig klar“ gewe-
sen, dass die Urheberschaft bekannt wer-
den würde. Sein Mandant habe es der
Medienredaktion vollständig selbst über-
lassen, ob sie die inkriminierte Meldung
veröffentlicht oder nicht. Zudem habe er
sich für sein Fehlverhalten schriftlich ent-
schuldigt.

Demgegenüber erneuerte der Rechts-
vertreter des Tagesspiegel den Vorwurf, der
entlassene Redakteur habe seine Urheber-
schaft „bewusst verschwiegen“, in der
Hoffnung, seine „medienpolitische Offen-
sive“ zum Erfolg zu führen. Gerade diese
„versuchte Manipulation“ habe die kriti-

schen Reaktionen anderer Medien ausge-
löst. Zudem habe der Redakteur seine Ent-
schuldigung nachträglich entwertet. So
habe er dem Tagesspiegel im Gegenzug
vorgeworfen, sich ihm gegenüber „aktiv
rufschädigend“ verhalten zu haben, weil
die Zeitung den „verleumderischen Presse-
berichten“ über seine vermeintlichen
„Manipulationsversuche“ nicht entschie-
den entgegen getreten sei. Das für eine
weitere Zusammenarbeit erforderliche
gegenseitige Vertrauen sei aufgrund dieser
Entwicklung nicht mehr gegeben. 

Das Berliner Arbeitsgericht wertete
das Vorgehen des Redakteurs als „erheb-
liche Pflichtverletzung“ und erklärte die
Kündigung für wirksam. Der Journalist
habe trotz seiner Vertrauensstellung als
Mitglied der Politik-Redaktion die Chef-
redaktion des Tagesspiegel über seine
Urheberschaft im Unklaren gelassen.
„Wegen dieser Illoyalität und des absichts-
vollen Verhaltens des Redakteurs sei eine
Abmahnung nicht ausreichend gewesen“,
so das Gericht. Ob Müller-Neuhof gegen
die Entscheidung (AZ 78 Ca 4112/06) Be-
rufung einlegt, war bei Redaktionsschluss
nicht bekannt. Günter Herkel ■

Kein Vertrauen mehr
Gericht bestätigte Kündigung von Tagespiegel-Redakteur

recht

Initiative Urheberrecht begrüßt Kritik des Bundesrates:
Die Initiative Urheberrecht hat erfreut
zur Kenntnis genommen, dass der Bun-
desrat in seiner Sitzung vom 19. Mai
dem Gesetzentwurf für den „2. Korb“
der Urheberrechtsreform in zentralen
Punkten widersprochen hat. Neben 
einer bildungs- und wissenschafts-
freundlicheren Ausgestaltung des Ur-
heberrechts verlangte er vor allem, die

Begrenzung der Gerätevergütungen
auf fünf Prozent des Gerätepreises zu
überprüfen und das Recht auf unbe-
kannte Nutzungsarten urheberfreund-
licher zu gestalten.
„Die initiative Urheberrecht erwartet,
dass sich der Bundestag mit den Ar-
gumenten des Bundesrates sorgfältig
auseinandersetzt und die gebotenen

Änderungen am Entwurf vornimmt“,
heißt es in einer Pressemitteilung des
Zusammenschlusses verschiedener
Verbände, darunter ver.di.
Zum System der Vergütung für Privat-
kopien habe der Bundesrat angeregt,
es bei dem Grundsatz zu belassen,
„alle Geräte und Speichermedien, die
für Vervielfältigungen genutzt werden“,

in der Vergütungspflicht einzubezie-
hen. Das Kriterium einer „nennens-
werten“ Nutzung sollte gestrichen
werden. Dieser „wohlbegründete Vor-
schlag“ schaffe Rechtssicherheit und
gewährleiste ein angemessenes Ver-
gütungsaufkommen, weil die Höhe
der Vergütung auf den typischen Um-
fang urheberrechtlich relevanter Ko-

Verlag Der Tagesspiegel in Berlin
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„2. Korb“ muss in zentralen Punkten geändert werden

Die Verwertungsgesellschaft Wort hat im
Jahr 2005 wieder ein „Rekordergebnis“ er-
zielt. Dennoch mochte auf den Versammlun-
gen der VG Wort am 20. und 21. Mai in Ber-
lin keine rechte Freudenstimmung aufkom-
men. Grund ist der so genannte Zweite Korb
der Urheberrechtsreform, der – würde er, so
Gesetz – die Einnahmen aller Verwertungs-
gesellschaften und damit ihre Ausschüttun-
gen an Journalisten, Autoren, Fotografen
und andere Kreative versiegen lassen wird.

In einer bisher einmaligen Aktion hatte
sich die VG Wort bereits wenige Tage vor
den Versammlungen mit einem „Brand-
brief“ an die Journalisten gewandt, deren
Zweitverwertungsrechte sie wahrnimmt.
„Die Hiobsbotschaft gleich vorweg: Ihr
jährlicher VG-Wort-Scheck wird in Zu-
kunft äußerst mager ausfallen oder ganz
ausbleiben“, heißt es dort eingangs.
„Denn nicht zuletzt Ihr (Urheber)Recht
auf angemessene Vergütung fürs (private)
Kopieren soll ausgehebelt werden! Das
trifft im Print-, im Audio- und im audiovi-
suellen Bereich die angestellten Urheber
ebenso wie alle Freien. Es geht um Ein-
kommenseinbußen der VG Wort im zwei-
stelligen Millionen-Bereich, die bei der
jährlichen Ausschüttung fehlen werden.“

Wer die VG Wort kennt, weiß, dass
den dort Handelnden wahrlich kein Hang
zur Dramatik unterstellt werden kann.
Und wenn Professor Ferdinand Melichar,
der auf äußerste Seriosität bedachte ge-
schäftsführende Vorstand der VG Wort,
die Urheber in einem Flyer auffordert,
„Nutzen Sie diese letzte Möglichkeit, um
sich gegen den Raubbau am Vergütungs-
recht für Ihr geistiges Eigentum zu weh-
ren!“, dann ist das garantiert keine rheto-
rische Phrase.

45 Prozent ihrer Gesamteinnahmen
erzielt die VG Wort aus der Gerätevergü-
tung, berichtete Melichar in Berlin. Das
waren 2005 rund 41 Millionen Euro.
Durch den 2. Korb sollen diese Vergütun-
gen zu Gunsten der IT-Industrie auf fünf
Prozent des Gerätepreises gedeckelt wer-
den. Aufwändige empirische Untersu-
chungen – zu zahlen von der VG Wort –
werden notwendig, um nachzuweisen,
welche Geräte überhaupt in welchem
Maße zur Vervielfältigung urheberrecht-
lich geschützter Werke genutzt werden
(unter zehn Prozent, soll es keine Geräte-
vergütung mehr geben) und alle bisher im
Gesetz festgeschriebenen Vergütungen
entfallen. „Ich befürchte, dass wir deshalb
drei, vier, fünf Jahre gar keine Einnahmen
aus Gerätevergütungen bekommen wer-
den“, sagte Melichar. Man schätzt, dass
sich diese Einnahmen um 80 Prozent der
jetzigen Summe verringern werden.

Gar nichts erhalten die fast 139.000
Ausschüttungsempfänger der VG Wort
(plus 4 %, davon 132.000 Autoren) bisher
für die heutzutage gebräuchlichsten Ko-
piergeräte. Nach wie vor verweigert die IT-
Industrie Abgaben auf PCs, Drucker und
Multifunktionsgeräte. Dennoch war das
Aufkommen für Gerätevergütungen im
Jahr 2005 bei der VG Wort deutlich höher,
weil erstmals 9,2 Millionen Euro aus der
DVD-Brenner-Vergütung flossen, aller-
dings für zweieinhalb Jahre.

Insbesondere darauf ist es zurückzu-
führen, dass die VG Wort ihre Einnahmen
insgesamt um 15 Prozent auf die bisherige
Rekordsumme von 91,3 Millionen Euro
steigern konnte. Erwähnt werden muss
allerdings, dass im Vorjahr 2004 die Erlöse
erstmals gesunken waren.

Ein Großteil der DVD-Brenner-Vergü-

tung und auch der für CD-Brenner kann
allerdings noch nicht 2006 ausgeschüttet
werden, da die privat kopierten Inhalte
aus dem Internet stammen. Dies erfordert
erstmals ein Meldeverfahren für Online-
Veröffentlichungen, das die VG Wort in
diesem Jahr testen will. Vorgesehen ist,
dass jeder Text mit einer von der VG Wort
zur Verfügung gestellten elektronischen
Markierung versehen werden soll, die die
Zugriffszahlen via Internet übermittelt.

Auf den Versammlungen wurde aus
dem Kreis der freien Journalisten gefor-
dert, dass es auch andere Meldemöglich-
keiten geben müsste. Denn die Freien ha-
ben seit Jahren schlechte Erfahrungen mit
ihren Verlegern gemacht, wenn es um ihre
Online-Rechte geht. Bei einem Melde-
system, bei dem es in der Hand des On-
line-Anbieters liegt, ob er eine VG-Wort-
Markierung an einem Artikel anbringt
oder nicht, fürchten sie bei der für 2007
geplanten Ausschüttung für den Internet-
Bereich von dann wohl 10 Millionen Euro
weitgehend leer auszugehen.

Kaum Veränderungen gibt es bei den
anderen Einnahmen. Bei Pressespiegeln gab
es einen Rückgang von 4,6 auf 3,9 Millio-
nen Euro, da immer mehr Unternehmen,
Verbände und Institutionen auf elektroni-
sche Pressespiegel umsteigen. Immerhin
gingen bereits 470.000 Euro an Zahlungen
der Presse-Monitor GmbH bei der VG
Wort ein, die davon ausgeht, dass 2006 die
Millionengrenze durchbrochen wird.

Deutlich gestiegen ist das Gesamtauf-
kommen im Bereich Hörfunk/Fernsehen
von 14 auf 21,7 Millionen Euro, was ins-
besondere die Urheber beim Fernsehen
freuen dürfte, deren durchschnittliche
Ausschüttung zuletzt rückläufig war.

Wer in diesen Tagen seinen Scheck
von der VG Wort erhält, sollte allerdings
daran denken: Der „VG-Wort-Scheck wird
in Zukunft äußerst mager ausfallen oder
ganz ausbleiben“ – wenn es den Urhebern
nicht noch gelingt, den 2. Korb in der von
der Bundesregierung geplanten Form zu
verhindern. Rüdiger Lühr ■

Trüber Ausblick
„VG-Wort-Scheck wird in Zukunft äußerst mager ausfallen“

pien abgestellt werden könne, so die
Initiative dazu. „Der Bundesrat erteilt
dem Irrweg im Regierungsentwurf
eine klare Absage, effektiv bis zu 10
Prozent vom gesamten Kopiervolu-
men als irrelevant einzustufen, gleich-
gültig um wie viele Kopien es sich
handelt“, heißt es weiter. Die Begren-
zung der Urhebervergütung auf fünf

Prozent des Gerätepreises werde
ebenfalls abgelehnt. Die Vergütungs-
ansprüche dürften nicht „zum Spiel-
ball des Preiskampfes auf dem Markt“
gemacht werden. Die Rechte für unbe-
kannte Nutzungsarten sollen den Ver-
wertern nach Ansicht des Bundesrates
erst zufallen, wenn sie den Urheber
von der beabsichtigten Nutzung infor-

miert haben und dieser nicht binnen
drei Monaten widerspricht. An der
Version des Gesetzentwurfs, der eine
„Erkundigungspflicht des Urhebers“
(!) vorsieht, wurden verfassungsrecht-
liche Bedenken geäußert. Für den Bil-
dungs- und Wissenschaftsbereich
schlägt der Bundesrat verschiedene
Regeln vor, um „gravierende Ein-

schränkungen in der Nutzung von
elektronischen Medien“ zu vermei-
den, die der Entwurf des Justizministe-
riums mit sich bringen würde.
Die Initiative Urheberrecht wird zu
den vorgelegten Vorschlägen Stellung
nehmen, heißt es in der Mitteilung.

red ■

Informationen: www.urheber.info 
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Montagabend, 20 Uhr. Fans von Psychedelic Tran-
ce und der Sendung „Miditation“ kommen brüsk
wieder zu sich, schalten schnell das Radio aus oder
vollziehen einen krassen Programmwechsel. Denn
ab jetzt läuft „Du läufst niemals allein!“ – Man-
fred „Manne“ Adam berichtet aus der Welt des
Fußballs. Zwischen den An- und Abpfiffen: Heavy
Metal. Das Richtige für harte Jungs, die Mannes 
O-Töne aus dem Abseits der WM, sei‘s vom letzten
Spiel der Stuttgarter Kickers oder des FV Zuffen-
hausen, jede Woche voll Spannung erwarten. Nun
gut: Geschmäcker sind verschieden.
Diese drei Worte umschreiben bereits eine Maxime
des Freien Radios für Stuttgart (FRS), das Manne
und seinen über 200 sendungsbewussten Kolle-
ginnen und Kollegen als Plattform dient. Der ge-
meinnützige Verein will seit 1996 einen Kontra-
punkt setzen zum kommerziellen Radio, zu Main-
stream und gängigen Hörgewohnheiten. „Keine
Werbung, kein Sponsoring. Keine Morningshows
und keine Durchhörbarkeit“, zählt Vorstandsmit-
glied Jörg Munder auf. „Mit Themen und Musik,
die anderswo zu kurz kommen, und offen für alle.“ 

Lebenswelten treffen zusammen. Ob Hiphopper,
Arbeitslose oder Umweltaktivistin, Azubi, Alevit
oder Migrantin, sie alle schaffen sich ihr Medium
in ca. 50 Redaktionsteams, 75 Sendungen, 20
Sprachen – vom Arbeitsweltradio der DGB-Jugend,
der Ghana Voice und dem Russischen Kulturrou-
lette bis zum Greenpeace-, Schwul- oder Stotter-
Funk. Hinzu kommen Schulprojekte, Workshops,
Kooperationen mit Jugend- und Kultureinrichtun-
gen. Um zu bündeln und zu planen, das Ausge-
strahlte zu kritisieren und neue Ideen vorzustellen,
gibt’s ein monatliches Plenum. „Das FRS ist ge-
lebte und gesendete Vielfalt in Extremform“,
schwärmt Oliver Herrmann. Er ist für die PR zu-
ständig. Und er hat zusammen mit einem Techni-
ker und einer Medienpädagogin das Glück, eine
nach Tarif bezahlte 12-Stunden-Stelle zu besitzen.
Alle übrigen Radiomacher arbeiten ehrenamtlich.
„Gut 500 Mitglieder hat das FRS, 1000 sollen es
werden“, sagt Munder. Mit diesem Ziel mache
man derzeit Werbung in eigener Sache. Denn dann
wäre das FRS finanziell unabhängig von der
Landesanstalt für Kommunikation (LfK) – mit der

sich der Sender im Rechtsstreit befindet. Beklagt
wird die Bevorzugung des kommerziellen Hör-
funks bei der Frequenzvergabe wie auch die Split-
tung der zugeteilten Frequenz. Seit das FRS diese
mit dem örtlichen Hochschulradio teilen muss,
kürzt die LfK den Zuschuss von ehedem 45.000
Euro schrittweise um bis zu 7.000 Euro pro Jahr.
Nun stecke das FRS in Geldnöten. Dabei müsse
man laut Munder dringend die inzwischen zehn
Jahre alte, marode Technik erneuern.
„Das Leben ist eine Baustelle“, zitiert Manne den
Titel eines Low-Budget-Films. Der 42-Jährige, der
im Hauptberuf als Sprachtrainer arbeitet, macht
aus der Not eine Tugend: „Wenn die Technik
streikt, sind Improvisationstalent und Kreativität
gefragt. Radiomachen ist ein Prozess mit Rück-
schritten. Auch daran sollen unsere Hörer teilha-
ben“, meint Manne. Und dazu gehöre momentan
eben auch das leiernde Tonband und das knacken-
de Mikro. Sabine Weissinger ■

Das FRS im Internet: www.freies-radio.de (mit
Link zum FRS-Webradio, 24-Stunden-Livestream).
Empfang im Raum Stuttgart auf UKW 99,2 MHz
via Antenne, auf 102,1 MHz via Kabel.

FRS – Freies Radio für Stuttgart

Schon entdeckt?
Engagierte Medien abseits des Mainstreams sind hochinteressant, aber wenig bekannt.
Deshalb stellt M mit dieser neuen Rubrik in jedem Heft eines davon vor.

Heute hören 80 Prozent aller Bundesbür-
ger täglich Radio, und das beliebte Mas-
senmedium gehört wie das Buch im Bett
oder die Zeitung auf dem Klo schon zur
Intimität. Dabei hat die „Wortkunst“ des
Radios in den letzten Jahren in allen Sen-
dern gelitten und damit auch die Serio-
sität des Mediums. Gerade ethische Fragen
spielen aber eine immer wichtigere Rolle
im journalistischen Alltag: Darf das vorab
aufgezeichnete Interview präsentiert wer-
den, als sei es live? Nach welchem Prinzip
sollen bei einem Call-in die Hörer-Anrufe
ausgewählt werden? Wie ist in einer Live-
Situation auf verbale Ausfälle des Ge-
sprächsteilnehmers zu reagieren?

Tipps für die tägliche Radio-Produk-
tion hat jetzt die Bundeszentrale für poli-
tische Bildung gemeinsam mit etlichen ge-
standenen Radiomachern auf www.hoer-

funker.de zusammengestellt. Die Website
bietet neben Themen- und Recherche-
ideen, Interviews mit Radiomachern auch
kritische Untersuchungen von Sendungen
und die ersten Ideen für einen umfassen-
den Radiokodex an. Für Norbert Linke,
Leiter der Nachrichtenredaktion von FFH
und einer der Ideengeber von hörfun-
ker.de, ist Radio dabei „mehr als nur Jour-
nalismus“. Für ihn muss es deshalb auch
für Moderation, Musik, On-Air-Positionie-
rung, On-Air-Design sowie für Aktionen
mit Hörerbeteiligung ethische Grundsätze
geben: „Eine spezielle Radio-Ethik muss
eine Alltags-Radio-Ethik sein. Das heißt,
sie darf nicht einzig fokussiert auf spekta-
kuläre Einzel-Ereignisse wie z. B. das Glad-
becker Geiseldrama von 1988 sein. Viel-
mehr muss eine Radio-Ethik das Bewusst-
sein schärfen für „kleine“, aber zahlreichere

Entscheidungen des redaktionellen Tages-
geschäfts.“ Auf der Website bietet Linke
seinen Entwurf für Ethik in der Radiopra-
xis an und stellt ihn zur Debatte.

Daneben will die Seite auch einen In-
put in die weitere Entwicklung des Medi-
ums geben. Längst bieten sich dank MP3-
Playern im iPOD oder multifunktionalen
Handys vielfältige Möglichkeiten zur völ-
lig individuellen Zusammenstellung von
Musikprogrammen. Die engagierten Ma-
cher von hörfunker.de sind davon über-
zeugt, dass Radio „wieder etwas zu sagen
hat“. Dabei findet die Debatte nicht nur
online statt, sondern wird auch durch Se-
minare wie „Neues Wort im Radio“ im
Mai in Tutzing ergänzt, bei dem Journa-
listen wie Linke und Kollegen aus dem
Deutschlandfunk, FFH oder RBB neue Ent-
wicklungen hin zu mehr Wortanteil in
den Sendern konstatierten. Die Bundes-
zentrale sieht diese Aktivitäten als „Hilfe
zur Selbsthilfe“ an und bezieht die Diskus-
sion in ihre Publikationen ein. Sie zeich-
net besondere Leistungen aus, wie den Ra-
diosender „Eins Live“ mit seiner Sendung
„Einwahlhilfe elect05“ zur Bundestags-
wahl 2005. Björn Richter ■

hörfunker.de
Plattform für Radiomacher – Vorschlag für einen Radiokodex
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In England war es bereits 2005 das Wort des
Jahres, hierzulande haben sich in diesem
Frühjahr die Fans in einem Verband zusam-
men gefunden: Podcasting ist der jüngste
Medientrend. Von Massenmedium kann noch
keine Rede sein, aber der erste Podcastday
2006 war ein voller Erfolg.

Ein „Ergänzungsmedium mit eigenem Stil
und Zweck“ nennt Thomas Wanhoff die
Podcasts. Der Vorsitzende des neuen Pod-
cast-Verbandes ist Pionier und Realist zu-
gleich. Mit dem Kunstwort Podcast, eine
Zusammensetzung aus iPod (dem Musik-
speicher-Abspielgerät von Apple) und
Broadcast (Rundfunk), wird ein neuer Au-
dio-Trend umschrieben. Dabei erstellt
jede(r), der / die Lust hat, eine Audio-Datei
und stellt sie auf einer Website zur Ver-
fügung. Die Nutzer finden mit einem kos-
tenlosen Abo und dank Kennzeichnung
(RSS-Feed) die sie interessierenden The-
men, laden die Dateien auf ihren iPod
oder MP3-Player herunter und hören
dann unterwegs ihr eigenes Programm aus
Musik, Nachrichten, Kommentaren, Hör-
spielen etc.

Bei diesem Hörfunk auf Abruf könnte
es theoretisch genau so viele Anbieter wie
Nutzer geben, doch die Realität sieht an-
ders aus: Etwa 1.400 Podcast-Produzenten
in Deutschland, darunter viele etablierte
Medien, stehen zehntausende Nutzer
gegenüber. Fakt ist, dass sich die Podcast-
Nutzung rasant ausbreitet. Neueste Zahlen
sprechen davon, dass sich die Zahl der
herunter geladenen Audiodateien von
September 2005 bis Mai 2006 hierzulande
glatt verdoppelt hat: von 1,1 Millionen
auf fast 3,2 Mio monatlich. Vorreiter sind
wie oft die USA: Dort bewegen sich die
täglichen Nutzerzahlen schon im Millio-
nenbereich und selbst skeptische Analys-
ten rechnen damit, dass sich die Zahl der
Podcast-Downloads in den nächsten drei
Jahren auf über 12 Millionen pro Tag stei-
gern könnte.

Angefangen hat alles vor rund drei,
vier Jahren mit privaten, gesprochenen
Tagebüchern – im Gegensatz zu den
schriftlichen Tagebüchern, den Webblogs.
Inzwischen gibt es auch verfilmte Varian-
ten, die Vblogs oder Vpods. Hard- und

Software sind mittlerweile preiswert und
einfach zu handhaben, so dass – außer
Lust, Zeit und dem handwerklichen Ge-
schick – eigentlich nichts dagegen spricht,
dass jeder „Webbewohner“ diese neuen
Kommunikationskanäle nutzt. Aber: Wer
will schon eine Mail (als Text, Audio oder
Video) mit seiner Meinung in die virtuelle
Welt schicken, und dann Antwort von den
rund eine Milliarde aktiven Internetnut-
zern erhalten? Diese Fragmentierung der
Zielgruppen gipfelte in Atomisierung, die
jegliche gesellschaftliche Kommunikation
via Massenmedien ab absurdum führt.

Doch – welch Wunder – das Chaos
bleibt aus: Der neumodische Kommunika-
tionsbürger orientiert sich entsprechend
seiner Interessen doch wieder in über-
schaubaren Gemeinschaften, so genann-
ten Communities. Und es gibt „Leitham-
mel“, Begabtere, die gern aktiv sind, und
die Passiven, die doch überwiegend kon-
sumieren. Außerdem haben die bisherigen
traditionellen Leitmedien den neuen
Trend zu sozialen Netzwerken schnell für
sich adaptiert. Selbst in Deutschland bie-
ten nicht nur etablierte Medien (allen vor-
an die öffentlich-rechtlichen und privaten
TV-Sender, führende Zeitungen und Zeit-
schriften) Weblogs, Podcasts und Vblogs
an. Die ersten Kommerziellen, die auf den
Podcast-Zug aufgesprungen sind, waren
Finanzinstitute (KfW und Direktbanken)
und Autohersteller (Daimler, BMW).

Der Spagat zwischen Basisdemokratie
und Kommerz zeigte sich Ende Mai auch
beim ersten deutschen Podcastday im
Rahmen der NRW-Medientage mit 400
Teilnehmern. Nutzerbasierte Inhalte und
Ambitionen prallten in Köln auf mehreren
der einem Dutzend Podien, wo Bürger-
funk-Visionäre und freie Künstler mit
etablierten Medienmanagern diskutierten,
aufeinander. Die einstige Pop-TV-Prinzes-
sin Christiane zu Salm, die später mit dem
Transaktionskanal 9live kräftig abkassierte
und mit Bezahlsender-Chef Georg Kofler
liiert ist, berichtete fasziniert von einem
US-Studienaufenthalt: Dort wandelt sich
die Blogosphäre schon zur „Bloggerindust-
rie“. Ihrer Meinung nach folgt der Pionier-
phase ohne valide Daten die Periode des
Hypes (Wachstum mit viel Müll), die dann

unweigerlich durch Qualitätsselektion in
die Etablierung neuer Medien mündet.

Wie fließend jetzt schon in Deutsch-
land die Übergänge sind, demonstrierte
Podcast-Ikone Annik Rubens: Sie hat für
ihren Podcast „Schlaflos in München“
(täglich über 6.000 Abrufe) nicht nur
Sponsoren und Werbepartner gefunden,
sondern vermarktet in Köln auch kräftig
ihr neues Podcast-Buch. Unterdessen tobt
in der Blogosphäre ein Streit um Glaub-
würdigkeit, weil ein paar Hobby-Bloger,
bezahlt von Opel, die Fahrzeuge des Her-
stellers in die Handlungen ihrer Web-Tage-
bücher einbauten. Auch bei Podcast ist der
Vermischung von „Journalismus“ und

Werbung Tür und Tor geöffnet, denn noch
mehr als beim Schriftlichen steht und
fällt die Akzeptanz beim Mündlichen (wo-
möglich noch filmischen) mit guten, ak-
zentfreien Stimmen und professioneller
Sprache.

Dies spielt etablierten Medien in die
Hände, die wie die Holtzbrinck-Handels-
blatt-Gruppe schnell den Nutzen von Pod-
casts erkannt hat. Ebenso wie der Konkur-
rent FTD bietet Handelsblatt News und
Berichte zum Hören – beide mit professio-
neller Hilfe, wobei die dpa-Tochter dpa-
AFX schon mehrere Podcast-Kunden hat.
Pünktlich zur WM ist das Fußball-Magazin
„kicker“ aufgesprungen. Insgesamt, so
der Audio-Chef von dpa-AFX, Andreas
Albrecht, „erreichen wir mit unseren viel-
fältigen Audio-Angeboten täglich mehr als
vier Millionen Hörer“. Noch ist der klei-
nere Teil der Angebote Podcasts, aber ein
stetig wachsender. Mit von der Partie beim
„kicker“-Podcast ist auch die andere dpa-
Tochter Rufa, die als klassischer Radio-
dienstleister stolz ist auf „sieben Millionen
Hörer pro Stunde“. Holger Wenk ■

Mit eigenem 
Stil und Zweck
Podcasting entwickelt sich zum Hype nach dem Vorbild der Webblogs
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➧ Webadressen für Podcast
Weitere Informationen über Podcasting in
Deutschland unter folgenden Webadressen:
www.podcast.de – www.podcastday2006.de
www.podcastverband.de – www.podster.de
www.dopcast.de – www.podcastzentrale.de



Die ARD-ZDF-Langzeitstudie „Massenkom-
munikation“ ist weltweit die am längsten
laufende kommunikationswissenschaftliche
Studie, die den Umgang der Menschen mit
den Medien untersucht. Seit nunmehr 40
Jahren weist sie jeweils in Fünf-Jahres-Wel-
len Veränderungen bei der Mediennutzung
und im Kommunikationsverhalten aus. Die
Ergebnisse der neunten Welle aus dem Jahr
2005 wurden unlängst auf einer Fachtagung
in Frankfurt/Main vorgestellt.

Ein halbes Jahrhundert nach dem Sieges-
zug des Fernsehens gibt es mit dem Inter-
net seit wenigen Jahren ein neues Massen-
medium. Wie wird dieses neue Medium
genutzt? Welchen Einfluss hat es auf die
so genannten „alten“ Medien? Bleiben
Fernsehen und Hörfunk weiterhin die
Leitmedien der bundesdeutschen Gesell-
schaft? Nur einige der Fragen, mit denen
sich die Forschung im Auftrag der ARD-
ZDF-Medienkommission beschäftigte.

Erstaunliche zehn Stunden widmeten
die Deutschen im Jahr 2005 täglich dem
Medienkonsum. Das sind gut anderthalb
Stunden mehr als noch vor fünf Jahren
und drei mal so viel wie vor 40 Jahren, als
die Forschung einsetzte. Den Löwenanteil
der verfügbaren Zeit verbringen sie nach
wie vor mit den klassischen Medien Hör-
funk und Fernsehen. Aber auch das Inter-
net hat sich mit 44 Minuten täglicher Nut-
zung längst in den Medienalltag der
Bundesbürger integriert. Und zwar ohne
nachteilige Folgen für andere Medien.
Von einem Verdrängungswettbewerb kön-
ne „keine Rede“ sein, erläuterte Christa-
Maria Ridder, Projektleiterin der Studie.
Unabhängig von der ökonomischen Kon-
kurrenz stünden die Medien in einem
„komplementären Verhältnis“ zueinan-
der. Kaum ein Medium habe an Nutzungs-
zeit abgeben müssen durch das Aufkom-
men neuer Medien.

Eine Ausnahme gibt es: das alte Me-
dium Tageszeitung verliert kontinuierlich
an Wertschätzung, vor allem bei der jün-
geren Generation. Seit 1970 schrumpfte
die Reichweite der Tagespresse unter den
über 14jährigen von 70 auf 51 Prozent. Im
gleichen Zeitraum nahm die Nutzungs-

dauer von 35 auf 28 Minuten ab. Ein ziem-
licher Absturz, vergleicht man die entspre-
chenden Werte von Hörfunk und Fern-
sehen. In den vergangenen 35 Jahren stieg
der TV-Konsum von knapp zwei Stunden
auf jetzt gute dreieinhalb Stunden. Hörten
die Bundesdeutschen seinerzeit nur 73 Mi-
nuten Radio, schalten sie ihr Gerät inzwi-
schen gleichfalls an die dreieinhalb Stun-
den ein. Zur Vervollständigung: Büchern
widmen die Deutschen jeden Tag rund 25
Minuten, Zeitschriften zwölf Minuten.

Konvergenzthese widerlegt

Im direkten Leistungsvergleich öffent-
lich-rechtlicher und privater Fernseh-
programme schneiden ARD und ZDF im
Urteil des Publikums noch besser ab als
vor fünf Jahren. Beim direkten Vergleich
der beiden Systeme erzielen die öffentlich-
rechtlichen Anstalten Bestnoten bei allen
Vorgaben, die „für den kognitiven An-
spruch an das Fernsehen stehen“. Sie gel-
ten mit großem Abstand als sachlicher,
glaubwürdiger, kompetenter, anspruchs-
voller, informativer, kritischer und aktu-
eller als die Privaten. Dagegen werden die
Privaten als unterhaltsamer, mutiger, locke-
rer, vielseitiger und moderner bewertet. 

Schon aus diesem Grund hat die viel-
fach geäußerte These von der allmäh-
lichen Konvergenz beider Systeme für HR-
Intendant Helmut Reitze, stellvertretender
Vorsitzender der ARD / ZDF-Medienkom-
mission, nichts mit der Wirklichkeit zu
tun. Er verwies auf den „Info-Monitor“,
der täglich die Inhalte der wichtigsten
Nachrichtensendungen der großen TV-
Sender analysiere. Die Ergebnisse wider-
legten Kritiker, die auch den Informa-
tionssendungen der öffentlich-rechtlichen
Anstalten eine Tendenz zur Verflachung

und zu mehr Boulevard unterstellten. Laut
„Info-Monitor“ liege in „Heute“ und in
der „Tagesschau“, in den „Tagesthemen“
als auch im „Heute-Journal“ der Politik-
Anteil bei 50 Prozent. Demgegenüber
bewegten sich die Politik- und Wirt-
schaftsanteile in den News-Shows von
Sat.1 und RTL um die 20 Prozent. 

Auch aufgrund der hohen Verantwor-
tung des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks für die politische Meinungsbildung,
so folgerte Reitze, müssten  ARD und ZDF
künftig alle neuen mobilen und digitalen
Vertriebswege offen stehen. In diesem
Zusammenhang forderte er auch, die im
Rundfunk-Staatsvertrag festgelegte Ober-
grenze für die Internet-Aufwendungen
von ARD und ZDF abzuschaffen. Laut
Staatsvertrag dürfen ARD und ZDF nicht
mehr als 0,75 Prozent ihrer Ausgaben in
Online-Angebote investieren. Diese „fi-
nanzielle Deckelung“ beeinträchtige die
Entwicklungsgarantie für die Öffentlich-
Rechtlichen. Reitzes Forderung rief die
hierzulande üblichen Reflexe hervor. Kon-
servative Medienpolitiker und der Privat-
funkverband VPRT protestierten prompt
gegen die geplante „Online-Expansion“
von ARD und ZDF. 

Die Zeiten, da Hörfunk und Fern-
sehen eine gesellschaftliche Integrations-
funktion ausübten, sind in der digitalen
Ära offenbar definitiv passé. Die Angebots-
vielfalt wächst ins Unüberschaubare. Die
Möglichkeit, Medien zeit- und ortsun-
abhängig zu konsumieren, bringt einen
neuen Mediennutzertyp hervor. Birgit van
Eimeren, Leiterin der Medienforschung
beim Bayerischen Rundfunk, prognosti-
zierte den Übergang vom Broadcaster zum
„Ego-Caster“. Künftig werde es nach Auf-
fassung der „digitalen Propheten“ kaum
noch Medienkonsumenten geben, die
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rundfunk 

Neuer Typ 
Mediennutzer 
40 Jahre ARD / ZDF-Langzeitstudie 
„Massenkommunikation“

Bestnoten für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk
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Fernsehen und Hörfunk „line-
ar“ nutzten. Vielmehr werde
sich jeder je nach Gusto und
Zeitbudget sein Programm
selbst „komponieren“ und sein
eigener Programmdirektor
werden.

Voran getrieben wird diese
Entwicklung vor allem von
den so genannten „Trendset-
tern“. Als solche begreifen die
Kommunikationsforscher Me-
dienjunkies, die im Vergleich
zur Bevölkerungsmehrheit
überdurchschnittlich viele
moderne Medien nutzen.
Bernhard Engel von der ZDF-
Medienforschung, verweist auf
die Ausstattung der „Trendset-
ter“-Haushalte mit Personal 
Video Rekordern, mit drahtlo-
sen Netzwerken oder DSL, im
Audio-Bereich mit digitalen
Surround-Anlagen oder beim
Fernsehen auch noch mit
Flachbildschirmen. Bei dieser
Bevölkerungsgruppe ist der
Anteil nicht-linearen Medien-
konsums – etwa das zeitver-
setzte Kucken der „Tages-
schau“ oder die Nutzung von

MP3-Playern und iPods bereits
recht hoch. Stefan Jenzowsky,
Kommunikationsstratege der
Siemens AG, reichte dieser
pragmatische Ansatz nicht aus.
Er interessiert sich für konkrete
Veränderungen im Nutzungs-
verhalten der Trendsetter. Et-
was solche, „die blogs nutzen,
die blogs selber schreiben, die
iPods zum Podcasten selbst
nutzen“. Diese in der Regel
recht jungen Menschen wiesen
ein völlig verändertes Profil der
Mediennutzung auf. Für diese
Gruppe habe der Umgang mit
Medien viel mit „Do it your-
self!“, mit „selbst die Medien
gestalten“ zu tun. Ältere Leser
werden sich erinnern: Bertolt
Brecht träumte einst von ei-
nem Rundfunk, der sich aus ei-
nem reinen Distributionsappa-
rat in einen Kommunikations-
apparat verwandelt. In fünf
Jahren lässt sich vielleicht
überprüfen, ob die Erfüllung
dieses Traums näher rückt.
Dann erscheint das nächste
Kapitel der ARD-ZDF-Langzeit-
studie. Günter Herkel ■
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In einem Brief an die zuständi-
gen Ministerpräsidenten der
Länder haben die In ver.di or-
ganisierten Selbstständigen ge-
gen die ab 2007 vorgesehene
Rundfunkgebühr für internet-
fähige Computer protestiert.
Die Rundfunkgebühr sei unge-
recht, weil sie das Arbeitsmittel
PC um 204,36 Euro jährlich
verteuere. In den allermeisten
Fällen werde der PC nicht zum
Radio- und Fernsehempfang
genutzt. Ein internetfähiger PC
sei für die Arbeit von Selbst-
ständigen aber unverzichtbar. 

Als eine krasse Benachteili-
gung allein arbeitender Selbst-
ständiger sehen es die ver.di-
Vertreter zudem an, dass Be-
triebe mit Tausenden PC-Ar-
beitsplätzen die selben 204,36
Euro pro Jahr an die GEZ zah-
len sollen, wie ein Solo-Selbst-
ständiger. „Wir wollen, dass
der öffentlich-rechtliche Rund-
funk angemessen finanziert

wird. Aber es muss dabei sach-
gerecht zugehen“, erklärte der
stellvertretende ver.di-Vorsit-
zende Frank Werneke. Die
internetfähigen PC‘s und dem-
nächst auch das Handy-TV
zeigten, dass die bisherige rein
gerätebezogene Rundfunkge-
bühr überdacht werden müsse.

Werneke: „Man kann in-
zwischen mit vielen elektroni-
schen Geräten nicht nur rech-
nen, schreiben, organisieren
oder kommunizieren, sondern
auch Fernsehen und Radio
empfangen. Die Gebühr auf
Internet-PC‘s muss deshalb
ausgesetzt werden, bis eine
sachgerechte Lösung gefunden
ist.“ ■

Der Brief der ver.di-Bundeskom-
mission Selbstständige (BKS) an
den Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz (NRW) Jürgen
Rüttgers, ist abrufbar unter
http://selbststaendige.verdi.de

GEZ-Gebühr auf 
Internet-PC‘s aussetzen
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Seit fünf Jahren gehören die Jugendmedien-
tage zum Kalender der Jugendpresse
Deutschland. Nach Schwerin, Köln, München
und Hamburg war vom 18. bis 21. Mai die
Hauptstadt Berlin an der Reihe. Dort ver-
sammelten sich die 600 Jugendlichen zwi-
schen 15 und 25 Jahren nicht in irgendeinem
Kongresssaal, sondern im Reichstag, einge-
laden vom Bundestagspräsidium und unter-
stützt von vielen Partnern wie der Bundes-
zentrale für politische Bildung und der Deut-
schen Journalistinnen- und Journalisten-
Union (dju) in ver.di.

Dreimal so hoch war die Zahl derjenigen,
die an der Veranstaltung mit dem Titel
„Jugend & Politik – (K)Ein Auslaufmo-
dell?!“ teilnehmen wollten. Dabei war die
Hürde diesmal höher als bisher: Die Kan-
didatinnen und Kandidaten mussten ei-
nen Beitrag zum Thema „Die Welt in 20
Jahren“ einreichen. Eine Jury hatte dann
die Qual der Wahl. Von bitterer Enttäu-
schung der Erfolglosen berichtete Christi-
an Beilborn, einer von zwei Vorstands-
sprechern der Jugendpresse. Dennoch soll
die Teilnehmerzahl auch künftig bei 600
Jugendlichen bleiben, um die Jugendme-
dientage nicht in die Unübersichtlichkeit
ausufern zu lassen. Ein hohes Ziel hat sich
die Jugendpresse für das kommende Jahr
daher beim Tagungsort gesetzt: Nach dem
Bundestag in Berlin soll nun das Euro-
päische Parlament in Brüssel als Gastgeber
gewonnen werden. 

Für die Glücklichen, die es nach Ber-
lin geschafft hatten, begannen die Jugend-
medientage in der alten Akademie der

Künste mit einer Vielfalt an Möglichkei-
ten, sich zu informieren, von denen eifrig
Gebrauch gemacht wurde. Die dju-Vertre-
terinnen hatten am Ende des Abends je-
denfalls nicht mehr viel Restmaterial von
ihrem Infostand zu verstauen. Zum Auf-
takt hatten die Organisatoren vier Me-
dienleute eingeladen, die sich eine lange
und hitzige Diskussion über den Einfluss
der Kunst auf die Politik lieferten: Zusam-
men mit dem frisch gewählten Akademie-
Präsident und Poster-Satiriker Klaus Staeck
saßen der Journalist Günter Wallraff, der
frühere Universal-Chef und Gründer des
Radios „Motor FM“ Tim Renner sowie der
Aktionskünstler Christoph Schlingensief
auf der Bühne. Geredet und manchmal
eher gebrüllt wurde dann über den Wert
der 68er-Generation, über verflachenden
Journalismus, Schlingensief: „Hape Kerke-
ling als Königin Beatrix ist der Günter
Wallraff von heute“, über die Demokratie,
Wallraff: „Glaubt doch nicht, dass unsere
Demokratie für immer gesichert ist“,
Staeck: „Das schlimmste, was der Demo-
kratie passieren kann, ist, dass sie an Lan-
geweile stirbt“ und die Wirtschaft, die „gar
nicht intelligent genug ist, um die Ver-
schwörungstheorien, die man ihr an-
hängt, zu erfüllen“ (Renner).

Fuß fassen im Journalismus

Am nächsten Tag ging es im Bundes-
tag ruhiger zu, trotz der Debattenthemen
Kongo-Mission der Bundeswehr und Erhö-
hung der Mehrwertsteuer. Damit alle 600
Jugendlichen pünktlich zum Gespräch
mit den Fraktionen und auf die Besucher-
tribünen des Plenarsaals kamen, hatte der
Wecker im großen Mattenlager in der
Max-Schmeling-Halle bereits um halb
sechs geklingelt. Zum eigenen Erstaunen
klappte alles wie am Schnürchen. Im
Bundestag stießen die angehenden Me-
dienmacher dann auf 370 junge Leute aus
den USA, die gerade an einem parlamen-
tarischen Austauschprogramm teilnah-
men. Und für alle hat die Suppe nicht ge-
reicht. Dafür tat sich der Mediennach-
wuchs am Abend im Axel-Springer-Haus
an Nudeln, Pommes frites, Currywurst
und an hunderten von Bananen gütlich

und durften eine Recherche starten, wo
man die Schalen wieder los wird, um vor
der anschließenden Diskussion „Fuß fas-
sen im Journalismus“ nicht ins Rutschen
zu geraten.

Hunger auf den Beruf

Auf dem Podium saßen Ulrike Win-
kelmann von der taz, Wulf Beleites, freier
Journalist aus Hamburg und Mitglied des
dju-Bundesvorstands, Knut Teske, Leiter
der Axel-Springer-Schule, Gerhard Kothy,
RBB-Hörfunkkoordinator und Vorsitzen-
der des neuen Berliner DJV-Verbandes so-
wie Professor Christoph Fasel, Leiter der
Henri-Nannen-Schule. In dieser Runde er-
gab sich eine so eindeutige Ablehnung der
Medien- und Kommunikationswissen-
schaften sowie der Publizistik als Grundla-
ge für den Journalistenberuf, dass sich aus
dem Saal lautstarker Protest der dort Im-
matrikulierten meldete. Nicht einmal der
Professor in der Runde verteidigte diese
Studien: „Wir haben an den Journalisten-
schulen viel Mühe, den Schülern die Ma-
rotten der Professoren wieder abzugewöh-
nen“, erklärte Fasel, der betonte, er habe
die Leitung der Henri-Nannen-Schule nur
übernommen, nachdem ihm versichert
wurde, dass es keine Akademisierung der
Ausbildung geben werde. Fremdsprachen
und Regionalstudien empfahl Kothy.
Auch Beleites plädierte für eine andere

Günter Wallraff, Tim Renner, Klaus Staeck
und Christoph Schlingensief (v.l.n.r.)

Vom Kongress ins ARD-Studio

Bundestag, Berlin 
und Bananen
Jugendmedientage: „Jugend & Politik – (K)ein Auslaufmodell“
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Studienfachwahl. Er selbst habe in vieles
von der Germanistik bis zu Sinologie, So-
ziologie, Jura und Türkeistudien hineinge-
schnuppert und profitiere bis heute von
seiner „gesunden Halbbildung“, die es
ihm erlaube, Sachverhalte schnell ein-
schätzen zu können.

Zu den Berufsaussichten befragt,
schilderte Beleites die für viele Freie nicht
einfache Lage: „Um Journalist werden zu
wollen, muss man Hunger nach dem Be-

ruf haben, aber manchmal hat man dann
im Beruf auch Hunger.“ Zur Notwendig-
keit für viele Freie, das Leben finanziell
durch PR-Arbeit abzusichern, zeigte sich
„Netzwerk-Recherche“-Mitglied Fasel nicht
so apodiktisch wie der fünfte Satz im „nr-
Medienkodex“, wo es heißt: „Journalisten
machen keine PR.“ Eine saubere Trennung
von Journalismus und PR sei nötig, darin
waren sich Fasel und Beleites einig. Fasel
meinte zu der „nr“-Forderung: „Dies ist nor-
mativ gesetzt. Auf die Ausführungsbestim-
mungen bin ich schon selbst gespannt.“

politik orange jetzt auch als Radio

Doch die Jugendlichen waren bei die-
sen Jungendmedientagen nicht nur Zuhö-
rerinnen und Zuhörer zahlreicher Diskus-
sionsrunden, sondern selbst in Workshops
und in den Redaktionen vieler Berliner
Medien aktiv. Die Redaktion der eigenen
politik orange war mit 50 Leuten so groß
wie noch nie, galt es doch diesmal, nicht
nur die Zeitschrift auf die Beine zu stellen,
sondern auch Radio zu machen: Die Er-
gebnisse gibt es als Podcast auf www.poli-
tikorange.de.

Zum krönenden Abschluss der Me-
dientage nahmen die Jugendlichen auf

den Sesseln der Abgeordneten im Plenar-
saal Platz – wohin sonst nicht einmal die
Referenten der Abgeordneten gelangen,
wie Björn Richter bemerkte, der die ganze
Operation vom Büro der Bundestagsvize-
präsidentin Susanne Kastner aus geleitet
hatte. Nach einem letzten – und diesmal
reichlichen – Essen im Bundestag zogen
die Teilnehmer ihre mit Gedrucktem voll
gepackten Trolleys in Richtung Bahnhof.
Zurück blieben die Organisatoren zum
Aufräumen. „Glücklich und müde“, wie es
Vorstandssprecher Sebastian Olényi für
alle zusammenfasste.

Susanne Stracke-Neumann ■

Debatte um 
Berufsaussichten „im Parlament“

➧ Aktion für Guadalupe de Heredia, Ecuador
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Pressesprecherin wegen Konflikt mit Ölkonzern bedroht

Guadalupe de
Heredia

Pressesprecherin zu sein ist normalerweise nicht besonders ge-
fährlich. Doch bei Guadalupe de Heredia ist das anders. Sie spricht
für eine Gruppe von Rechtsanwälten, die indianische Gemein-
schaften bei einem Rechtsstreit mit dem transnationalen Ölkon-
zern „ChevronTexaco“ vertritt. Guadalupe de Heredia sorgt für
Öffentlichkeit in einem Fall, den der Konzern und auch Teile der
Politik vermutlich lieber nicht so publik hätten.
Dabei geht es um Umweltverschmutzung, zurückzuführen auf
jahrzehntelange Ölbohrungen in der Region Sucumbios im Nor-
den Ecuadors. Das Unternehmen „Texaco,“ das 2001 mit „Chev-
ron“ zu dem Konzern „ChevronTexaco“ fusionierte, bohrte dort
fast 30 Jahre lang nach Öl. Laut der gegen das Unternehmen an-
gestrengten Zivilklage hat die Ölfirma in dieser Zeit krebserre-
gende Abfallstoffe in ungesicherte Erdgruben gekippt statt sie
ordnungsgemäß zu entsorgen. Das Verfahren findet vor dem
Obersten Gericht der Provinz Sucumbios in Lago Agrio statt. Nicht
zuletzt wegen der Öffentlichkeitsarbeit von Guadalupe de Here-
dia berichten die Medien immer wieder über den Prozess.
Offenbar ist ihre Arbeit einigen Menschen deshalb ein Dorn im
Auge. Einschüchterungen und gewalttätige Übergriffe bestimmen
inzwischen genauso den Alltag von Guadalupe de Heredia wie
Gerichtsakten. Am 29. April versuchte ein Lastwagen ohne Num-
mernschilder ihren Wagen in den Straßengraben zu drängen.
Wenige Tage zuvor war eine Freundin, die man offenbar mit der
Pressesprecherin verwechselt hatte, angegriffen worden, als sie
die Wohnung von Guadalupe de Heredia in der Hauptstadt Quito
verließ. Ein Mann schlug ihr auf den Kopf, der andere stahl ihr 

Notizbuch. Wertsachen und der Schmuck interessierten nicht.
Mit Übergriffen dieser Art soll offenbar auch das Team der
Rechtsanwälte eingeschüchtert werden. Fünf von ihnen haben
ebenfalls Drohungen erhalten. Weder Guadalupe de Heredia noch
die Juristen haben nach Kenntnis von Amnesty International bis-
her Polizeischutz erhalten.

Was können Sie tun?
Schreiben Sie an den ecuadorianischen Innen- und Justizminister
und fordern Sie geeignete Schutzmaßnahmen für Guadalupe de
Heredia. Dringen Sie auf eine unabhängige Untersuchung der
Übergriffe und darauf, dass die Täter vor Gericht gestellt werden.
Schreiben Sie in auf Spanisch, Englisch oder Deutsch an:
Dr. Felipe Vega de la Cuadra
Ministro de Gobierno, Policía, Justicia, Cultos y Municipalidades
Ministerio de Gobierno y Policía, Benalcázar y Espejo
Quito – ECUADOR – Telefax: 00 593- 2-228 2770 
(kombinierter Telefon- und Faxanschluss: „Tono de fax, por favor“) 

Senden Sie eine Kopie Ihres Schreibens an:
Kanzlei der Botschaft der Republik Ecuador
Herr Diego Fernando Morejon Pazmino
Geschäftsträger a.i., Gesandter
Kaiser-Friedrich-Straße 90
10585 Berlin
Telefax: 030 / 3478 7126, E-Mail:
kanzlei@botschaft-ecuador.org

internationales
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M | In Europa geht ein „Geist“ um: David
Montgomery. Der Name des britischen Mana-
gers ist ein Symbol für Private Equity-Kapital,
das verstärkt in den Mediensektor einsteigt,
u. a. in die deutsche Zeitungsbranche. Was sind
Ihre Erfahrungen mit Herrn Montgomery?

CHRIS MORLEY | David Montgomery wurde
zunächst als Chefredakteur eines Boule-
vardblatts bekannt, das heute nicht mehr
existiert, aber Vorreiter beim Einsatz neuer
Technologien war, die den Drucker-
gewerkschaften in den 80er Jahren schwer
zu schaffen machte. Später ging er in die
Führung des Daily Mirror und war als Ma-
naging-Director für ein rüdes Kostensen-
kungsprogramm im Umfeld des Maxwell-
Skandals zuständig. So hat er zum Beispiel
über Nacht 200 freie Journalisten, die regel-
mäßig für die Zeitung arbeiteten, gefeuert. 

In dieser Zeit wurde auch meine Zei-
tung als Teil der Midland Independent
Newspapers von der Mirror-Gruppe über-
nommen. Glücklicherweise fusionierte
kurz darauf die Mirror Gruppe mit einem
anderen Zeitungsverlag zur Trinity Mirror
Group und Montgomery überlebte nicht
lange auf seinem Posten. So sind meine
persönlichen Erfahrungen mit Montgo-
mery begrenzt, aber in der Zeit hab ich ihn
als kalten Fisch kennen gelernt, der mit
kaum einem anderen Menschen warm
wird. Er war an der finanziellen Seite des
Mediengeschäfts interessiert, nicht an der
journalistischen.

Nun taucht Montgomery besonders
im Zusammenhang mit verschiedenen Ka-
pital-Fonds auf, ist aber im britischen Me-
dienmanagement nicht aktiv. Ich glaube,
das hat was mit seinem ziemlichen
schlechten Ruf hierzulande als Zeitungs-
manager zu tun. Das hindert Montgomery
offenbar aber nicht daran, es in anderen
Märkten zu versuchen, wo er die Leute mit
seinen Methoden noch überraschen kann. 

M | Für Journalisten und Verlagsangestellte
in Deutschland ist das Phänomen, dass inter-
nationales Kapital wie VVS und Montgomery
im Pressemarkt agiert, ziemlich neu. In wel-
cher Weise beeinflusst das – nach den NUJ-
Erfahrungen – das Klima in der Branche und
in einzelnen Verlagen? 

MORLEY | Ich denke, ihr müßt damit rech-
nen, dass sich die bisherige Branchen- und
Unternehmenskultur mit den neuen In-
vestoren und ihrem Management drama-
tisch ändert. Das ergibt sich folgerichtig
aus dem Zweck solcher Firmenkonstruk-
tionen, die nur auf Geldvermehrung und
hohe Renditen setzen – egal was sie öf-
fentlich bekunden. Im Endeffekt werden
sie rücksichtslos mit allem und jedem um-
gehen, der diesen Zielen im Wege steht.
Das gehört zu Montgomerys Stil: Er duldet
keine Gewerkschaftsstrukturen, die sein
Renditeprogramm stören und wird des-
halb ein Klima der Angst schaffen. Die Fol-
ge sind Personalabbau und Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen – nicht so-
fort und mit großen Vorankündigungen,
aber so nach und nach. 

M | Montgomery argumentiert, dass Rendite-
steigerungen auf 20 Prozent und mehr ohne
sinkende journalistische Qualität und ohne
Stellenabbau möglich sind. Ist das realistisch?

MORLEY | Das hängt davon ab, wie hoch
die Profitmargen im Moment sind. Wenn
sie jetzt schon bei 19,5 Prozent liegen, ist
das durchaus möglich. Aber im Ernst: 
Die Kostensenkungen waren und sind in
Großbritannien stark von den technisch-
technologischen Entwicklungen und Mög-
lichkeiten geprägt. Zu Zeiten von Montgo-
mery beim Boulevardblatt Today begann
es im Druckbereich, erfasste dann alle Ver-
lagsbereiche. Inzwischen ist das Manage-
ment der britischen Zeitungen zuneh-
mend gewillt, auch Journalistenjobs zu

streichen. So haben bei meiner eigenen
Zeitungsgruppe Trinity Mirror die natio-
nalen Titel eine Profitmarge von über 
20 Prozent. Bei den Regionaltiteln, für die
ich arbeite, sind es 34 Prozent. Allein in
der Redaktion in Birmingham haben wir
in den letzten drei Jahren mit sechs ver-
schiedenen Einsparungsprogrammen ge-
kämpft.

M | Journalistengewerkschaften setzen be-
sonders auf redaktionelle Unabhängigkeit als
Voraussetzung für Pressefreiheit und wollen
dies durch Redaktionsstatute etwa bei der 
Berliner Zeitung absichern. Wie geht die NUJ
mit der inneren Pressefreiheit um?

MORLEY | Im Pressebereich ist der Guardi-
an ein gutes Beispiel, wo die Belegschaft
etwa über den Chefredakteurs-Kandidaten
abstimmen kann. Landesweit und generell
gibt es jedoch keine Regelungen, diese Fra-
gen werden von einzelnen NUJ-Gruppen
von Fall zu Fall geklärt. Ein gutes Beispiel
war die Forderung des Daily Express-Besit-
zers Richard Desmond nach permanenter
Anti-Asyl-Berichterstattung und entspre-
chenden Stories. Die Express-NUJ-Gruppe
hat dann geeignete Maßnahmen unter-
nommen, um ihre Mitglieder davor zu be-
wahren, Lügen verbreiten und Hass mit
ihrer Arbeit säen zu müssen. 

M | Welche Ratschläge können Sie den Kolle-
gen in Berlin und Hamburg geben, die derzeit
mit VVS / Montgomery umgehen müssen und
wie kann die NUJ helfen?

MORLEY | Haltet zusammen, glaubt nicht
den beschwichtigenden Worten und
unterstützt die Arbeitnehmervertreter.
Mobilisiert alle Bereiche, auch in der Ge-
werkschaft. Widersteht allen Kürzungs-
versuchen, Verzichtsvorschlägen und ers-
ten Stellenstreichungen, denn sie wollen
nur testen, wie weit sie gehen können.
Versucht, die Öffentlichkeit und Politiker
für eure Sache zu interessieren, damit sie
die Motive des Managements hinterfragen
und auf Qualitätsjournalismus drängen.
Stärkt die Verbindungen zu anderen Ge-
werkschaften, auch in anderen Ländern,
mit ähnlichen Interessen und mit entspre-
chenden Erfahrungen.

So sollten deutsche und britische Ge-
werkschafter ihre Kooperation auf allen
Ebenen ausbauen. Die Betriebsräte müss-
ten eng zusammenarbeiten und es wäre
sehr hilfreich, wenn sich Kollegen bei
Besuchen kennen lernen, ständig Infor-
mationen austauschen. Das ist wichtig,
um gemeinsame Strategien und Aktivitä-
ten zu entwickeln – neben der internatio-
nalen Kooperation in der IFJ / EFJ und der
Lobbyarbeit auf EU-Ebene.

Das Gespräch führte Marcus Rudolph ■
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Solidarität gegen
Rendite-Jagd
Chris Morley, neuer NUJ-Präsident, über „Heuschrecken“ in der Presse 

www.nuj.org.uk: Chris Morley setzt auf
„Jobs und Qualität“



Die Touristenstadt Marmaris hatte Medien-
leute aus ihren Partnerstädten zu einem
Journalistentreffen an die türkische Mittel-
meerküste eingeladen. Für die Gäste aus
Russland, Turkmenistan, Litauen, Deutsch-
land (Fürth), Griechenland und Israel eine
gute Gelegenheit, Kontakte zu knüpfen und
sich über die Arbeitsbedingungen in den ein-
zelnen Ländern auszutauschen.

Ein alter Journalistenwitz machte die Run-
de: Treffen sich ein amerikanischer und
ein russischer Redakteur. Sagt der Ameri-
kaner: „Wir haben Pressefreiheit: Ich kann
über unseren Präsidenten Bush schreiben,
was ich denke.“ Der Russe: „Dann haben
wir auch Pressefreiheit: Ich kann auch
über Bush schreiben, was ich denke.“

Zwar waren keine US-Medienleute in
Marmaris dabei, sehr wohl aber russische.
Und wenn man den Kollegen glaubt,
dann liegt in Russland noch einiges im
Argen mit der Freiheit. Nicht nur bei den
Medien: Das Fernsehteam aus Dzerjinski,
einer 30.000-Einwohner-Stadt im Dunst-
kreis von Moskau mit eigenem Kabel-TV-
Sender, war hin- und hergerissen zwischen
der vor Ort konkret erfahrenen Meinungs-
freiheit (siehe Kasten) und der offensicht-
lich weiterhin vorhandenen Macht der
Banden in ihrem Heimatland. Wenige
Wochen vorher war ihr Bürgermeister Vic-
tor Dorkin von einem Killerkommando er-
mordet worden. Es geschah auf dem
Heimweg von einer Fernsehdiskussion,
eine Situation, in der Dorkin glaubte, auf
Bodyguards verzichten zu können. Dorkin

habe sich persönlich gegen Korruption
eingesetzt, berichtete Andrey Esakov von
Ugresh-TV. Man merkte den russischen
KollegInnen an, dass sie mit einer latenten
Angst arbeiten müssen: Die offiziell pro-
klamierte Meinungsfreiheit wird von kor-
rupten Wirtschaftsbossen und Politikern
eben nicht akzeptiert. Dennoch: „Body-
guards brauchen wir noch keine“, so An-
drey Esakov. Die Mehrheit der Verantwort-
lichen sei demokratisch. Sie kämen häufig
in der Lokalzeitung Ugresh News, im
Ugresh-TV- oder im Radiosender zu Wort.
Auch Ali Acar, der Bürgermeister von Mar-
maris ist ständig mit Leibwächtern unter-
wegs: Sein Kampf gegen illegale
Ladengeschäfte finde nicht nur Freunde,
berichteten Marmariser Journalisten.

Gegen fremde Medienmacher konn-
ten die knapp 20 Gastjournalisten keiner-
lei Aversionen in Marmaris erkennen. Im
Gegenteil: Als unter tänzerischer Leitung
der erkennbar israelischen Kollegen aus
Ashkelon das jüdische Friedenslied „Hava,
Nagila Hava“ mitten in der Nacht auf dem
Hauptplatz vor dem Atatürk-Denkmal an-
gestimmt wurde, gab es Beifall von Pas-
santen, keinerlei kritische Bemerkungen.
Und auch der griechische Kollege Spiros
Garos aus Fürths Partnerstadt Xylokastro
wurde mit offenen Armen empfangen: Sir-
taki mitten in der Türkei. Nichts war zu
spüren vom immer noch nicht ausgestan-
denen Streit zwischen den beiden Nach-
barländern.

„Brücken bauen zwischen Journalis-
ten“ war das Treffen überschrieben. Doch

es ging nicht nur um Verbrüder- und Ver-
schwesterung zwischen Berufskollegen:
Auch über die Möglichkeiten der Medien,
die Welt zu verändern, wurde diskutiert.
„Wir sollten über mangelnde Ausbildung
schreiben: Ausgebildete Leute haben ein
gutes Einkommen“, schlug beispielsweise
Murat Ersan vom Monatsmagazin Marma-
ris Life vor. „Ungebildete Leute kennen ihre
Rechte nicht und können sie nicht durch-
setzen“, seien also von anderen abhängig
und damit benutzbar, meinte Ersan mit
Blick auf die Mehrheit der wenig schulge-
bildeten Landbevölkerung in der Türkei.

In den Diskussionen wurde auch
deutlich, dass sich viele türkische Journalis-
ten-KollegInnen ihrer große Mitverant-
wortung für die Aufklärung der vielen Be-
völkerungsgruppen ihres Landes bewusst
sind. „Im Jahr 2000 setzte eine starke De-
mokratiebewegung in der Türkei ein. Seit-
dem haben wir mehr Freiheit“, erklärte
dazu Necdet Özaktin vom Lokalfernseh-
sender „Channel 48 TV Marmaris“. Und
bei der Wahl im nächsten Jahr werde wie-
der eine weniger islamistische Regierung
an die Macht kommen, waren sich die tür-
kischen Journalisten sicher.

Heinz Wraneschitz ■
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➧ Gewerkschaft – ein Muss
Seit über 40 Jahren arbeitet Mehmet Emin Ber-
ber (Foto) nun bereits als Journalist. Und seit
1991 gibt er eine lokale Tageszeitung heraus:
Cagdas heißt sie, hat eine verkaufte Auflage
von 500 Exemplaren, davon 300 Abonnenten.
Für den altgedienten Journalisten und Verle-
ger gilt: „Alle Mitarbeiter müssen in der Ge-
werkschaft sein!“ Dabei nimmt er sich selbst
nicht aus. Der Verleger der profilierten Lokal-
zeitung tut für seine Mitarbeiter mehr, als
vom Tarifvertrag gefordert wird: „Das dreifa-
che Mindestgehalt“ zahle er seinen sechs
weiblichen und vier männlichen Mitarbeitern.
Vier davon sind Redakteure.
Auch in den beiden anderen Marmariser Lo-
kalzeitungen, die täglich erscheinen, ist Da-
beisein in der Gewerkschaft Pflicht, ist zu hö-
ren. Und: „Bei uns geht’s gemeinsam in die
Disco“, verrät Verleger Temel Irmak von Gün-
dem (Auflage 1000, acht Angestellte, davon
vier Journalisten), natürlich nach Produktions-
schluss. Heinz Wraneschitz ■

Das Ugresh-TV-Team in Mamaris mit Andrey Esakov (2.v.r.)

internationales



Guarani- und Tupiniquim-Indianer wollen in
Brasilien gegen die Zeitschrift Veja klagen.
Grund ist eine vierseitige, bebilderte Repor-
tage vom 29. März, in der das führende bra-
silianische Nachrichtenmagazin – mit einer
Auflage von mehr als einer Million Exempla-
ren – die Ureinwohner als „falsche Opfer“
bezeichnet. Doch „Veja lügt“, so Häuptling
Werá Kuaray.

Unter dem fett gedruckten Titel der Repor-
tage „As falsas Vítimas (Die falschen Op-
fer)“ zeigt Veja den Häuptling zusammen
mit neun anderen Caciques und Repräsen-
tanten der Guarani- und Tupiniquim-Dör-
fer im Bundesstaat Espirito Santo, wie sie
vor den Toren der Zellulose-Fabrik von
Aracruz gegen die Zerstörung ihres Landes
durch Eukalyptusplantagen zur Produk-
tion von Klopapier protestieren. Werá Ku-
aray: „Wir sind nicht die falschen Opfer.
Aracruz zerstörte unser soziales Leben, hat
uns die Freiheit genommen und die intak-
te Natur, die unsere Lebensgrundlage bil-
dete.“

Der Häuptling ist umso mehr empört
über das Nachrichtenmagazin, weil es
nicht ein einziges Wort darüber verliert,
dass bei der jüngsten friedlichen Protest-
aktion gegen Aracruz 13 Indianer teilweise
schwer verletzt wurden. Die Guarani und
Tupiniquim hatten im vergangenen Jahr
einen Teil des zurückgeforderten Landes
besetzt und zwei traditionelle Dörfer da-
rauf errichtet. Am 20. Januar 2006 räumte
dann die Staatspolizei – auf Geheiß von
Aracruz – mit massiver Gewaltanwendung,
Tränengas und Gummigeschossen die bei-
den Dörfer und zerstörte die Hütten.

Der Veja-Bericht verunglimpft aber
noch weitere indi-
gene Völker Brasi-
liens, wie die Wai-
miri-Atroari, die Xi-
krin, Gavião oder
die Tuxá. Er stellt
die Ureinwohner
als skrupellose Pro-
fiteure von Groß-
staudämmen, Roh-

stoffausbeutung und anderen, den Regen-
wald zerstörenden Industrieprojekten vor;
als Großgrundbesitzer, die sich die Ta-
schen mit den Entschädigungszahlungen
der Industrie voll stopften und gar nicht
genug davon kriegen könnten. Dabei
scheuten die Veja-Reporter, José Edward
und Leonardo Coutinho, auch nicht da-
vor zurück, Experten falsch zu zitieren.
Dies zumindest ist im Fall des von ihnen
angeführten, international angesehenen
Anthropologen Stephen G. Baines von der
Universität Brasilia belegt. „Das angebli-
che Zitat von mir ist eine Falschinterpreta-
tion meiner Aussagen“ so Baines in einer
schriftlichen Stellungnahme. Der Anthro-
pologe distanziert sich deutlich vom Veja-
Bericht, der „frontal die Rechte der indige-
nen Völker angreift und in unverschämter
Weise die Interessen der großen Firmen an
den Indianerreservaten verteidigt.“

Die offensichtliche „Propaganda“ des
Nachrichtenmagazins gegen Brasiliens tra-
ditionelle Völker ist aber kein Einzelfall,
sondern eher Methode. Veja und andere
führende Medien Brasiliens konstruierten
„Wahrheiten“ über die Ureinwohner, um
die traditionellen und vom Staat Brasilien
anerkannten Rechte der indigenen Völker
in Frage zu stellen, wie die Wissenschaftle-
rin Maria José Alfaro Freire von der Uni-
versität Rio de Janeiro im Jahr 2000 exem-
plarisch am Fall „Paiakan“ dokumentierte.

Ende der 1980er Jahre war der Kaya-
pó-Häuptling Bepi Gorotire (Paulinho)
Paiakan in den westlichen Medien zum
Idealbild des um die Rettung des Amazo-
nasregendwaldes kämpfenden Indianers
aufgestiegen. Klaus Töpfer, der Chef des
Umweltprogramms der Vereinten Natio-
nen (UNEP) ehrte ihn 1990 mit dem Glo-
bal 500-Umweltpreis, was der gesamten
Indianerbewegung in Brasilien großen
Aufschwung verlieh. Die erste UN-Um-
weltkonferenz (UNCED) in Rio de Janeiro
1992 sollte schließlich eine internationale
Bühne für die Anliegen der indigenen Völ-
ker des Amazonasstaates werden. Doch
pünktlich zur „Rio 92“ demontierte Veja
den Kayapó-Häuptling national und inter-
national mit der fragwürdigen Titelstory
„O Selvagem (Der Wilde)“, die Paiakan als
brutalen Vergewaltiger vorverurteilte.

„Die Veja-Geschichte zusammen mit
den folgenden Fernsehberichten von
O Globo führten dazu, dass sich die In-
dios während der Rio 92 nicht mehr auf
die Straße trauten“, erinnert sich die So-

ziologin Márcia Gomes de Oliveira, die
während der Umweltkonferenz im Global
Forum das Seminar „500 Jahre indigener
Widerstand in Amazonien“ organisierte
und die dazu angereisten Indianervertre-
ter und Häuptlinge betreute. „Die Bevöl-
kerung Rios, die zuvor positiv gegenüber
den indigenen Völkern eingestellt war
und die Häuptlinge mit großer Sympathie
empfangen hatte, sah plötzlich alle Indios
als Vergewaltiger an und beschimpfte sie,
wo immer sie sich blicken ließen.“

Die brasilianischen Massenmedien
wiederholten die Story der – auch zu die-
sem Zeitpunkt längst noch nicht bewiese-
nen – angeblichen, brutalen Vergewalti-
gung einer jungen, „weißen“ Frau durch
Paiakan zwei Monate lang wieder und wie-
der, kritisiert die Anthropologin Alcida
Rita Ramos von der Universität Brasilia.
Dabei zeigten sich weder Veja noch der
Rest der Medien von dieser ungerechten
Vorverurteilung beunruhigt.

Dem Mediendruck zum Trotz wurde
Paiakan 1994 wegen Mangels an Beweisen
zunächst freigesprochen. Erst nach Inter-
vention durch das Ministerio Publico (Mi-
nisterium für öffentliche Angelegenhei-
ten) kam es 1998 in zweiter Instanz im
Bundesstaat Pará zum Schuldspruch. Zwei-
fel am Urteil der Justiz des von Groß-
grundbesitzern und Erzbergbauunterneh-
men geprägten Bundeslandes bestehen
allerdings bis heute. So ist einer der
Hauptzeugen gegen Paiakan just der Frau-
enarzt, den der Kayapó-Häuptling zuvor
selbst angeklagt hatte. Denn der Arzt hat-
te die Frau Paiakans ein Jahr zuvor, 1991,
während einer Unterleibsuntersuchung
ohne ihr Zugeständnis sterilisiert – eine
jahrelang von einigen brasilianischen
Frauenärzten in öffentlichen Krankenhäu-
sern ausgeführte Menschenrechtsverlet-
zung und Körperverstümmelung an india-
nischen Frauen sowie an Frauen der ver-
armten Bevölkerungsschicht.

Nichtsdestoweniger ist Veja noch
heute stolz auf die Demontage des Kaya-
pó-Häuptlings. Das Magazin führt die „er-
folgreiche“ Titelstory von 1992 unter dem
Titel „Desaba o Mito (Zerstörung eines
Mythos) auf seiner Website „30 Jahre
Veja“ ganz oben an. Der Bericht „As falsas
Vítimas“ erschien übrigens genau einen
Monat bevor sich der Guarani-Cacique
Werá Kuaray zusammen mit dem Tupini-
quim Paulo Henrique Vicente de Oliveira,
Koordinator von Brasiliens zweitgrößter
Indigenen-Organisation APOINME, zu ei-
ner Aufklärungstour nach Schweden und
Deutschland aufmachte, um dort gegen
den Import des Zellstoffs von Aracruz zu
protestieren und vor Investitionen in die
brasilianische Eukalyptusplantagen- und
Papierbranche zu warnen.

Norbert Suchanek ■
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Journalismus aktuell

ABP, München. 27. / 28. Juli: Lokal-
journalismus – Themenfindung.
16. bis 18. August: Hochschuljourna-
lismus.16. bis 18. August, aber auch
4. bis 6. Oktober: Kreatives Schreiben
für Fachzeitschriften. 11. bis 15. Sep-
tember: Sprache und Redigieren für
Zeitungen. 18. bis 20. September in
Kulmbach: Lokaljournalismus – Um-
welt. 18. bis 22. September: Wirt-
schaftsjournalismus. 21. / 22. Septem-
ber: Themenfindung. 25. bis 29. Sep-
tember: Recherche. 25. bis 29. Sep-
tember: Wissenschaftsjournalismus.
25. bis 29. September in Kulmbach:
Sprache und Redigieren für Fachzeit-
schriften. 9. bis 11. Oktober: Kreati-
ves Schreiben für Zeitungen.
ABZV, Bonn. 26. / 27. September in
Leipzig: Journalistische Sorgfalt und
Haftung. 11. bis 13. September: Effek-
tiv recherchieren. 19. bis 21. Septem-
ber: Schreib- und Redigierwerkstatt.
4. / 5. Oktober in Stuttgart: Sportjour-
nalismus.
AFP, Hamburg. 24. / 25. Juli: Journa-
lismus mit Nutzwert. 4. bis 6. Sep-
tember: Kreatives Schreiben. 6. bis 
8. September: Online-Recherche II.
8. September: Schreib-Coaching III.
6. / 7. Oktober: Blattkritik. 9. bis 11.
Oktober: Schreibwerkstatt Fachzeit-
schriften.
EMA, Berlin. 30. August bis 1. Sep-
tember: Überschriften kreativ texten.
13. bis 16. September: Recherchetrai-
ning. 11. bis 13. Oktober: Kreatives
Schreiben.
IFP, München. 22. bis 24. September:
Recherche intensiv.
JA, München. 4. bis 6. August: Krea-
tives Schreiben.
JSR, Essen. 20. bis 22. September /
4. bis 6. Oktober in Erfurt: Informatio-
nen erfolgreich beschaffen. 28. Sep-
tember in Hagen: Caroline und die
Folgen.
KLARA, Berlin. 25. bis 27. Septem-
ber: Texten und Redigieren.

Journalistische Themen 

ABZV, Bonn. 4. bis 6. September 
in Hannover: Der Haushalt einer Ge-
meinde.
APB, Tutzing. 15. / 16. September:
Ausverkauf der Meinungsvielfalt –
Medienkonzentration.13. bis 15. Okt-
ober: Kriege, Krisen, Katastrophen –
Medien im Ausnahmezustand.
EMA, Berlin. 28. September:

8. Berliner Mediengespräche.
FES, Bonn. 23. August: EU-Berichter-
stattung. 24. / 25. August: Interviews
führen mit politischen Mandatsträ-
gern. 4. bis 29. September: Informa-
tions- und Hospitanzprogramm im
Bundestag. 6. September: Menschen-
rechte. 9. bis 13. Oktober: Zuwande-
rung und Integration.
JSR, Essen. 25. / 26. September:
Kommunaler Haushalt.

Journalistische Formen

ADR, Rottenburg-Stuttgart.
7. bis 11. August: Kulturjournalismus.
4. bis 8. September: Wirtschaftsjour-
nalismus.
ABP, München. 24. bis 26. Juli: Nach-
richt und Bericht. 28. August bis 
1. September in Kulmbach: Meinungs-
beiträge. 4. bis 8. September: Kultur-,
Film- und Fernsehkritik. 18. bis 23.
September: Feature.
ABZV, Bonn. 7. / 8. September: Über-
schriften kreativ finden.
AFP, Hamburg. 25. August: Kleintex-
te. 25. bis 27. September: Print-Inter-
view. 18. bis 20. September: Kommen-
tar. 21. / 22. September: Ironie und
Humor.
APB, Tutzing. 11. bis 15. September:
Kommentar- und Glossenwerkstatt.
CMA, Wetzlar. 2. September: Der
perfekte Texteinstieg. 8. / 9. Septem-
ber: Zwischen Story und Reportage –
Feature. 29. / 30. September: Porträts
schreiben.

FES, Bonn. 18. bis 22. September:
Politiker-Porträts schreiben.
IFP, München. 10. bis 12. Septem-
ber: Porträt. 17. bis 20. September:
Reportage für Fortgeschrittene.
JA, München. 18. bis 20. September:
Von der Meldung zum Kommentar.
28. / 29. September: Headlines, Teaser,
Nachrichten.
JSR, Essen. 11. bis 13. September:
Reportage.
KLARA, Berlin. 7. / 8. September:
Reise-Reportage. 12. / 13. Oktober:
Das Interview.

Journalismus online 

ADR, Rottenburg-Stuttgart. 25. bis
29. September: Textdesign für Print-
und Online-Journalismus.

Layout / Infografik

ABP, München. 9. bis 13. Oktober:
Zeitschriftenlayout.
CMA, Wetzlar. 15. September: Zeit-
schriftengestaltung I.

Volontäre

ABP, München. 21. August bis 
1. September: Grundkurs II Zeitschrift.
28. August bis 15. September: Kom-
paktkurs I Zeitschrift. 9. bis 20. Okt-
ober: Grundkurs I Zeitung.
ABZV, Bonn. 14. bis 25. August:
Grundlagen journalistischer Arbeit 
C 2. 11. bis 22. September: Aufbau-
kurs AK III. 9. bis 20. Oktober: Grund-
lagen journalistischer Arbeit D 1.
AFP, Hamburg. 28. August bis 

22. September / 25. September bis 
20. Oktober: Kompaktkurs für Print-
Volontäre.
CMA, Wetzlar. 1. bis 3. September in
Marburg: Kongress für Nachwuchs-
journalisten.
EMA, Berlin. 29. / 30. September:
Vom Einstieg zum Aufstieg. 21. bis
23. September: Interviewtraining.
IFP, München. 15. bis 27. Oktober in
Augsburg: Grundkurs I Zeitung.
JSR, Essen. 17. /18. August, aber auch
7. / 8. September: Interview-Training.

Fotografie

ABP, München. 21. bis 25. August:
Fotojournalismus. 4. bis 6. Oktober:
Photoshop CS.
ADR, Rottenburg-Stuttgart. 21. bis
25. August: Bildjournalismus.
AFP, Hamburg. 28. bis 30. August:
Pressefotografie III – Bildauswahl.
JSR, Essen. 29. August: Photoshop
für Profis.

Hörfunk 

ABP, München. 11. bis 15. Septem-
ber in Kulmbach: Hörfunk.
AFP, Hamburg. 21. / 22. Juli: Talk mit
Hörern. 13. bis 15. Oktober: Radio-
werkstatt.
CMA, Wetzlar. 25. / 26. August: Auf-
baukurs Radio.
EMA, Berlin. 21. bis 23. September:
Sprechtraining. 9. bis 13. Oktober:
Feature-Werkstatt.
FES, Bonn. 11. bis 15. September:
Grundlagen des Hörfunk-Journalismus.
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➧ Kontakt zu den Seminaranbietern

CMA Fon 064 41 / 91 51 66,
www.cma-medienakademie.de
COP Fon 02 21 / 739 32 62,
www.dreamguidance.de
DJU Fon 030 / 886 641 06, www.dju-
berlinbb.de
EMA Fon 030 / 310 01 – 417,
www.evangelische-
medienakademie.de
FAZ Fon 069 / 759 120 76, www.se-
minare-faz-institut.de
FES Fon 02 28 / 883 32 – 5 / – 6,
www.fes.de
FHB Fon 040 / 399 099 31, www.film-
schule-hamburg-berlin.de
FM Fon 02 51 / 230 36 21, www.film-
werkstatt.muenster.de bzw. www.ma-
sterschool.dokumentarfilm.de

FUA Fon 040 / 450 20 90,
www.Frau-und-Arbeit.de
IFP Fon 089 / 54 91 03 – 0,
www.ifp-kma.de
ISFF Fon 030 / 200 927 442,
www.isff-berlin.de/isff/center.html
JA Fon 089 /167 51 – 06,
www.journalistenakademie.de
JSR Fon 02 01 / 804 19 61 oder -19
62, www.journalistenschule-ruhr.de
KLARA Fon 030 / 690 415 85,
www.KLARAberlin.de
MBW Fon 089 / 55 178 380,
www.mbwmedienberatung.de
NA Fon 040 / 41 13 – 28 42,
www.newsaktuell.de
PRO Fon 0331 / 721 21 81,
www.probabelsberg.de

ABP Fon 089 / 49 99 92 – 0,
www.akademie-bayerische-presse.de
ABZV Fon 02 28 / 259 00 – 0,
www.abzv.de
ADR Fon 0711 / 164 07 26,
www.seminarprogramm.info
AFP Fon 040 / 41 47 96 – 0,
www.akademie-fuer-publizistik.de
AM Fon 0211 / 436 901 50,
www.medienverband.de
APB Fon 081 58 / 256 – 0,
www.apb-tutzing.de
AR Fon 02191 / 79 40,
www.akademieremscheid.de
BET Fon 040 / 42 10 84 – 0,
http://bet.de
BKB Fon 05331 / 808 418,
www.bundesakademie.de

Die Adressen zu unten stehenden Kontakten sind im Internet abrufbar unter: http://mmm.verdi.de



service

Film & TV

ABP, München. 9. bis 13. Oktober:
Fernsehmoderation und -präsentation.
ADR, Rottenburg-Stuttgart. 31. Juli
bis 4. August: Elektronische Medien –
Schwerpunkt TV.
AM, Düsseldorf. 22. / 23. September:
TV-Berichte für Boulevard.
EMA, Berlin. 21. bis 23. September:
Sprechtraining.
FHB, Hamburg / Berlin. 21. bis 23.
Juli in Berlin: Produktion V – Endferti-
gung und Auswertung. 21. bis 23. Juli
in Hamburg: Charakteren Leben ein-
hauchen.
FM, Münster. 16. bis 22. Oktober /
Masterschool Dokumentarfilm.
ISFF, Berlin. 31. Juli bis 20. Oktober:
Musical-Auditions.

Film- & TV-Technik

AFP, Hamburg. 27. / 28. Juli: Digitaler
Videoschnitt (AVID).
BET, Hamburg. 22. bis 24. Septem-
ber: EB-Stereoton.

Public Relations

ABP, München. 2. bis 4. August:
Kreatives Schreiben für Pressestellen.
7. bis 11. August: Sprache und Redi-
gieren für Pressestellen. 16. bis 18.
August: Interviews geben. 21. bis 25.
August: Public Relations. 4. bis 15.
September: Grundkurs Public Rela-
tions. 18. bis 20. September: Kreati-
ves Schreiben für Pressestellen. 12. /
13. Oktober: Kreatives Schreiben für
Pressestellen – Aufbauseminar.
ADR, Rottenburg-Stuttgart. 9. bis
13. Oktober: Öffentlichkeitsarbeit / PR.
AFP, Hamburg. 27. / 28. Juli: Mitar-
beiterzeitschrift. 31. August bis 1.
September: PR-Werkstatt. 28. / 29.
September: Kampagnen mit Konzept.
BKB, Wolfenbüttel. 25. / 26. Septem-
ber: PR und Pressearbeit.
COP, Köln. 5. / 6. August in Hamburg,
7. / 8. August in Köln, 16. / 17. Sep-
tember in Köln, 12. / 13. Oktober in
Köln, 14. / 15. Oktober in Hamburg:
PR-Coaching – überzeugen durch au-
thentische Souveränität.
JA, München. 14. / 15. Oktober:
Pressemitteilung und -verteiler.
NA, Hamburg. 26. Juli in Stuttgart:
Die gute Pressemitteilung. 17. / 18.
August in München: Schreib- und 
Redigierwerkstatt. 24. / 25. August in
Berlin: PR-Konzepte für Einsteiger.
31. August bis 1. September in Berlin:
PR-Konzepte für Fortgeschrittene. 7. /
8. September in Frankfurt / Main: Kre-
atives Texten. 11. / 12. September in

Frankfurt / Main: Pressearbeit für Ein-
steiger. 11. / 12. September in Ham-
burg: Krisen-PR. 14. / 15. September
in Hamburg: Medientraining und Co-
aching – Der erfolgreiche TV-Auftritt.
14. / 15. September in Frankfurt /
Main: Finanzdienstleister in den Me-
dien – So inszenieren Sie Nachrich-
ten. 18. / 19. September: Pressearbeit
für den Mittelstand. 25. / 26. Septem-
ber in Stuttgart: Digitalfotografie für
Einsteiger. 27. September in Stuttgart:
Adobe Photoshop – Bildbearbeitung
für Pressestellen. 9. Oktober in Ham-
burg: Crashkurs Journalisten-Knigge.
12. / 13. Oktober in Hamburg: Presse-
arbeit für Fortgeschrittene.

Selbst- und 
Medienmanagement

ABP, München. 16. / 17. September:
MiR – PR und Öffentlichkeitsarbeit
für das eigene Medium. 28. Septem-
ber: Freie Journalisten – Selbstmoti-
vation und -vermarktung / Aufbau-
seminar. 29. September: Freie Journa-
listen – Soziale Absicherung / Aufbau-
seminar. 4. bis 6. Oktober: Rhetorik.
7. / 8. Oktober: MiR – Redaktionelles
Marketing und Zusatzgeschäfte.
ABZV, Bonn. 19. bis 21. September:
Mitarbeiterführung in der Redaktion.
28. / 29. September: Kreative Arbeits-
methoden für den journalistischen
Alltag.
AFP, Hamburg. 11. / 12. August:
Konfliktgespräche. 21. / 22. August:
Berufsfeld Moderation. 22. Septem-
ber: Einnahmen und Kosten. 23. Sep-
tember: Steuerseminar für Freie. 4. bis
6. Oktober: Rhetorik.
AR, Remscheid. 21. bis 25. August:
Interview, Statement, Argumentation
– Kommunikationskurs.
CMA, Wetzlar. 16. September: Von
der Idee zum eigenen Buch. 22. / 23.
September: Rhetorik II. 6. / 7. Okt-
ober: Präsentieren.
COP, Köln. 8. / 9. Juli in Oberhausen;
14. / 15. Juli in Hamburg; 12. / 13. Au-
gust in Köln; 23. / 24. August in Ham-
burg; 1. / 2. September in Köln; 16. /
17. September, 29. / 30. September in
Hamburg: Durch Einzelcoaching zu
Bestleistungen.
15. / 16. Juli in Köln; 13. / 14. Juli,
18. / 19. August in Hamburg. 11. / 12.
August, 8. / 9. September in Köln; 4. / 5.
September, 9. / 10. Oktober in Ham-
burg: Perspektiven-Coaching für Frau-
en in Veränderung. 21. / 22. Juli in
Köln; 14. / 15. August in Hamburg; 26.
/ 27. August, 9. / 10. September in
Köln; 16. / 17. September in Hamburg;
9. / 10. September, 6. / 7. Oktober in

Köln: Mit Selbst-Recherche zu neuen
Lösungen. 22. / 23. August in Ham-
burg; 26. / 27. August, 29. / 30. Sep-
tember in Köln; 8. / 9. September in
Hamburg; 14. / 15. Oktober in Köln:
Coaching für Führungskräfte.
DJU, Berlin. 17. Oktober: Existenz-
gründung für Journalisten, Medienbe-
rufler und Künstler.
FAZ, Frankfurt / Main. 10. / 11. Ok-
tober in Oberursel: Aufbaukurs Rhe-
torik. 10. / 11. Oktober in Bad Vilbel:
Fernsehtraining.
FUA, Hamburg. 2. / 3. September:
Akquisitionstraining für Frauen.
MBW, München. 12. / 13. Oktober:
Medientraining.
NA, Hamburg. 10. / 11. Aug. in Köln:
Projektmanagement. 10. Aug. in
Hamburg: Texten fürs Web – Attrakti-
ve Websites für Ihre Kunden. 11. Aug.
in Hamburg: Erfolgreiche Website-
Gestaltung. 4. / 5. Sept. in Hamburg:
Führen ohne Vorgesetztenfunktion.
4. Sept. in Berlin: Aufbau von Präsen-
tationen. 5. Sept. in Berlin: Überzeu-
gend präsentieren. 21. / 22. Sept.:
Effiziente interne Kommunikation.
28. Sept. in München, auch am 
10. Okt. in Frankfurt / Main: Neue
deutsche Rechtschreibung.
PRO, Babelsberg. 7. bis 10. Septem-
ber in Berlin: Avid Xpress Pro.

termine 
Journalismus

Seminare in Brüssel
BRÜSSEL. Das European Jounalism
Centre bietet in Zusammenarbeit mit
der Europäischen Kommission wieder
zahlreiche Seminare für Journalisten
an. Details: www.ejc.nl oder Bianca
Lemmens (lemmens@ejc.nl) Marjan
Tillmans (tillmans@ejc.nl) Fon: 0031 /
43 / 325 40 30.

Großer Bahnhof
KÖLN. Die Unternehmensgruppe 
Dr. Eckert hat den Journalistenpreis
„Bahnhof“ ausgeschrieben.
Der Preis ist mit 5.000 Euro dotiert.
Zugelassen sind Printbeiträge, die
sich mit dem Thema „Bahnhof“ be-
schäftigen.
Bewerbungsschluss: 13. August.
Kontakt: Büro „Journalistenpreis
Bahnhof“, c/o LUDWIG. Presse und
Buch, Dr. Michael Koschinski,
Hauptbahnhof, 50667 Köln,
Fon: 0221 /160 72 10,
Fax: 0221 / 160 72 38,
E-Mail: m.kos@ludwig-koeln.de,
Internet: www.eckert-online.de.
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Redakteure in Tendenzbetrieben – 
Seminar für Betriebsräte in Zeitungs- und Zeit-
schriftenverlagen und dem privaten Rundfunk

18. – 23. September 2006

Seminar für Betriebratsgremien in den Medien 
Thema: Tendenzschutz und Pressefreiheit § 118 BetrVG – 
Betriebliche Mitbestimmung in den Medien

25. bis 29. September 2006

Themenschwerpunkte:
· Mitbestimmungs- und andere Be-

teiligungsrechte des Betriebsrates
in Tendenzbetrieben

· Informationsbeschaffung des Be-
triebsrates in Tendenzbetrieben

Seminarleitung: Uli Janßen
Ort: ver.di – Institut für Bildung,
Medien und Kunst, Teutoburger-
Wald-Str. 105, 32791 Lage-Hörste

Seminar-Nr. : LH F08 -509 181
Unterkunft und Verpflegung:
477 € + MWSt
Seminargebühr: 999 € + MWSt

Freistellungsgrundlage:
§ 37 (6) BetrVG

Anmeldung bei Katja Weber,
E-Mail: weber@bb.verdi-bub.de,
Telefon: 030/ 2639989815 

Ort: Bildungswerkstatt 
Wilhelm Leuschner
Moritzhöfen 25 – 95447 Bayreuth
in der Wilhelm-Leuschner-Stiftung

Weitere Infos: Wolfgang Hasibether

Telefon: 0921/150 72 69 
www.wilhelm-leuschner-stiftung.de

Referenten: Karlheinz Kaschel-
Arnold, München; Ernst Heilmann,
Rostock



Moderne Homöopathie
BADEN-BADEN. Den Journalistenpreis
„Prix Motox“ für Beiträge zu dem
Thema Homöopathie / Homotoxikolo-
gie hat die Internationale Gesellschaft
für Biologische Medizin e.V. ausge-
schrieben. Der Preis ist mit 10.000
Euro dotiert. Bewerbungsschluss:
31. August. Teilnahmeunterlagen:
Internationale Gesellschaft für 
Biologische Medizin e.V., Postfach 
10 00 45, 76481 Baden-Baden, Fon:
07221 / 996 867, Fax: 07221 / 501 410,
E-Mail: info@biogesellschaft.de,
Internet: www.biogesellschaft.de.

Heureka
OBERURSEL. Das Pharmaunternehmen
sanofi-aventis vergibt wieder den
Journalistenpreis Heureka, der speziell
zur Förderung des wissenschaftsjour-
nalistischen Nachwuchses in Deutsch-
land ausgeschrieben wird. Teilnahme-
berechtigt sind JournalistInnen aller
Medienbereiche in den ersten Berufs-
jahren bis zum Alter von 35 Jahren.
Die eingereichten Arbeiten dürfen
maximal zwölf Monate vor Ablauf
der Bewerbungsfrist erstmals veröf-
fentlicht worden sein. Entscheidendes
Kriterium für die Preisvergabe ist die
allgemeinverständliche journalistische
Vermittlung eines aktuellen medizi-
nisch-wissenschaftlichen Themas. Der
Preis ist mit insgesamt 20.000 Euro
dotiert. Die Preise werden als zweck-
gebundene Stipendien für die Reali-
sierung wissenschaftsjournalistischer
Vorhaben mit Fortbildungscharakter –
vorzugsweise im Ausland – vergeben.
Bewerbungsschluss: 15. September.
Kontakt: HEUREKA-Sekretariat, Obere
Zeil 2, 61440 Oberursel, Fon: 06171 /
58 87 41, Fax: 06171 / 58 87 47,
E-Mail: heureka@mslpr.de, Internet:
www.sanofi-aventis.de

Forum Mittelstand
POTSDAM. Für den Journalistenwett-
bewerb „Forum Mittelstand“ können
sich Wirtschafts- und Lokaljournalisten
aus allen Medienbereichen bewerben.
Zum zweiten Mal soll der journalisti-
sche Nachwuchs gefördert und aus-
gezeichnet werden. Außerdem ist ein
Sonderpreis zum Thema „IT-Sicherheit
und Mittelstand“ ausgeschrieben.
Hier gelten die gleichen Teilnahme-
bedingungen. Es werden nur Beiträge
berücksichtigt, die ab dem 1. Oktober
2005 nachweislich veröffentlicht wur-
den. Einsendeschluss: 31. August.
Der erste Preis in den Kategorien
Print / Online und Hörfunk / TV ist mit
jeweils 2.000 Euro und der Nach-
wuchs-Sonderpreis mit 1.000 Euro

dotiert. Zusätzlich werden Sachpreise
vergeben. Anmeldung: www.journa-
listenwettbewerb.de. Kontakt: wbpr
Public Relations, Parkstraße 2,
14469 Potsdam, Fon: 0331 / 201 660,
Fax: 0331 / 201 66-99, E-Mail: bewer-
bung@journalistenwettbewerb.de.

Osteoporose und Ernährung
DÜSSELDORF. Der Bundesselbsthilfe-
verband für Osteoporose e.V. (BfO)
möchte mit seinem Medienpreis Jour-
nalisten fördern, die aufgrund von
Recherchen das Thema Osteoporose
umfassend darstellen. Einen Schwer-
punkt soll das Thema „Osteoporose
und Ernährung“ bilden. Teilnehmen
können Journalisten aus Printmedien,
TV oder Hörfunk. Der Preis ist mit
2.500 Euro dotiert. Bewerbungsschluss:
30. Juli 2006. Kontakt: Bundesselbst-
hilfeverband für Osteoporose e.V.,
Geschäftsstelle, Stichwort „Medien-
preis 2006“, Kirchfeldstrasse 149,
40215 Düsseldorf Fon: 0211 / 301 31
40, Fax: 0211 / 301 314 10, Internet:
www.bfo-aktuell.de

Humanes Sterben
AUGSBURG. Die Deutsche Gesellschaft
für Humanes Sterben (DGHS) hat den
mit 5.000 Euro dotierten Arthur-Koest-
ler-Preis für Journalisten, Autoren und
Schriftsteller ausgeschrieben, die Bei-
träge zur Sterbethematik unter be-
sonderer Berücksichtigung des Selbst-
bestimmungsrechtes veröffentlicht
haben. Berücksichtigt werden neben
Print-Beiträgen auch Bewerbungen
aus den Bereichen Radio und Internet
zwischen September 2005 und 
August 2006 in deutscher Sprache
veröffentlicht worden sein. Einsende-
schluss: 15. August. Kontakt: Deutsche
Gesellschaft für Humanes Sterben
(DGHS), Lange Gasse 2 – 4, 86152
Augsburg, Fon: 0821 / 502 350,
Fax: 0821 / 502 35 55; E-Mail:
info@dghs.de, Internet: www.dghs.de.

Im Zentrum der Mensch
DRESDEN. Der Medienpreis „Im Zen-
trum der Mensch“ befasst sich in 
diesem Jahr mit der „Ethik in der mo-
dernen Medizin“. Ausgezeichnet wird
ein Artikel, der einzelne Aspekte die-
ses breiten Themenspektrums auf all-
gemeinverständliche Weise aufgreift
und gleichzeitig die Komplexität der
Frage reflektiert. Die Beiträge müssen
zwischen dem 1. September 2005
und dem 31. August 2006 in einem
Printmedium veröffentlicht worden
sein. Der Medienpreis ist mit 12.000
Euro dotiert. Einsendeschluss:
5. September. Kontakt: Stiftung Deut-

sches Hygiene-Museum, Medienpreis
„Im Zentrum der Mensch“, Lingner-
platz 1, 01069 Dresden, Fon: 0351 /
484 63 04, Bewerbungsformular:
www.dhmd.de.

Energie anschaulich 
DÜSSELDORF. Die VDI-Gesellschaft
Energietechnik vergibt den Robert-
Mayer-Preis, für Veröffentlichungen
zur Energietechnik und Energiewirt-
schaft. Er ist mit mindestens 3.000
Euro dotiert und kann an bis zu drei
Personen verliehen werden. Als Preis-
träger kommen Journalisten und 
Publizisten in Frage, die in Essays,
Reportagen, Features in Printmedien
oder im Rundfunk sowie in Büchern
informativ, sachkundig und interes-
sant über die Bedeutung der Energie
für unser Leben und die aktuellen
Aufgaben der Energie-Ingenieure be-
richtet haben. Die Beiträge müssen
nach dem 15. August 2004 erschienen
sein. Bewerbungsschluss: 15. August.
Kontakt: VDI-Gesellschaft Energie-
technik (VDI-GET), Postfach 10 11 39,
40002 Düsseldorf, Fon: 0211 / 621 40,
Fax: 0211 / 621 41 75, E-Mail:
get@vdi.de, Internet: www.vdi.de.

Alles beginnt mit dem Hören
MARBURG. Der Publizistik-Preis der
Fördergemeinschaft Gutes Hören
richtet sich an Journalisten, die einen
Beitrag eingehend recherchiert und
die Informationen anschaulich aufbe-
reitet haben. Im Mittelpunkt soll das
Thema ‚Hören’ in all seinen Facetten
stehen. Gefragt sind wissenschaft-
liche Beiträge ebenso wie Dokumen-
tationen über Hörprobleme und ihre
Lösungen. Der Preis ist mit insgesamt
10.000 Euro dotiert. Die Beiträge
müssen in der Zeit vom 15. August
2005 bis zum 31. Juli 2006 in deut-
schen Printmedien, im Rundfunk oder
im Internet veröffentlicht worden sein.
Einsendeschluss: 31. Juli.
Kontakt: Presse- und Informations-
stelle der Fördergemeinschaft Gutes
Hören, c / o medialog, Schuhmarkt 4,
35037 Marburg, Fon: 06421 / 293 60,
Fax: 06421 / 293 660,
E-Mail: volker.lehmann@kilian.de,
Internet: www.fgh-gutes-hoeren.de.

Nachhaltige Entwicklung
BERLIN. Unter dem Motto „Nachhal-
tige Entwicklung“ wurde der econ-
sense-Journalistenpreis ausgeschrie-
ben. Mit dem Preis werden Journa-
listInnen ausgezeichnet, die durch ihr
Engagement helfen, die Idee der nach-
haltigen Entwicklung in den Köpfen
der Menschen zu verankern. Zugelas-

sen sind Beiträge aller Medien. Der
Hauptpreis ist mit 3.000 Euro, der
Nachwuchspreis mit 1.500 Euro und
der Sonderpreis ebenfalls mit 1.500
Euro dotiert. Die Beiträge müssen
zwischen dem 16. September 2005
und dem 24. September 2006 veröf-
fentlicht worden und die Bewerber 
zu diesem Zeitpunkt nicht älter als 30
Jahre gewesen sein. Einsendeschluss:
25. September. Kontakt: econsense –
Forum Nachhaltige Entwicklung der
Deutschen Wirtschaft e. V., Geschäfts-
stelle, Breite Straße 29, 10178 Berlin,
Fon: 030 / 202 814 74, Fax: 030 / 202
824 72, E-Mail: info@econsense.de,
Internet: www.econsense.de.

Jung sein mit Rheuma 
BONN. Der Medienpreis der Deutschen
Rheuma-Liga widmet sich der Thema-
tik: Jung sein mit Rheuma. Journalis-
ten aus allen Medienbereichen sind
aufgerufen, Beiträge zum Thema bis
zum 30. September einzureichen. Der
Preis ist mit 5.000 Euro dotiert. Kon-
takt: Deutsche Rheuma-Liga Bundes-
verband, Referat Öffentlichkeitsar-
beit, Maximilianstr. 14, 53111 Bonn,
Susanne Walia, Fon: 0228 / 766 06 11,
E-Mail: bv.walia@rheuma-liga.de,
Internet: www.rheuma-liga.de.

Bürgerschaftliches Engagement
STUTTGART. Mehr Öffentlichkeit für
das freiwillige Engagement von Bür-
gern schaffen, ist das Ziel des Journa-
listenpreises Bürgerschaftliches Enga-
gement der Robert Bosch Stiftung.
Vergeben werden drei Preise in Höhe
von 5.000, 3.000 und 2.000 Euro und
ein Sonderpreis von 5.000 Euro für
Serien. Ausgezeichnet werden heraus-
ragende Berichte, Reportagen oder
Kommentare. Außerdem ist der Ma-
rion-Dönhoff-Förderpreis, dotiert mit
3.000 Euro, speziell für Volontäre und
Journalistenschüler ausgeschrieben.
Die Beiträge müssen zwischen dem
17. September 2005 und 15. August
2006 erschienen sein. Einsendeschluss:
16. August 2006.
Kontakt: Robert Bosch Stiftung GmbH,
Stephanie Hüther, Presse- und Öffent-
lichkeitsarbeit, Heidehofstr. 31, 70184
Stuttgart, Fon: 0711 / 460 84 29,
Fax: 0711 / 460 84 96, E-Mail: stepha-
nie.huether@ bosch-stiftung.de, Inter-
net: www. bosch-stiftung.de/journali-
stenpreis.

Wirtschaft vor Ort
MÜNSTER. Der Journalistenpreis der
Volksbanken und Raiffeisenbanken,
Spar- und Darlehenskassen in Rhein-
land und in Westfalen würdigt Jour-

service
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nalistInnen, die lebendig, anspruchs-
voll und verständlich komplexe Wirt-
schafts- und Finanzthemen in die 
Alltagswelt der Menschen transpor-
tieren. Prämiert werden herausragen-
de journalistische Beiträge in Bild,
Wort und Ton, die das Ausschreibungs-
thema, „Wirtschaft vor Ort“ mit sei-
ner regionalen Bedeutung transparent
machen. Der Preis wird sieben Mal in
Westfalen und im Rheinland vergeben,
und zwar jeweils in der Höhe von
2.000 Euro in den bestehenden und
ehemaligen Regierungsbezirken Arns-
berg, Detmold, Düsseldorf, Köln, Kob-
lenz, Münster und Trier. Außerdem
wird ein Sonderpreis für besondere
Leistungen in Höhe von 1.000 Euro
vergeben. Teilnehmen können Journa-
listen, die ihre Beiträge im Rheinland
und in Westfalen zwischen dem 
1. Januar und dem 1. September
2006 publiziert haben. Kontakt: Rhei-
nisch-Westfälischer Genossenschafts-
verband e.V., Dr. Thorsten Weiland,
Pressestelle, Mecklenbecker Straße
235-239, 48163 Münster, Fon: 0251 /
718 61 43, Fax: 0251 / 718 62 85,

E-Mail: presse@rwgv.de, Internet:
www.vr-journalistenpreis.de

Umwelt-Medienpreis
RADOLFZELL. Die Deutsche Umwelt-
Hilfe hat ihren DUH-Preis ausgeschrie-
ben. Er wird an Journalisten, Filmer,
Redakteure, Umweltgruppen, Autoren
und Verleger in den Kategorien Print-
medien, Hörfunk und Fernsehen ver-
liehen, die sich in beispielhafter Weise
mit Umweltthemen beschäftigen. Der
Preis ist nicht dotiert. Die Teilnehmer
müssen vorgeschlagen werden, eine
Eigenbewerbung ist nicht zulässig.
Einsendeschluss: 31. August 2006.
Kontakt: Deutsche Umwelthilfe e.V.,
Erika Blank, Jörg Dürr-Pucher, Fritz-
Reichle-Ring 4, 78315 Radolfzell, Fon:
07732 / 99 95 – 90, Fax: 07732 / 99 95
– 88, E-Mail: blank@duh.de

Hörfunk

Rundfunkpreis Mitteldeutschland
HALLE / SAALE. Die Landesmedienan-
stalten von Sachsen-Anhalt, Sachsen

und Thüringen haben gemeinsam den
mitteldeutschen Bürgermedienpreis
für Hörfunk und Fernsehen ausgelobt.
Der Preis soll hervorragende Pro-
grammbeiträge aus den drei Ländern
sowie aus Mitteldeutschland insge-
samt würdigen. Die Jury vergibt in
den Kategorien Hörfunk und Fern-
sehen jeweils die Preise für „Bester
Beitrag“, „Bestes Experiment“,
„Sonderthema: Sport ohne Sponsor?“
und je drei Länderpreise. Insgesamt
werden Geldpreise in Höhe von
10.000 Euro vergeben. Es können Bei-
träge eingereicht werden, die im Zei-
traum vom 30. April 2005 bis 23. Juli
2006 in Offenen Kanälen, nichtkom-
merziellen Radios, Uni-Radios und
Ausbildungs- und Erprobungskanälen
ausgestrahlt wurden. Einsendeschluss:
24. Juli, 12 Uhr. Kontakt: Medienan-
stalt Sachsen-Anhalt (MSA), Reichardt-
straße 9, 06114 Halle / Saale, Kenn-
wort: „Bürgermedienpreis 2006“,
Internet: www.tlm.de/tlm/aktuelles_
service/ausschreibungen/index.php.

Film

Feminale 2006
KÖLN. Das Internationale Frauenfilm-
festival Dortmund-Köln „Feminale“
findet vom 11. bis 15. Oktober in Köln
statt. Programm: www.feminale.de

Menschenrechts-Filmpreis
NÜRNBERG. Der Deutsche Menschen-
rechts-Filmpreis zeichnet herausra-
gende Film- und Fernsehproduktionen
aus, welche die Bedeutung der Men-
schenrechte thematisieren. Er wird in
den Kategorien Profi, Amateur und
Hochschule für Filmproduktionen 
verliehen, in denen das Thema Men-
schenrechte inhaltlich wie formal he-
rausragend umgesetzt wird. Die prä-
mierten Filme werden zusammen mit
didaktischen Materialien für den Ein-
satz in Schulen, auf Festivals oder an-
deren Veranstaltungen angeboten.
Einsendeschluss: 15. September 2006.
Kontakt: Evangelische Medienzentrale
in Bayern, Claus Laabs, Hummelstei-
ner Weg 100, 90459 Nürnberg, Fon:
0911 / 430 42 11, Fax: 0911 / 430 42
14, E-Mail: info@menschenrechts-
filmpreis.de, Internet:www.menschen-
rechts-filmpreis.de

Die Lebensuhr
AUGSBURG. Die Deutsche Gesellschaft
für Humanes Sterben (DGHS) lädt alle
Film- und Fernsehschaffenden ein zur
Bewerbung um den Filmpreis „Die
Lebensuhr“. Gesucht wird eine Film-
produktion (TV oder Kino), die sich in

herausragender Weise mit Themen
wie Selbstbestimmung am Lebensen-
de, Sterbebegleitung und -hilfe, hu-
manes Sterben oder Freitod befasst.
In Frage kommen prinzipiell alle Spar-
ten des Films. Auch ältere Film-Pro-
duktionen können berücksichtigt
werden, allerdings sollte es einen ak-
tuellen Zeitbezug geben, z. B. durch
eine neuerliche Ausstrahlung. Der
Preisträger erhält neben einer Ehren-
urkunde eine wertvolle Taschenuhr mit
Gravur als Symbol für die Endlichkeit
des menschlichen Lebens. Einsende-
schluss ist der 15. August 2006. Kon-
takt: DGHS e.V. , Lange Gasse 2 – 4,
86152 Augsburg, Fon: 0821 / 502 350,
Fax: 0821 / 502 35 55; E-Mail: info@
dghs.de, Internet: www.dghs.de.

Deutscher Wirtschaftsfilmpreis
ESCHBORN. Für den Deutschen Wirt-
schaftsfilmpreis des Bundesministe-
riums für Wirtschaft und Technologie
können Filme rund um das Thema
Wirtschaft eingereicht werden. Reine
Produktwerbefilme und Werbespots
sind von der Teilnahme am Wettbe-
werb ausgeschlossen. Bewerben kön-
nen sich StudentInnen und Berufsan-
fänger, die nicht länger als drei Jahre
auf dem Gebiet des Wirtschaftsfilms
tätig sind. Neben ideellen Preisen für
die besonders eindrucksvolle filmische
Gestaltung werden Geldpreise für die
Nachwuchsförderung in Höhe von
insgesamt 5.000 Euro verliehen.
Einsendeschluss: 31. Juli. Anmeldeun-
terlagen: www.bafa.de/1/de/service/
formulare/formulare_wirtschaftsfoer-
derung.php. Kontakt: Bundesamt für
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
(BAFA), Referat 415, Frankfurter Stra-
ße 29 – 35, 65760 Eschborn, E-Mail:
Peter.Reuss@bafa.bund.de.

Online

Silberne Spinne 
FRANKFURT / MAIN. Der Preis die 
„Silberne Spinne 2006“ wird für
besonders gelungene Internet- und
Intranet-Auftritte von Betriebs- und
Personalräten sowie Mitarbeiterver-
tretungen vergeben. Gremien, die 
am Wettbewerb teilnehmen möchten,
senden eine E-Mail an die Adresse
silbernespinne@liaison.de oder nut-
zen das Anmeldeformular auf www.
liaison.de/seminare/2006/netztage/sil
bernespinne.html. Die E-Mail muss
den Link auf den Webauftritt enthal-
ten, sowie die Kontaktdaten des / der
für die Pflege des Auftritts zuständi-
gen Kollegen/in. Bewerbungsschluss:

service
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15. September 2006. Die Gewinner
erhalten eine Auszeichnung. Je ein
Mitglied aus den Gewinnergremien
kann kostenfrei an den NetzTagen
2006 teilnehmen. Darüber hinaus
werden Porträts der Webauftritte den
Zeitschriften für Betriebs- und Perso-
nalräte sowie den Gewerkschaftsme-
dien zur Veröffentlichung zur Verfü-
gung gestellt. Kontakt: Liaison sprl,
Niederlassung Dessau, Bitterfelder
Str. 43, 06844 Dessau, Fon: 0340 /
50 34 461, Fax: 0340 / 516 95 60,
www.liaison.de, zywek@liaison.de.

Fotografie

Wissenschaft im Bild
LEINFELDEN-ECHTERDINGEN. An dem
deutschen Preis für Wissenschafts-
fotografie können sich alle beteiligen,
die Forschung und Technologie in
jüngster Zeit originell ins Visier ge-
nommen haben. Neben arrivierten
Bildjournalisten sind auch Studierende
der Fotografie und des Fotodesigns
angesprochen. Die Fotos müssen zwi-
schen dem 1. Januar 2005 und dem
15. Juli 2006 entstanden sein und
Menschen und Objekte in Wissen-
schaft und Forschung abbilden. Der
Hauptpreis Einzelfoto ist mit 10.000
Euro, der 2. Preis mit 3.000 Euro und
der 3. Preis mit 2.000 Euro dotiert.
Der Gewinner des Hauptpreises Re-
portage gewinnt eine bezahlte Foto-
reportage für Bild der Wissenschaft
im Wert von 3.000 Euro. Zusätzlich
wird der mit 5.000 Euro dotierte Son-
derpreis „Zukunft gestalten“ verge-
ben. Der Sieger des Preises für Mikro-
/Makrofotografie erhält 2.000 Euro.
Einsendeschluss: 15. Juli. Kontakt:
Bild der wissenschaft, „Deutscher
Preis für Wissenschaftsfotografie“,
Ernst-Mey-Straße 8, 70771 Leinfel-
den-Echterdingen, Internet: www.
deutsche-wissenschaftsfotografie.de/

Wirtschaft im Bild
DÜSSELDORF. Das Handelsblatt hat
den Wettbewerb „Das beste Wirt-
schaftsfoto“ für Profi-Fotografen und
Foto-Designer ausgeschrieben. Der
Sieger erhält 10.000 EUR, zudem gibt
es weitere Sachpreise für die Platzier-
ten. Die Arbeit muss im Jahr 2006
entstanden sein. Einsendeschluss:
15. August. Download Bewerbungs-
unterlagen: www.vhb.de/download/
wirtschaftsfoto2006 

Varia

2. Anti-Bertelsmann-Kongress 
HAMBURG. Unter dem Titel: „Du bist
Bertelsmann ? Wie ein globaler
Drahtzieher Medien, Bildung und Po-
litik steuert.“ findet vom 14. bis 16.
Juli ein Kongress in Hamburg statt.
Veranstalter sind ATTAC Hamburg,
AG Demokratie und Information,
Anti-Bertelsmann-Ini. Programm:
www.medienwatch.de.

„Anpfiff“ für Cross-Media-Award
DARMSTADT. Rund 14.000 Medien-
schaffende werden zur WM erwartet,
darunter zirka 4500 Journalisten.
2006 vergibt die Ifra erstmals die Ifra
XMA Cross Media Awards, den einzi-
gen weltweiten Preis dieser Art. Er
zeichnet besonders innovative und
kreative Sonderprojekte aus, die Zei-
tungen aus der ganzen Welt rund um
die Fußball- Weltmeisterschaft durch-
führen. Neben der gedruckten Zeitung
müssen dabei weitere Medienkanäle
wie Online, mobile Dienste, Sonder-
DVDs, Bücher, Podcasts bis zu Events
im Rahmen eines Sonderprojektes er-
folgreich zum Einsatz kommen. Bis 31.
Juli können sich Zeitungsverlage auf
www.ifra.com/xma registrieren und
ihre Projekte einreichen. Kontakt:
Ifra, Barbara Kropp, XMA Award Team,
Fon: 06151 / 73 36, xma@ifra.com.

leute
Antje Gemeinhardt, bisher AFP-
Redakteurin, wird deutschsprachige
Korrespondentin der Nachrichten-
agentur in London. Gesche Tebben
wurde Ressortleiterin in der AFP-Re-
daktion Gesellschaft und Vermischtes.
Ellen Hasenkamp, bislang Leiterin
der Wirtschaftsredaktion, wechselt als
Kanzlerkorrespondentin ins Bundes-
büro. Peter Wütherich folgt als
deutscher Korrespondent in Washing-
ton auf Daniel Jahn. Stephanie Lob
wird in Brüssel Matthias Lauber
ablösen, der in die Berliner Zentral-
redaktion von AFP zurückkehrt.

Autoren + Reporter heißt ein neues
Netzwerk, zu dem sich rund 20 nam-
hafte freie Journalisten zusammenge-
schlossen haben, die für alle großen
deutschsprachigen Magazine, für Zei-
tungen, Wochenzeitungen und Buch-
verlage tätig sind. Bei einem breiten
Spektrum von Themen ist sich die
Gruppe einig im Bemühen um gründ-
liche Recherche, gute Texte und ver-
antwortungsvollen Umgang mit den
beschriebenen Wirklichkeiten. Das
Netzwerk nutzt den Internet-Auftritt
als Schaufenster und Plattform für
Qualitätsjournalismus. In der Kolumne
„friendly fire“ kommentiert jeweils
ein Mitglied von Autoren + Reporter
im wöchentlichen Wechsel die Tops
und Flops der Medienszene (www.au-
toren-reporter.de).

Asghar Azmayesh, Sprecher der Ge-
schäftsführung des Schleswig-Holstei-
nischen Zeitungsverlags, wurde zum
neuen Vorsitzenden des Verbandes
der Zeitungsverlage Norddeutschland
(VZN) gewählt.

Nicola Bauer, bisher Redakteurin 
bei InTouch (Verlagsgruppe Bauer),
wurde stellvertretende Chefredakteu-
rin des People-Magazins.

Markus Brauckmann, zuletzt Head
of Production and Editorial bei TWI /
IMG Media (Köln), kehrte zur AZ 
Media (Köln) zurück, bei der er schon
von 2001 bis 2005 als Redaktionslei-
ter Zeitgeschichte und stellvertreten-
der Chefredakteur tätig gewesen war.
Er wird jetzt für Sonderprojekte zu-
ständig sein.

Bundesverband Deutscher Zeitungs-
verleger (BDZV): Helmut Heinen
(Kölnische / Bonner Rundschau) wur-
de als Präsident des BDZV ebenso

wiedergewählt wie die Stellvertreter
Wolfgang Pütz (Remscheider Gene-
ral-Anzeiger), Dr. Richard Rebmann
(Schwarzwälder Bote) und Karlheinz
Röthemeier, Vorsitzender des Auf-
sichtsrats der Zeitungs Marketing 
Gesellschaft (ZMG, Frankfurt / Main).
Im Präsidium löste Rudolf Knepper,
stellvertretender Vorstandsvorsitzen-
der der Axel Springer AG, Kay E. Sat-
telmaier (ebenfalls Axel Springer AG)
ab, der nicht mehr kandidierte.

Katja Burghardt wird Chefredakteu-
rin von Essen & Trinken und Viva (G+J).

Marcel Ehmann, bisher Moderator
bei MAIN FM (Frankfurt) und Radio
Primavera (Aschaffenburg), löst als
Moderator der Nachrichtensendung
„Das Journal“ des regionalen TV-Sen-
ders rheinmaintv (Bad Homburg) Hei-
ko Bieser ab, der zu SAT.1 regional
wechselt. Co-Moderatorin Ehmanns
im wöchentlichen Wechsel ist Nata-
scha Berg. Oliver Tzschaschel, ver-
antwortlicher Redakteur der Sendung,
wird stellvertretender Chefredakteur.

Pascal Guimier, bislang Redaktions-
leiter in der Chefredaktion des Sen-
ders France 2, folgt als Chefredakteur
von ARTE auf Gérard Saint-Paul.

Hans-Peter Hagemes, bisher Chef-
korrespondent bei N24, folgt als stell-
vertretender Leiter der Parlaments-
redaktion auf Hans Schregelmann,
der Chefredakteur der Passauer Neu-
en Presse wird. Neue Chefkorrespon-
dentin bei N24 wird Michaela May,
bislang politische Korrespondentin
und Moderatorin bei n-tv.

Lars Haider, zuletzt Redaktionsleiter
bei den Elmshorner Nachrichten,
wechselte als leitender Redakteur zur
Berliner Morgenpost.

Michael Inacker, derzeit Leiter Poli-
tik und Außenbeziehungen bei Daim-
lerChrysler, folgt zum 1. Oktober als
Leiter des Berliner Büros und stellver-
tretender Chefredakteur der Wirt-
schaftsWoche auf Friedrich Thelen,
der in den Ruhestand tritt. Inacker
hatte bis Ende 2003 die Parlaments-
redaktion der Frankfurter Allgemeinen
Sonntagszeitung geleitet.

Philip Hiersemenzel, bisher Presse-
sprecher von n-tv, machte sich selb-
ständig, wird aber auch künftig die
Berliner Talkformate des Senders be-
treuen.
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➧ dju auf der photokina
KÖLN. Die Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) in
ver.di ist mit einem Infostand während der gesamten photokina (26. Sep-
tember bis 01. Oktober) in der Halle 1 „Meet the professionals“ vertreten.
Die dju in ver.di wird sich mit zwei Vorträgen an der inhaltlichen Ausge-
staltung im Bereich „Meet the professionals“ beteiligen. Am Samstag,
den 30. September 2006 um 11.00 Uhr wird ein Vortrag mit Diskussion
zum Thema „Freiberuflichkeit“ stattfinden, Referent ist der freie Journalist
Ulli Schauen. Am Donnerstag, den 28. September 2006 um 15.00 Uhr,
findet ein Vortrag mit Diskussion zum Thema „freiwillige Arbeitslosenver-
sicherung für freie Fotografen“ statt, Referent ist der freie Journalist Hans
Nakielski. Beide Referenten stehen in Anschluss an die Veranstaltung für
Nachfragen am ver.di/dju-Stand zur Verfügung.



preise

Joy Jensen, zuletzt leitende Redak-
teurin bei Laura, wird Chefredakteurin
von vital (Jahreszeitenverlag, Hamburg).

Der Christdemokrat Jean-Claude
Juncker, Ministerpräsident und Fi-
nanzminister Luxemburgs, trat in das
Herausgebergremium der Wochenzei-
tung Rheinischer Merkur (Bonn) ein.

Annette Kümmel, bisher Leiterin
Medienpolitik bei ProSiebenSat.1,
rückte zur Direktorin Medienpolitik
bei der ProSiebenSat.1 Media AG auf.

Christian Langhorst, zuletzt bei Ra-
dio Bremen Wellenchef von Bremen
Vier, wechselt als Leiter des Programm-
bereichs SR 1 Europawelle und Unser-
Ding zum Saarländischen Rundfunk.

Dr. Claudia Nothelle, derzeit im ARD-
Hauptstadtstudio Korrespondentin für
den MDR, löst zum 1. November als
Chefredakteurin des RBB-Fernsehens
Petra Lidschreiber ab, die Leiterin
der RBB-Redaktion Mittel- und Ost-
europa wird. Ihre Vorgängerin Geri
Nasarski übernimmt die Leitung des
Programmbereichs Modernes Leben,
aus dem das von Johannes Unger
geleitete Ressort Dokumentation und
Zeitgeschehen herausgelöst wird.

Personalia bei kabel eins und Pro-
Sieben: Karin Bombe, bisher bei 
kabel eins Leiterin der Abteilung Pro-
grammverwaltung, folgte als Leiterin
des Bereichs Programmplanung auf
Jürgen Hörner, der zu ProSieben
wechselte. Thilo Proff, bisher Pro-
grammchef von kabel eins, wurde
Leiter der neu eingerichteten Abtei-
lung Programmstrategie & -opera-
tions bei ProSieben. Bei kabel eins
folgte ihm René Carl nach, bislang
Chefredakteur. Diese Position über-
nimmt Tanja Deuerling, bisher Chef-
redakteurin von Janus TV. Rolf Hell-
gardt, früher Programmchef der Me-
dienkontor-Gruppe, wird bei kabel
eins Programmchef für Information
und Unterhaltung. Diana Schardt,
zuletzt im Bereich PR bei ProSieben
tätig, folgte als Leiterin des Bereichs
Kommunikation / PR und Business De-
velopment bei kabel eins auf Petra
Fink, die ihrerseits als Leiterin des
neu geschaffenen Bereichs Unterneh-
menskommunikation & Business De-
velopment zu Pro Sieben wechselte.

Iris Radisch, Literaturchefin von 
Die Zeit, folgt im September als 
Moderatorin des „Literaturclubs“ 
(SF / 3sat) auf Roger Willemsen.

Prof. Andreas Schreitmüller, Abtei-
lungsleiter Film bei ARTE, folgte als
Vorsitzender der Stiftung Kuratorium
junger deutscher Film auf Hans-Hel-
mut Prinzler, der in den Ruhestand
ging.

Udo Seiwert-Fauti, langjähriger freier
Korrespondent für deutschsprachige
Medien in Schottland und derzeit
auch freiberuflicher Teamleiter in der
BBC Scotland, wird im Eurodistrikt
Strasbourg / Kehl / Offenburg ein neu-
es Korrespondenten-Projekt initiieren.
Er plant zusammen mit einer ukraini-
schen Kollegin des BBC World Service
ein internationales Medienbüro und,
in Kooperation mit Universitäts- und
Hochschuleinrichtungen, ein Radio-
projekt. Ein weiterer Schwerpunkt
wird die Berichterstattung für britische
und schottische Medien sein.

Verband Freier Lektorinnen und Lek-
toren (VFFL): Andrea Kamphuis
(1. Vorsitzende), Michael Köhler
(2. Vorsitzender) und Monika Rohde
(Finanzen) wurden auf der Mitglieder-
versammlung für weitere drei Jahre
in ihren Ämtern bestätigt.

Uwe Vorkötter, bisher Chefredakteur
der Berliner Zeitung, wird zum 1. Juli
Chefredakteur der Frankfurter Rund-
schau. Er folgt dort auf Wolfgang
Storz, von dem sich der Verlag der
FR trennte. Neuer Chefredakteur und
zugleich Geschäftsführer der Berliner
Zeitung wurde Josef Depenbrock,
bisher Chefredakteur und Geschäfts-
führer der Hamburger Morgenpost.

Christian Wagner, Regisseur und
Professor an der Filmakademie Baden-
Württemberg, wurde auf Vorschlag
des Bundesverbands Regie (BVR) in
der Nachfolge von Marco Kreuz-
paintner in das Auswahlgremium zur
Förderung der Filmproduktionen des
Beauftragten der Bundesregierung für
Kultur und Medien, Bernd Neumann,
berufen.

Heinz-Joachim Weber, Produktions-
direktor des WDR, wurde wegen sei-
ner Verdienste um „die Wahrnehmung
visueller Gestaltungsqualität“ sowie
um die Weiterentwicklung und Auf-
wertung des Deutschen Kameraprei-
ses als außerordentliches Mitglied in
den Bundesverband Kamera (bvk)
aufgenommen.

Der Kulturmanager Jens Wortmann
löste als Vorsitzender des Kuratori-
ums der Alexander-Stiftung (Göttin-

gen) Dr. Ilse-Marie Leaver ab, die
aus Altersgründen ausschied. Die 
Alexander-Stiftung hat sich die Förde-
rung journalistischer Spitzenleistungen
zur Aufgabe gemacht.

Susanne Zinckgraf, bisher Redak-
teurin für die Titel Chemie Technik
und Pharma+Food aus dem Hüthig
Verlag (Heidelberg, Mediengruppe
Süddeutscher Verlag) folgt als Redak-
teurin der Fachzeitschrift Plastverar-
beiter auf Christian Bothur.

Jürgen Zöllner (SPD), neuer Wissen-
schafts- und Kulturminister von
Rheinland-Pfalz, löste als Mitglied im
Verwaltungsrat des SWR Hans-Artur
Bauckhage (FDP) ab. Der Innen-
staatssekretär Roger Lewentz (SPD)
wurde an Zöllners Stelle Mitglied des
SWR-Rundfunkrats.

preise
Der Alternative Medienpreis für nicht-
kommerzielle Radios und Online-Me-
dien wurde zum siebten Mal von Ra-
dio Z (Nürnberg) und dem Bildungs-
veranstalter Nürnberger Medienaka-
demie vergeben. Kategorie Internet:
das Team um Oliver Pauser für die
Filmfehlerseite die-seher.de; Oliver
Moldenhauer und seine Mitarbeiter
für den Webauftritt fairsharing.de;
Christa Ost und Marion Tichy von
der Nürtinger STATTzeitung für die
Website nuertinger-stattzeitung.de.
Kategorie Radio: Andreas March,
Peter Ullrich und Rike Wegner von
den Redaktionen „Raumpatrouillen“
und „Leipziger Kamera“ für ihren
Beitrag „City Control – Soundtrack
für die überwachte Stadt“; Alfred
Görgens von Radio Tonkuhle Hildes-
heim für „Das Rezept der Woche“;
Herby Loitsch und Gudrun Schlos-
ser von Radio Orange 94,0 und
FreundInnen (Wien) für „Ein Tag ge-
gen die österreichische Staatslüge –
Die wahren Opfer haben Namen!“.
Die Preisgelder betrugen je 500 €.

Der ARD-Medienpreis CIVIS für Inte-
gration und kulturelle Vielfalt wird
von der ARD, vertreten durch den
WDR, gemeinsam mit der Freuden-
berg-Stiftung in allen 25 Mitglieds-
staaten der EU und in der Schweiz
ausgeschrieben. Die diesjährigen
Preisträger – Fernsehen / Bereich In-
formation / Europäischer Preis: Patric
Jean (Buch und Regie) für die Doku-

mentation „Das Recht des Stärkeren“
(ARTE); Deutscher Preis: die Doku-
mentarfilmerin und Journalistin 
Nicola Graef für die Dokumentation
„Der Feind im Haus: Wenn aus Kin-
dern Nazis werden“ (WDR-Fernseh-
reihe „Menschen hautnah“). Bereich
Unterhaltung / Europäischer und
Deutscher Preis: Silke Pollmeier für
die Reportage „Das Experiment – 
30 Tage Moslem“ (RTL II). Hörfunk /
Bereich lange Programme: Eleni 
Torossi für das Feature „Verlassen
und auf sich selbst gestellt. Die Kin-
der der Gastarbeiter“ (BR); Bereich
kurze Programme: Osman Engin für
die Kurzsatire „Ich bin Papst“ (WDR).
Young CIVIS media prize: Cerin Hong
für den Dokumentarfilm „Ise Kyopos
– die zweite Generation der im Aus-
land lebenden Koreaner“ (Kölner
Kunsthochschule für Medien). Euro-
päischer ROMA Fernsehpreis: Pilar
Requena für die Dokumentation
„Gypsies: Europeans without a State“
(Televisión Española). Der ARD-Me-
dienpreis CIVIS war mit insgesamt
47.000 € dotiert.

Der Arthur-F.-Burns-Preis für deutsch-
amerikanische Berichterstattung, mit
je 2.000 € dotiert, wird vom Auswär-
tigen Amt und dem Verein „Interna-
tionale Journalisten-Programme“
ausgelobt. Die diesjährigen Preisträ-
ger: Susanne Gieffers für die Arti-
kelserie „9 1/2 Wochen“ (taz); Helen
Fessenden für den Essay „Der Hirte
der Sündenböcke“ (Tagesspiegel) und
Fabian Mohr, Mitarbeiter der Onli-
ne-Redaktion des BR. Den George-F.-
Kennan-Kommentarpreis erhielt An-
dreas Geldner (Stuttgarter Zeitung).

Auszeichnungen für ZDF-Produktio-
nen: Beim 16. FilmKunstFest Schwerin
ging der Hauptpreis (7.500 €) an den
Spielfilm „Schläfer“ (ZDF / ARTE) von
Benjamin Heisenberg; den Nach-
wuchs-Förderpreis (4.000 €) erhielt
Henner Winckler für „Lucy“ (Redak-
tion: Das kleine Fernsehspiel). Eine 
lobende Erwähnung wurde „Sieh zu,
dass du Land gewinnst“ (Redaktion:
Das kleine Fernsehspiel) von Kerstin
Ahlrichs zuteil. Beim 43. Internatio-
nal Television Festival Golden Prague
gewann die Fernsehoper „Burnt 
Toast“ (ZDF / ARTE) von Larry Wein-
stein (Musik: Alexina Louie; Text:
Dan Redican) den Grand Prix. Der
Dokumentarfilm „The Giant Budd-
has“ (ZDF / ARTE) von Christian Frei
(Schweiz) wurde beim 54. Trento
Film-Festival in Norditalien mit einem
der fünf Hauptpreise (1.500 €) ausge-
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zeichnet. Der Dokumentarfilm „Kevin
– lasst mich reden“ (ZDF tivi, Sende-
reihe „Stark!“) von Georg Bussek
erhielt einen Prix Jeunesse in der 
Kategorie „12 bis 15 Jahre“. Beim 
3. Festival des Internationalen Doku-
mentarfilms „Documenta Madrid“
ging der Hauptpreis ex aequo an
„Vor dem Flug zur Erde“ (ZDF / ARTE)
von Arunas Matelis und den fran-
zösischen Film „Alimentation généra-
le“. Der Beitrag „Anne Frank – Ein
Leben im Versteck“ (ZDF tivi, Wissens-
magazin „PuR“) wurde beim interna-
tionalen CIAK Junior Festival + Awards
in Treviso / Italien in der Kategorie
„Audiovisual programme for the edu-
cation of the children“ prämiert. Flo-
rian Gaags Debütfilm „Wholetrain“
wurde auf der Cologne Conference
als bester Film der Reihe „Spectrum
Junger Film“ ausgezeichnet.

Deutscher Kamerapreis 2006 – Sparte
Kinospielfilm / Kamera: kein Preis;
Schnitt: der Editor Hansjörg Weiß-
brich für „NVA“ von Leander Hauß-
mann; Sparte Fernsehfilm / Kamera:
Martin Gressmann für das Doku-
Drama „Die Nacht der großen Flut“;
Sparte Dokumentation / Kamera:
Philip Gröning für „Die große Stille“;
Schnitt: Jürgen Brügger und Jörg
Haaßengier; Reportage: Bernd Um-
breit für „Zeit, die mir noch bleibt –
Diagnose Lungenkrebs“; Bericht:
Hermann Schulz für seine Arbeit in
der Reihe „west.art Meisterwerke:
Richard Serra“; Fernsehserie: Bernd
Fischer für „Der Elefant“; Kurzfilm:
Peter Matjasko für „Akumi“; Kame-
ra-Sonderpreis: Christoph Castor für
die Reportage „Welt der Tiere: Der
Streuner – Eine Katze in Paris“; För-
derpreise: Armin Dierolf (Kamera)
und Tobias Suhm (Schnitt); Ehren-
kamerapreis: Elfi Mikesch.

Der Deutsch-Französische Journalis-
tenpreis wird federführend vom Saar-
ländischen Rundfunk verliehen. Print
(6.000 €): Lorenz Wagner für die 
Reportage „Der General hätte ‚Oui’
gesagt“ (Financial Times Deutschland).
Fernsehen (6.000 €): Imke Meier für
„Vivian – ein halbes Jahr allein Frank-
reich“ (ZDF / Ki.Ka). Hörfunk (6.000 €):
Aurélie Luneau für das Feature 
„Auf den Spuren von Rudi dem Roten“
(France Culture). Internet (6.000 €):
Andreas Noll für das Webangebot
„Spurensuche in einem verunsicher-
ten Land. Frankreich – eine Winterrei-
se (frankreich-forum.de/winterreise).
Nachwuchspreis (4.000 €): das
deutsch-französische Internet-Maga-

zin „Rencontres“ sowie Chefredak-
teurin Johanna Heinen. Ehrenpreis:
Ulrich Wickert, Moderator der ARD-
„Tagesthemen“, langjähriger ARD-
Korrespondent in Paris.

Die Deutsche Fachpresse und die Karl
Theodor Vogel-Stiftung verleihen ge-
meinsam den Preis „Fachjournalist
des Jahres“. 1. Preis: Sybille Wilhelm
für „Überschätzter Chip“ (Der Handel);
2. Preis: Armin Scheuermann für
„Zoff für Zinker“ (Pharma+Food);
3. Preis: Heidrun Krost für „Pfand-
Visionen – Das große Geheimnis“
(Lebensmittel Zeitung). Fachzeitschrift
des Jahres – Kategorie Handel /
Dienstleistungen: TextilWirtschaft
(Verlagsgruppe Deutscher Fachver-
lag); Kategorie Wissenschaft / RWS:
Neue Wirtschafts-Briefe (NWB Verlag).

Moritz Döbler (Berliner Tagesspiegel)
und Oliver Schlicht (Magdeburger
Volksstimme) erhalten für ihre Bei-
träge zum Thema „Innovatives Mittel-
deutschland“ zu gleichen Teilen den
mit 5.000 € dotierten Mitteldeutschen
Journalistenpreis.

Grimme Online Award 2006 – Infor-
mation: „iRights.info“ und das SZ-
Online-Magazin „jetzt.de“; Wissen
und Bildung: die Kinder-Suchmaschi-
ne„Blinde Kuh“ und die interaktive
Reisereportage „Worldtrip.tv“; Kultur
und Unterhaltung: „Ehrensenf“ und
„Riesenmaschine“; Spezialpreis: das
Berliner Weblog „Spreeblick“; Intel-
Publikumspreis. „Ehrensenf“.

dpa-Bild des Jahres – die Sieger in
der Reihenfolge der Plätze. Politik:
Michael Hanschke, Peer Grimm
und Ulrich Perrey; Wirtschaft:
Michael Hanschke, Uwe Zucchi,
Roland Weihrauch; Sport: Roland
Weihrauch, Gero Breloer, Federico
Gambarini; Vermischtes: Karl-Josef
Hildenbrand, Peter Kneffel, Kay
Nietfeld; Regional-Feature: Kay
Nietfeld, Matthias Hiekel, Karl-Jo-
sef Hildenbrand. Insgesamt wurden
Preisgelder in Höhe von 8.750 € ver-
geben.

Meinolf Ellers, Geschäftsführer der
dpa-infocom GmbH, erhielt als Koor-
dinator des europäischen Mobilfunk-
Projektes MIND (Mobile Information
and News Data Services) den von 
der Allianz Europäischer Nachrichten-
agenturen (EANA – European Allian-
ce of News Agencies) erstmals verlie-
henen Award for Excellence in News
Agency Quality.

Fernsehpreis „LiteraVision 2006“ der
Landeshauptstadt München – Kate-
gorie Autorenporträts (5.000 €):
Simone Reuter für „Deutsche Lebens-
läufe: Hannah Arendt – Eine Jüdin
aus Deutschland“ (SWR); Kategorie
Magazinbeiträge (5.000 €): Thomas
Rautenberg für „Frankfurter Grün.
Oder: Wie einer loszog und lernte, die
Pflanzen zu lieben („Hauptsache Kul-
tur“, hr).

Das Filmfestival achtung berlin – new
berlin film award ist ein Projekt von
achtung berlin e.V. in Zusammenarbeit
mit dem Hackesche Höfe Filmtheater.
Die Preisträger – Sektion „Made in
Berlin Brandenburg“ / Spielfilm (2.500
€): „Der Kick“ von Andres Veiel; Do-
kumentarfilm (2.500 €): zu gleichen
Teilen an „Friendly Enemy Alien“ von
John Burgan und „Mañana al Mar“
von Ines Thomsen. Sektion „Towards
Berlin“ / Spielfilm: „Neun Szenen“
von Dietrich Brüggemann; Doku-
mentarfilm: „Portamento“ von Ka-
tharina Werner. Sektion Kurzfilm /
Kurzspielfilm: „Niemand liebt Dich so
wie ich“ von Olivier Kayser; Kurzdo-
kumentation: „Neuanfang“ von Karl
Hagen-Stötzer. Zitty-Leser-Publi-
kumspreis: „Vor Einbruch der Dunkel-
heit“ von Jean Christopher Burger
und Jana Soffner.

Förderpreise für Offene Kanäle 2005
der Landeszentrale für Medien und
Kommunikation Rheinland-Pfalz
(LMK) – 1. Preis (1.500 €): Gi Reiff

(Offener Kanal Trier); 2. Preis (1.000
€): Hugo Lambertz und Walter 
Langer (Offener Kanal Ostbelgien);
3. Preise (500 €): Normen Heiden-
reich (Offener Kanal Rodalben / Pir-
masens) und Dieter Knauf (Offener
Kanal Landau); 4. Preis (300 €):
Rieke Bruning (Offener Kanal Trier).

Die Christophorus-Autorenpreise wer-
den von der Christophorus-Stiftung
im Gesamtverband der Deutschen
Versicherungswirtschaft für publizis-
tische Leistungen auf dem Gebiet
„Sicherheit im Straßenverkehr“ ver-
geben. Print – 1. Preis: Armin Sei-
bert und Günther Bauer (Oeffent-
licher Anzeiger Bad Kreuznach);
2. Preis: Ute Eberle (Zeit Wissen).
Fernsehen – 1. Preis: Andreas Fuchs
(SWR / „ARD Ratgeber Auto & Ver-
kehr). Hörfunk – 1. Preis: Friederike
Kroitzsch (SWR 4); 2. Preis: Barbara
Dobrick (SWR 2). Fachzeitschriften –
1. Preis: Alex Mannschatz (Lastauto
/ Omnibus). Die ersten Preise sind mit
je 5.000 €, die zweiten mit je 2.500 €
dotiert.

Der Filmjournalistin Ute Gebhardt
wurde der mit 2.500 € dotierte Thü-
ringer Journalistenpreis 2006 zuge-
sprochen.

Der Journalist und Autor Bartholo-
mäus Grill, Korrespondent für die
Zeit in Südafrika, erhält den mit
5.000 € dotierten Wolfgang-Koeppen-
Preis der Stadt Greifswald.
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Florian Henckel von Donnersmarck
gewann für seinen Spielfilm „Das Le-
ben der Anderen“ den mit 10.000 €
dotierten new faces award der Peo-
ple-Zeitschrift Bunte in der Kategorie
bester Nachwuchsregisseur.

Der Henri-Nannen-Preis wird vom
Verlag Gruner + Jahr und dem Maga-
zin Stern für journalistische Bestleis-
tungen vergeben. Reportage (5.000 €):
Bartholomäus Grill für „Ich will nur
fröhliche Musik“ (Die Zeit); Besonders
verständliche und anschauliche Be-
richterstattung über einen komplexen
aktuellen oder geschichtlichen Sach-
verhalt: Stefan Willeke und Henning
Sußebach für „Operation Lohndrü-
cken“ (Die Zeit); Investigative Leistung:
Kayhan Özgenc für seine Bericht-
erstattung über „Die VW-Affäre“ (Fo-
cus); Humorvolle und unterhaltende
Berichterstattung: Kurt Kister für
seine Kolumne „Unsere Besten“ über
das Personal der Berliner Republik
(SZ-Magazin); Fotografische Autoren-
leistung: Jim Gehrz (USA) für seine
Fotoreportage „Die Soldatin Jessica
Clements“ (View / Minneapolis Star
Tribune); Engagement für die Presse-
freiheit: Hrant Dink, armenischer
Journalist und Herausgeber der zwei-
sprachigen Wochenzeitung Agos 
(siehe M 06.2006); Sonderpreis der
Stern-Chefredaktion: Die Redaktion
der Zeitung Times Picayune in New
Orleans für ihren journalistischen Ein-
satz während der Hurricane-Katastro-
phe. Der Journalist und Autor Joachim
C. Fest wurde für sein publizistisches
Lebenswerk ausgezeichnet.

Die Internationale Gesellschaft für
Menschenrechte zeichnete drei deut-
sche Journalisten für ihre China-Be-
richterstattung aus: Bernd Ziesemer
für seinen Leitartikel „Das hässliche
China“ (Handelsblatt); Edeltraut
Rattenhuber für den Beitrag „China
mauert im Internet“ (SZ) und Philipp
Eppelsheim für seinen Artikel „Kein
Widerstand, kein Selbstmord, keine
Flucht“ (FAZ).

21. Internationales Dokumentarfilm-
festival München – Dokumentarfilm-
preis des Bayerischen Rundfunks und
der Telepool (10.000 €): „Castells“
von Gereon Wetzel (HFF München);
Preis „Der besondere Dokumentar-
film“ der Bayerischen Landeszentrale
für neue Medien (2.500 €): „Sisters in
Law“ von Kim Longinotto und Flo-
rence Ayisi (Großbritannien); Festi-
val-Preis Horizonte (3.000 €): „Ango-
la – Saudades de quem te ama“ von

Richard Pakleppa (Namibia); Förder-
preis des FilmFernsehFonds Bayern
(5.000 €): „Yazids Brüder“ von David
Vogel (HFF München); Preis der Firma
Avid Technology GmbH (Sachpreis):
„Pornotalk – Von Pfandflaschen und
Traumfrauen“ von Martin H. Schmitt
(Deutschland).

52. Internationale Kurzfilmtage Ober-
hausen: Preise des Internationalen
Wettbewerbs / Preise der Internatio-
nalen Jury – Großer Preis der Stadt
Oberhausen (7.500 €): „N12°13.062’
/ W001°32.619’ Extended“ (Belgien /
Burkina Faso) von Vincent Meessen;
Hauptpreise (je 3.500 €): „Toi, Wa-
guih“ (Frankreich) von Namir Abdel
Messeeh und „Civil Status“ (Russ-
land) von Alina Rudnitskaya. ARTE-
Preis für einen europäischen Kurzfilm
(2.500 €): „Casio, Seiko, Sheraton,
Toyota, Mars“ (Deutschland) von Sean
Snyder; Preis der Jury des Minister-
präsidenten des Landes NRW (5.000 €):
„City Scene“ (VR China) von Zhao
Liang; FIPRESCI-Preis: „Toi, Waguih“;
Preis der Ökumenischen Jury (1.500 €):
„Me First“ (Kenia) von William
Owusu; Preis der Kinojury: „Zakaria“
(Italien) von Gianluca und Massimi-
liano De Serio; Preis der Internatio-
nalen Kurzfilmtage Oberhausen (500
€): „Hanne“ (Ungarn) von Éva Ma-
gyarósi. Preise des Deutschen Wett-
bewerbs / Hauptpreis (5.000 €): „Rien
du tout“ (Deutschland / Frankreich)
von Maya Schweizer und Clemens
von Wedemeyer; 3sat-Förderpreis
(2.500 €): „o.T.“ (Deutschland) von
Anna Berger. Preise des Kinder- und
Jugendfilmwettbewerbs / Preis der
Kinderjury (1.000 €): „Maré Capoei-
ra“ (Brasilien) von Paola Barreto
Leblanc; Preis der Jugendjury (1.000
€): „Pandasyndromet“ (Dänemark)
von Rune Schjøtt. MuVi-Preise: kein
erster Preis; zweite Preise (je 2.000 €):
„Black Lead“ (Death in Vegas) von
Corine Stübi und „It’s All Blooming
Now Mt. Heart Attack“ (Liars) von
Markus Wambsganss; MuVi-Online
Publikumspreis: „Chirurgie 2010“
(Fehlfarben) von Pyrolator.

13. Internationales Trickfilmfestival
Stuttgart – die Preisträger des SWR-
Publikumspreises: 1. Preis (6.000 €):
„Ego Sum Alpha et Omega“ von Jan-
Peter Meier (Kunsthochschule Kas-
sel); 2. Preis (4.000 €): „Kutoja – 
The Last Knit“ von Laura Neuvonen
(Finnland); 3. Preis (2.000 €): Musik-
video der Sängerin Emiliana Torrini
von David Lea (Großbritannien);
Förderpreis der MFG Filmförderung

Baden-Württemberg (10.000 €): „Over-
time“ von Oury Atlan, Damian Fer-
rié und Thibault Berland (Frankreich).

Günther Jauch, Fernsehschaffender,
und Giovanni di Lorenzo, Chefre-
dakteur der Wochenzeitung Die Zeit,
erhielten „für ihren anspruchsvollen
Umgang mit der deutschen Sprache“
den Medienpreis für Sprachkultur
2006 der Gesellschaft für deutsche
Sprache (GfdS). Der mit 5.000 € do-
tierte Preis der Alexander-Romberg-
Stiftung ging an den Nachwuchsjour-
nalisten Roman Pletter (Die Welt,
brand eins).

Journalistenpreis „Zukunft für Kinder“
der Kinderhilfsorganisation WORLD
VISION: Ausgezeichnet wurden der
ARD-Fernsehkorrespondent Udo Lie-
lischkies (Reportage „Asjats neue
Hände“), Annette Dittert (Dokumen-
tation „Kalkutta – Glück ist, wenn
man jemand hat, den man mag“,
ARD), Matthias Maruhn („Ugandas
bartlose Veteranen“, NRZ), Friederike
Wyrwich (Radio-Feature „Gleiche
Rechte für alle – Das Leben von Kin-
dern in Südafrika“, Deutschlandra-
dio), der Filmemacher Manuel Fenn,
die TV-Autorin Siv-Brit Kühl, die 
Radio-Autoren Dagmar Wittek und
Henning Mielke sowie die Zeitungs-
redakteure Miriam Opresnik und
Ute Mansion. Der Preis wurde zum
ersten Mal vergeben.

Der „J. Henry Schroder Award“, erst-
malig ausgelobt von der Investment-
gesellschaft Schroders, zielt auf die
Veröffentlichungen junger Finanz-
journalisten zu den Themen Altersvor-
sorge und Vermögensaufbau.
1. Preis (5.000 € und Fortbildung):
Hannah Wilhelm-Fischer (Börse on-
line); 2. Preis (3.000 €): Marc Schür-
mann (Stern-Jugendmagazin Neon);
3. Preis (2.000 €): Nadine Oberhu-
ber (Die Zeit). Als nicht-jugendliche
Journalistin gewann Ulrike Heitze
(karriere) einen Preis in Höhe von
4.000 €.

Der Journalistenpreis „Bezahlen mit
Karte im Alltag“ wird von der Spar-
kassen-Finanzgruppe getragen und
ist mit insgesamt 10.000 € dotiert.
1. Preis: Ulrike Heitze, Redakteurin
im Ressort Geld und Service des 
Magazins karriere (Verlagsgruppe
Handelsblatt), für den Artikel „Typ-
beratung“; 2. Preis: Pieke Biermann
für die Reportage www.bankraub.com
(Tagesspiegel); 3. Preis: Corinna Weiß
für den Beitrag „Der goldene Chip

macht es möglich“ (Westdeutsche
Allgemeine Zeitung).

Journalistenpreis der deutschen Zei-
tungen / Theodor-Wolff-Preis 2006 –
Kategorie Allgemeines (je 6.000 €):
Maxim Leo für „Die Spur des Ver-
führers“ (Berliner Zeitung) und Marc
Brost für „Mensch, Ackermann“ (Die
Zeit); Kategorie Leitartikel / Kommen-
tar / Essay (6.000 €): Stefan Geiger
für „Keine Freiheit ohne Gleichheit –
und umgekehrt“ (Stuttgarter Zeitung);
Kategorie Lokales (6.000 €): Jens 
Voitel für „Vor Gericht“ (Emder Zei-
tung) und Christine Kröger für
„Auch die Gewalt hat eine Dauer-
karte“ (Weser-Kurier, Bremen). Karl
Feldmeyer, langjähriger Parlaments-
korrespondent der FAZ, wurde für
sein Lebenswerk ausgezeichnet.

Der Journalistenpreis „unendlich viel
energie“ wurde von der Informations-
kampagne für Erneuerbare Energien
(Berlin) erstmals ausgelobt. Kategorie
Print / Online: Harald Schumann für
„Strategiespiel um die Windkraft“
(Geo); Kategorie Foto: Jan Oelker
(„Strategiespiel um die Windkraft“);
Kategorie TV / Hörfunk: Axel Weiß
für das Radiofeature „Heiße Steine –
sanfter Strom“ (SWR); Sonderpreis
Nachwuchsjournalisten: Monika
Seynsche für „Wind machen für For-
schungszwecke“ (Deutschlandradio
Kultur); Sonderpreis Lokalberichter-
stattung: Michael Schröder für „Im
grünen Tal der weißen Kohle“ (Mann-
heimer Morgen); Anerkennungen:
Mathias Irle (brand eins), Sabine
Scheltwort (karriere) und Paul
Langrock (Fotos in der Zeitschrift
neue energie).

Journalistinnen-Preis von der Zeit-
schrift Emma initiiert und vom Land
NRW gefördert. Die diesjährigen
PreisträgerInnen – 1. Preis (3.000 €):
Heike Faller für „Haben wir die
Emanzipation verspielt?“ (Die Zeit);
2. Preis (2.000 €): Tina Hildebrandt
für „Kein Mann, kein Kind, kein
Hund“ (Die Zeit); 3. Preis (1.000 €):
Fiona Ehlers für „Und ewig grüßt
der Muezzin“ (Der Spiegel); Förder-
preis (500 €): Lara Fritzsche für
„Meine Freundin Ana“ (Kölner Stadt-
anzeiger); Männerpreis (1.000 €):
Finn Canonica für „Mütter zweiter
Klasse“ (Das Magazin, Schweiz).

LFK-Medienpreise 2006 der Landes-
anstalt für Kommunikation Baden-
Württemberg für Privatsender – Hör-
funk / Information: Stefanie Müller
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für „Scholl-Schwester in Ulm“ (Do-
nau 3 FM); Unterhaltung: Jugendra-
diogruppe „airmail“ (Böblingen) der
Landesvereinigung Kulturelle Jugend-
bildung e.V. für „Chart Crime – Ver-
brechen an der Musik“; Promotion:
Tobias Hena, Danny Moore, Bar-
bara Müller und Martin Pfeffer für
die Aktion „Königstraße für Euro 2,50“
(Die Neue 107,7, Stuttgart); Volon-
täre: Thomas Ultsch für die Glosse
„Der eiserne Rechtschreibevorhang“
(Radio 7); Hochschulen und Ausbil-
dungseinrichtungen: Jochen Hubma-
cher vom LernRadio der Musikhoch-
schule Karlsruhe für „Die Schicksals-
sinfonie – Entscheidung unter Flut-
licht“ (auch Publikumspreis).
Fernsehen / Information: Berichterstat-
tung von R.TV Stuttgart zur Bundes-
tagswahl 2005 sowie Marcel Kehrer,
Daniel Schunn und Daniel Strienz
für „Ein Obdachloser zieht ins Hexen-
häusle“ (RTF.1); Unterhaltung: Jutta
Sauerburger und Simon Kraus für
die Langzeitreportage über eine 
Laienfilmgruppe (R.TV Karlsruhe);
Promotion: Dan Lachozwianski für
„Testimonials Metropolregion Rhein
Neckar“ (Rhein-Neckar Fernsehen,
Mannheim); Videojournalist: Matthi-
as Bauersachs für „Phishing – Vor-
sicht Internetbetrüger“ (R.TV Böblin-
gen); Innovationspreis: der Jugend-
sender bigFM für das Handyangebot

„visual radio“. Publikumspreis: Jutta
Sauerburger und Simon Kraus für
„Mord im Murgtal“ (R.TV Karlsruhe).
Die Preisgelder betrugen insgesamt
27.000 €.

Das RBB-Kulturradio erhielt bei den
Zonser Hörspieltagen 2006 für die
Produktion „Boxhagener Platz“ nach
dem gleichnamigen Roman von Tors-
ten Schulz (Regie: Gabriele Bigott)
den mit 2.500 € dotierten Hörspiel-
preis der Stiftung Kulturpflege und
Kulturförderung der Sparkasse Neuss.

Der Filmemacherin Alina Rudnitskaya
(Moskau) wurde das European Media
Artists in Residence Exchange Stipen-
dium 2005 bei der Werkleitz Gesell-
schaft (Halle / Saale) zugesprochen.

Michael Ryberg, Sportredakteur bei
der Neuen Rhein Zeitung (Düsseldorf),
erhielt für seine Berichterstattung
über die Saison 2006 der Football-
Europaliga den undotierten Preis
Journalism Award 2006 – Reporter of
the year, den die National Football
League (NFL) erstmals vergab.

Andres Veiel gewann bei den Inter-
nationalen Filmfestspielen Visions du
réel in Nyon / Schweiz für den Film
„Der Kick“ (ZDFtheaterkanal) den
Hauptpreis.

anzeigen



Journalistische Programme
und Praktika im Ausland
Zweite, aktualisierte und 
erweiterte Auflage
„Die beste Bildung findet ein gescheiter
Mensch auf Reisen“ stellte schon der Ge-
heimrat Goethe fest. Viele junge Men-
schen, die ihren Berufsweg in den Medien
sehen, aber auch viele Journalistinnen
und Journalisten würden gern einmal im
Ausland arbeiten. Welche Möglichkeiten
gibt es? Worauf sollte man achten? Tipps
zur Suche und Vorbereitung für ein Aus-
landspraktikum, Informationen über jour-
nalistische Austausch- und Weiterbil-
dungsprogramme, Reisestipendien und
Ansprechpartner bietet die erweiterte Neu-
auflage dieser beliebten Broschüre in Text
und Tabellen.

W-1786-19-0606

Fuß fassen – Wege in den
Journalismus
Das Handbuch zum Einstieg
in den Journalismus

Alle Wege führen bekanntlich nach Rom
und viele in den Journalismus. Praktikum,
Volontariat oder Journalistenschule, Me-
dien-Studien oder Einstieg über die Ju-
gendmedien, davon berichten junge Leu-
te, die sich gerade erst auf den Weg ge-
macht haben. Darüber schreiben Journali-
stinnen und Journalisten, die junge Leute
ausbilden und ihre Erfahrungen weiterge-
ben. Doch „Fuß fassen“ bietet mehr als
Ausbildungstipps: Wohin geht die Me-
dienpolitik? Berufsperspektiven für Feste
und Freie, Podcasting als neue Möglich-
keit der individuellen Mediennutzung
und die schleichende Entwicklung der
Schleichwerbung sind nur einige der vie-
len weiteren Themen.

W-1786-17-0206

Ansprechpartner und 
Bestellungen 
in den Ländern 
im ver.di- Fachbereich 
Medien, Kunst und Industrie

Adressen über:
http://dju.verdi.de/Kontakt

Der Volo-Ratgeber

Was ist ein Volontariat und was nennt
sich nur so? Welche Ausbildung ist in den
Tarifverträgen vorgesehen? Wie unter-
scheidet sich die Ausbildung in öffentlich-
rechtlichen und privaten Rundfunkhäu-
sern? Was hat der Betriebsrat mit dem Vo-
lontariat zu tun und welche Pflichten hat
ein/e „Volo“ in der Redaktion? Eine Nach-
schlagehilfe rund um den journalistischen
Berufseinstieg.

W-1786-20-0606
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